7t

Kanton Bern
Canton de Berne

Direktion fiir Inneres und Justiz

Minstergasse 2
Postfach

3000 Bern 8

+41 3163376 76
dij@be.ch
www.be.ch/dij

Offentliche Konsultation «Stirkung der Krisenresistenz der Unternehmen»:
Stellungnahme Kanton Bern

Vorbemerkungen

Die Erfahrung der Konkursamter zeigt, dass in vielen Fallen, in denen KMUs schlussendlich in Konkur-
sen landen, die Verhaltnisse nicht so einfach sind, wie sie im Gutachten dargestellt werden. Oft fehlt es
gerade in Kleinstbetrieben an serids geflhrter Buchhaltung und Organisation. Ob diese in der Lage sein
werden, sich im Rahmen eines besonderen COVID-19-Nachlasses ausreichend neu zu organisieren,
muss bezweifelt werden.

Zu den Fragen

1. Zum Grundsatz: Sehen Sie grundsatzlichen notrechtlichen Handlungsbedarf im Gesellschafts-
und Betreibungsrecht?

Ja. Es besteht klarer Handlungsbedarf, damit eine unnétige Welle von Konkursen und damit nachhaltige
Schaden in der Wirtschaft vermieden werden kdnnen.

Der Kanton Bern halt es aber auch fir wichtig, dass — wie in Kapitel 2.14 der Konsultationsbeilage 3
vorgeschlagen — die Bestimmungen zur Insolvenzentschadigung gemass Artikel 58 AVIG auch fir die
COVID-19-Notstundung gelten. Damit kann sichergestellt werden, dass betroffene Arbeitnehmende
durch die Arbeitslosenkassen eine adaquate Unterstlitzung erhalten.

Bund und Kantone haben sich bereits grosszligig gezeigt im Zusammenhang mit Stundungen von Steu-
ern und Gebuhren. Mit dem Nachlassrecht wird vieles an Bedirfnissen bereits abgedeckt. Auch im Rah-
men von Konkursverfahren sind durchaus ,Sanierungen® méglich. Das Konkursverfahren wird in der Re-
gel rascher abgewickelt als ein Nachlass. Ubertragungen beispielsweise an Auffanggesellschaften sind
auch im Konkurs im Rahmen von Notverkaufen bei gewissen Voraussetzungen maoglich. Gleiches gilt fur
Kindigungen von Dauerschuldverhaltnissen. Will eine Unternehmung also eine Art Neustart wagen, bie-
tet der Konkurs gegeniiber dem Nachlass gewisse Vorteile, insbesondere ist das Konkursverfahren we-
sentlich kostengunstiger als der Nachlass.

Nichtsdestotrotz ist das Instrument einer speziellen COVID-19-Stundung als zusatzliche Mdglichkeit zu
begrissen. Aus Sicht der Betreibungs- und Konkursamter ist ein Handlungsbedarf grundsatzlich erkenn-
bar, die Risiken des Missbrauchs, insbesondere im Falle einer Ausgestaltung nach dem Gutachten, sind
aber gegentiber dem Nutzen ebenfalls zu berticksichtigen.
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2. Zum Vorschlag bei drohender Uberschuldung: Wie beurteilen Sie den Vorschlag, die Pflichten
gemass Artikel 725 Absatz 2 Obligationenrecht fur die Dauer der Massnahmen gemass dem 3. Ab-
schnitt der COVID-19-Verordnung 2 teilweise auszusetzen?

Der Kanton Bern stimmt dem Vorschlag zu. Es stellt sich die Frage, wie im Hinblick auf die Frage 3 ein
Vorgehen beispielsweise von Einzelfirmen, die bewusst nicht von den Ausfiihrungen zu Art. 725 Abs. 2
OR betroffen sind, festgelegt werden kann.

3. Zum Vorschlag betreffend die Anpassungen im Betreibungsrecht: Wie beurteilen Sie den Vor-
schlag, das Nachlassverfahren im SchKG anzupassen und zusatzlich ein einfaches Stundungs-
verfahren fur KMU einzufuhren?

Anpassungen Nachlassrecht

Ziff. 1.1: Unter der Annahme, dass diese Anpassungen nur temporar sind, erscheint der erleichterte Zu-
gang zu einer Nachlassstundung als sinnvoll. Eine Konkurserdffnung nach Einreichung des Gesuches
soll vermieden werden. Entsprechend kénnen die Nachlassgerichte rascher tiber die Stundung entschei-
den. Es wird hier jedoch nicht abgegrenzt, ob das Gesuch infolge von COVID-19 notwendig geworden ist
oder nicht. Die Erleichterung sollte jedoch zur Vermeidung von Missbrauchen nur fir solche Falle gelten.
Eine Anpassung des Nachlassrechts birgt das Risiko, dass Arbeit unnétigerweise teuren Sachwaltern
zugewiesen wird, was Gelder verschlingt, die anders besser fur die Gesamtwirtschaft verwendet werden
kénnen.

Ziff. 1.2: Auch die verlangerte Frist nach Art. 293a Abs. 2 SchKG durfte nur fir Schuldner gelten, welche
infolge von COVID-19 sich zu einer Stundung gezwungen sahen.

Einfihrung COVID-19-Stundung

Der Kanton Bern sieht in der COVID-19-Stundung ein fur die Unterstitzung der Schuldner gangbares
Instrument. Nicht vernachlassigt werden dirfen bei der Entscheidung tber die Einfihrung dieses Instru-
ments gegeniber der Aktivierung der Notstundung aber, dass nicht nur die Rechte der Schuldner, son-
dern insbesondere auch die Rechte der Glaubiger betroffen sind.

In der Notstundung wird spatestens bei der Bewilligung die Aufnahme eines Glterverzeichnisses ange-
ordnet. Es wird also behordlich festgestellt, was zu Beginn des Verfahrens vorhanden ist. Zudem kénnen
die Glaubiger ihre Guthaben gegeniiber dem Schuldner zumindest bis zur Pfandung (bzw. Konkursan-
drohung) auf dem Betreibungsweg geltend machen. Die Glaubigerrechte werden auch mit behérdlicher
Hilfe gewahrt. Schliesslich kommen auch die Sicherungsmassnahmen des Arrestes und der Retention
bei Bedarf zum Einsatz. Im Gegenzug dazu ist die COVID-19-Stundung vor allem auf die Unterstitzung
des Schuldners ausgerichtet. Betreibungen sollen gar nicht mdglich sein, ausgeschlossen werden sollen
auch der Arrest und die Retention. Eine verbindliche Darstellung, was zu Beginn des Verfahrens an Ver-
maogenswerten vorhanden ist, ist auch nicht vorgesehen. Das alles schwacht die Position des Glaubigers
gegenuber dem Schuldner, der sich im Normalfall selbststdndig und ohne Sachwalterunterstitzung soll
organisieren konnen.

Wird dieser Problematik ausreichend Beachtung geschenkt und kommt der Bundesrat zum Schluss, die
COVID-19-Stundung sei der fur alle Parteien bessere Weg als die Notstundung, sollten folgende Fragen
und Themenkreise vorgangig geklart werden.

a) Welches sollen die genauen Hiirden fir eine COVID-19-Stundung sein? Die finanzielle Situation per
31.12.2019 ist sicher ein guter Ansatz. Auch der Uberlegung, die Unternehmensfiihrung misse die zu-
kinftigen Szenarien erklaren kdnnen, ist zuzustimmen. Wenn das gesamte Verfahren inkl. Gesuch ver-
einfacht werden soll, so regen wir an, auch durch den Nachlassrichter zu prifende — und darum mit
dem Gesuch einzureichende — Unterlagen (Jahresabschluss, Betreibungsregisterauszug etc.)
festzulegen, damit auch die Nachlassgerichte die Gesuche effizient abarbeiten kénnen.
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b) Wenn das Verfahren zur COVID-19-Stundung ein einfaches Verfahren sein soll und die Verhaltnisse
selbst nach Annahme des Gutachters in den allermeisten Fallen Ubersichtlich sind, sollte bei der COVID-
19-Stundung vom Grundsatz her auf die Bestellung eines Sachwalters verzichtet werden. Der wirtschaft-
liche Fortbestand einer KMU hangt auch in normalen Zeiten wesentlich von den Fahigkeiten der Flihrung
ab, Herausforderungen rechtzeitig zu erkennen, einen Uberblick tiber Guthaben und Verbindlichkeiten zu
behalten und das Unternehmen aktiv zu fihren. Nur wer in normalen Zeiten dazu in der Lage ist, wird
langfristig auf dem Markt bestehen. Wer dazu aber in normalen Zeiten in der Lage ist, dem muss auch
zugemutet werden kdnnen, die anfallenden Aufgaben wahrend der Stundung ohne teure fremde Hilfe so
wahrzunehmen, dass eine selbststéandige Riickkehr in den Ublichen Betriebsmodus nach der COVID-19-
Stundung in Verbindung mit den tGbrigen COVID-19-Massnahmen maglich ist. Der Beizug eines Sach-
walters ist auf klar zu definierende Falle zu beschranken. Ist die Eigentimerschaft einer KMU nicht in
der Lage, mit allen Massnahmen auf die Beine zu kommen, so befindet sie sich genau in der Situation,
die nach einem normalen Nachlassverfahren oder einer Konkurserdéffnung ruft.

c) Falls der Beizug von Sachwaltern beabsichtigt ist, stellt sich die Frage nach den Kosten, fiir die nach
dem Vorschlag die 6ffentliche Hand und damit die Steuerzahler vollumfanglich aufkommen sollen, ohne
auch nur einen Anhaltspunkt hinsichtlich des Kostenumfanges zu haben.

Systembedingt beziehen Sachwalter und Liquidatoren fir ihre Arbeit im Rahmen von Nachlassverfahren
oft hohe Honorare. Die von ihnen begleiteten oder selbst ausgefiihrten Arbeiten unterscheiden sich nicht
von Handlungen der Konkursamter zu Betriebstibernahmen, Verwertungen und Verteilungen. Wo Unter-
nehmen in einem normalen wirtschaftlichen Umfeld eine gewisse Wahl haben und sich bewusst fiir das
teure Nachlassverfahren entscheiden kénnen, haben sie das in der aktuellen Situation weniger bis gar
nicht.

Wir stimmen mit dem Gutachten liberein, wonach es sich in den meisten Fallen um Uberschaubare Ver-
fahren handeln, in denen entsprechend unseren Ausfilhrungen zu b) kein Sachwalter nétig ist. Wir regen
daher an, fiir den COVID-19-Nachlass die Kosten auf die Kostenstruktur, die in Konkursverfahren
gilt, zu beschranken und Art. 55 GebV SchKG fiir COVID-19-Stundungen als nicht anwendbar zu
erklaren. So kénnte fiir die GUberschaubaren Verfahren ein fairer und den Rahmenbedingungen ange-
messener Kostenrahmen bestimmt werden.

Nebeneffekt: Die Konkursamter stellen sich auf eine Flut an Konkursverfahren ein. Sie sind mit der Auf-
nahme von Inventaren, mit Verhandlungen mit Glaubigern und Partnern der Schuldner aus ihrer tagli-
chen Arbeit vertraut. Sie kénnten das System allenfalls im Rahmen der Ubernahme von Sachwalterman-
daten entlasten, zumal der Gutachter selbst ausfiihrt, es wiirde an ausreichend qualifizierten Sachwal-
tern fehlen.

d) In begriindeten Fallen soll auf die 6ffentliche Bekanntmachung der COVID-19-Stundung verzichtet
werden. Demensprechend soll Art. 293¢ Abs. 2 Bst. a-c SchKG sinngemass gelten. Gemass Art. 293¢
Abs. 2 Bst. a SchKG entfallt somit die Mitteilung an die Amter. Demnach wiirde eine Mitteilung an das
Betreibungsamt ausbleiben. In Anbetracht der méglichen Vielzahl an Verfahren ware es zwingend,
das Betreibungsamt in jedem Fall zu avisieren. Ansonsten besteht die Gefahr, dass unglltige Betrei-
bungshandlungen (vgl. Ziff. 2.7, Beilage 3) vorgenommen werden. Daraus entstehen administrative
Mehraufwande, die es zu vermeiden gilt.

Bemerkungen zur Notstundung:

Die Notstundung ist bezlglich Schuldner- und Glaubigerrechte ausgewogener ausgestaltet als die mégli-
che COVID-19-Stundung. So kénnen die Glaubiger ihre Rechte auf dem Wege der Zwangsvollstreckung
in Anwendung von Art. 343 SchKG zumindest sichern. Unzweifelhaft wiirden die Gerichte und auch die
Betreibungsamter (Aufnahme Guterverzeichnis, Art. 341 SchKG) starker beansprucht. Weiter stiinde
nach aktueller Rechtslage die Notstundung allen Schuldnern offen. Allenfalls ware der Kreis der legiti-
mierten Schuldner entsprechend auf KMU einzugrenzen. Eine Verklrzung oder gar ein Verzicht der
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~operrfrist* nach Art. 349 Abs. 2 SchKG zumindest fir eine nachgelagerte Nachlassstundung ware denk-
bar. In Bezug auf die Haftungsgriinde kann Rechtssicherheit geschafft werden, indem eine entspre-
chende Reglung ebenfalls verordnet wird (vgl. Ausflihrungen zu Gutachten Lorandi, Rz. 99).

Weitere Bemerkungen

Die Beilage 3 enthéalt ein paar Bestimmungen, die sich negativ auf die Wirtschaft auswirken kénnen.

So soll die Stundung gemass den Ziffern 2.6 und 2.7 von Beilage 3 samtliche Forderungen gegen den
Schuldner umfassen, welche vor der Bewilligung der Stundung bzw. bis zum 30. Mai 2020 entstanden
sind. Damit wird das Problem der fehlenden Gelder von denjenigen Unternehmen, die sich fiir eine CO-
VID-19-Stundung entscheiden, auf ihre Glaubiger abgewalzt. Diese kdnnen ihre schon vor den COVID-
19-Massnahmen bestehenden und allenfalls schon falligen Guthaben bei ihren Kundinnen und Kunden
Uber etliche Monate nicht eintreiben. Das wiederum birgt die hohe Gefahr, dass auch diese Glaubiger
noch mehr in finanzielle Engpasse geraten und dass eine COVID-19-Stundungs-Lawine losgetreten wird.
Im Endergebnis wirde in Bezug auf KMU faktisch nichts anderes als ein verscharfter Rechtsstillstand auf
unbestimmte Zeit geschaffen. Es sollen selbst die minimalsten Rechte der Glaubiger zur Sicherung ihrer
Guthaben, beispielsweise der Arrest, ausgeschlossen werden, die im Rahmen des Rechtsstillstandes
den Glaubigern immerhin noch zur Verfigung stehen. Es missten darum mindestens Szenarien bedacht
werden, wie eine solche Spirale im Falle ihres Eintreffens durchbrochen werden soll. Fiir Schulden, wel-
che bereits vor den zweifellos einschneidenden Massnahmen des Bundes bestanden, sollten die
Wirkungen der COVID-19-Stundung nicht zur Anwendung kommen. Somit stiinde den Glaubigern
zumindest fUr diese Forderungen der Weg der Zwangsvollstreckung offen. Eine solche zeitliche Ein-
schrankung dirfte einem allfalligen Missbrauch entgegenwirken.

Ziffer 3.2 der Beilage 3 schliesst die paulianische Anfechtung von Handlungen in Bezug auf die Verwen-
dung von Geldmitteln, welche der Schuldner unter der COVID-19-Solidarbirgschaftsverordnung erlangt
hat, aus. Die Geldmittel werden in der Regel durch Gutschrift auf einem Konto des Schuldners zur Verfi-
gung gestellt. Damit vermischen sich die Geldmittel mit den Ubrigen auf dem Konto befindlichen und ins-
kiinftig hinzukommenden Geldern. Die in Ziffer 3.2 der Beilage 3 vorgesehene Bestimmung fuhrt faktisch
dazu, dass die paulianischen Anfechtungsmaoglichkeiten in einem nachfolgenden Konkursverfahren aus-
gehebelt werden. Durch die Vermischung der Gelder kann nie bestimmt werden, welche Gelder fir die
entsprechende Handlung verwendet worden sind. Hier miisste eine Klarung erfolgen, ansonsten pau-
lianische Anfechtungsbestrebungen zu Gunsten der Glaubiger im Keim erstickt werden.
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Basel, 3. April 2020
Regierungsratsbeschluss vom 8. April 2020

Offentliche Konsultation: Pflichten der Organe von Unternehmen bei drohender Uber-
schuldung sowie Anpassungen des Nachlassverfahrens und Einflihrung eines einfachen
Stundungsverfahrens

Sehr geehrte Damen und Herren

Mit Schreiben vom 1. April 2020 haben Sie uns Uber die KKJPD die Unterlagen der 6ffentlichen
Konsultation zur weiteren Massnahmen zu Gunsten von Unternehmen, die von der Corona-
Pandemie betroffen sind, zukommen lassen. Wir danken Ihnen fir die Gelegenheit zur Stellung-
nahme und beantworten Ihnen nachstehend die gestellten Fragen.

Far allfallige kiinftige Konsultationen in dieser ausserordentlichen Lage regen wir an, dass die
Kantone zusatzlich direkt elektronisch tUber den Ublichen Weg mit den Unterlagen bedient wer-
den.

1. Zum Grundsatz

Wir sehen Handlungsbedarf und begriissen eine Anschlusslésung an den angeordneten befriste-
ten Rechtsstillstand und die daran anschliessenden Betreibungsferien, die bis am 19. April 2020
dauern.

2. Zum Vorschlag bei drohender Uberschuldung

Die vorgeschlagene befristete Aussetzung der Pflichten des Verwaltungsrates erscheint uns ko-
harent und in sich schllssig.

3. Zum Vorschlag betreffend die Anpassungen im Betreibungsrecht

Unter der Zielsetzung, dass fur eine Vielzahl von Unternehmen eine mdglichst administrativ
schlanke Lésung geschaffen werden soll, ist die temporare Einflihrung einer «Nachlassstundung
light» (sog. COVID-19-Stundung) zu begrissen und erscheint auch geeignet, die gewilinschte
Wirkung zu erzielen. Es geht darum weitere Zeit zu gewinnen, in der die Unternehmen sich auf
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die veranderte Situation einstellen kdnnen. Dennoch ist zu bedenken, dass durch die gewollt
grosszlgige Lésung auch ein ungewollter Kollateralschaden entstehen kénnte. Dieser muss aus
volkswirtschaftlichen Griinden mdéglichst klein gehalten werden. Der Verzicht auf die Vorlegung
eines provisorischen Sanierungsplans bei der Gesuchstellung des Schuldners, wie der Verzicht
des generellen Beizugs eines Sachwalters ist in der vorliegenden Situation bei Einzelunterneh-
mungen und KMU plausibel und notwendig, um die Zielsetzung zu erflllen. Dies erscheint uns
bei Unternehmen mit ca. 200 Vollzeitstellen nicht so offensichtlich bzw. das Potential die Glaubi-
ger schadigen zu kénnen, wenn sich nachtraglich herausstellt, dass die Stundung nicht zum Ziel
geflhrt hat und sich das Unternehmen nicht erholt, da vorgangig keine objektive Beurteilung
durch einen Sachwalter stattgefunden hat, ist ungleich héher wie bei Einzelunternehmen. Daher
sind die Massnahmen laufend zu prifen, um notfalls Korrekturen anzubringen. Zudem wird bei
den mit diesen Coviod-19-Stundungen befassten kantonalen Gerichten ein erheblicher Mehrauf-
wand entstehen.

Wir danken lhnen flr die Beriicksichtigung unserer Antworten.

Mit freundlichen Grissen
Im Namen des Regierungsrates des Kantons Basel-Stadt

E- Avps #west

Elisabeth Ackermann Barbara Schipbach-Guggenbuihl
Prasidentin Staatsschreiberin
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Genéve, le 3 avril 2020

Réponse de la République et canton de Genéve a la consultation publique: devoirs des organes
de sociétés en cas de surendettement imminent, adaptations de la procédure concordataire et
introduction d'une procédure simplifiée d’ajournement de la faillite

e Remarques générales

Nous saluons le fait, d'une part, que les mesures proposées le soient en complément des aides
transitoires apportées aux entreprises et des indemnités délivrées aux dirigeants de ces mémes
entreprises et, d'autre part, qu'elles le soient par le truchement d'exigences légales et
administratives simplifiées. Nous constatons ainsi que ces mesures visent spécifiquement les
besoins liés a la crise Covid-19, en conservant la ligne prévalant a ce jour et qui dispose qu'elles ne
sont destinées qu'a corriger une situation générée par la pandémie et non préexistante a cette
derniére. Nous relevons par ailleurs que les organes des sociétés sont maintenus dans la
responsabilité qui est la leur tant au niveau de I'appréciation de la situation effective de I'entreprise
(bilan d'exploitation, capacité d'assainissement a moyen terme) que de I'obligation de requérir les
mesures que la réalité imposerait (demande de sursis Covid-19 ou concordataire).

e Suspension partielle de I'art 725, al. 1 CO

Il nous apparait qu'une possible mécompréhension pourrait découler du texte proposé pour la
modification de I'art. 725 al.1 CO qui mentionne in fine "lorsqu’il existe une perspective raisonnable
de remédier au surendettement, dans un délai de 6 mois suivant la fin des mesures selon la section
3 de I'Ordonnance 2 COVID-19 du 13 mars 2020 uniquement". Etant entendu que le texte ne
spécifie pas a quel type de surendettement l'article fait allusion, nous estimons qu'une confusion
pourrait exister entre la référence au surendettement généré par le confinement Covid-19 et le
surendettement créé par I'apport de capitaux étrangers sous la forme de préts cautionnés par la
Confédération. Or, si le premier devrait bénéficier de six mois pour étre assaini, le second pourrait
quant a lui compter sur un délai de non prise en compte au titre de capitaux de tiers prévu a
I'échéance maximale du 31 mars 2022. Afin d'éviter une possible confusion liée a la rédaction telle
que proposée actuellement, nous suggérons que le texte du projet d'article de I'ordonnance
modifiant I'art. 725 CO al. 1 soit amendé dans le sens suivant : "

1 Si le débiteur n’était pas surendetté au131 décembre 2019, il peut étre renoncé a l'avis au juge
conformément a l'article 725 alinéa 2 CO , lorsqu'il existe une perspective raisonnable de remédier
au surendettement non lié a l'octroi d'un cautionnement solidaire au sens de Il'art 3 de
I'Ordonnance sur les cautionnements solidaires liés au COVID-19 du 25 mars 2020, dans un
délai de 62mois suivant la fin des mesures selon la section 3 de I'Ordonnance 2 COVID-19 du 13
mars 2020 .

DDE « Secrétariat général « Place de la Taconnerie 7 « 1204 Genéve
Tél. +41 (0) 22 327 92 10 » www.ge.ch
Ligne TPG 36 - arrét Taconnerie
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Délai de carence pour ouverture de la faillite

Sachant que la fin du confinement est pour I'heure prévue pour le 19 avril 2020 et que le délai de
carence pour demander une mise en faillite est quant a lui fixé au 31 mai 2020, nous estimons que
cette période ne suffira pas d'une part, a ce que I'appareil judiciaire instruise une nouvelle requéte
de prononcé de faillite et la notifie formellement au débiteur potentiel et, d'autre part, au débiteur de
déposer une demande de sursis Covid-19 en toute connaissance de sa situation financiére et des
capacités d'assainissement effectives. Partant, il nous apparait que le délai de carence devrait étre
fixé au 30 juin 2020 ou, ad minima, porter échéance a deux mois aprées la fin du confinement.

Montant maximal du cautionnement solidaire au sens de l'art 3 de I'Ordonnance sur les
cautionnements solidaires liés au COVID-19 du 25 mars 2020

En lien avec les éléments inhérents a la présente consultation, nous relevons que les pertes
causées aux entreprises sont présentement évaluées a hauteur des effets négatifs sur le chiffre
d'affaires générés par la pandémie depuis le début 2020, y compris la durée du confinement, soit a
environ deux mois de chiffre d'affaires. Si I'on y ajoute un nouvel endettement potentiel équivalant a
10% maximum du chiffres d'affaires selon les régles d'octroi des préts cautionnés par la
Confédération, nous sommes amenés a ajouter I'équivalant d'un mois au manco considéré. Quand
bien méme les entreprises peuvent dans certains cas compter sur quelques fonds propres pour
mitiger l'impact de ces pertes et les affecter a leurs colts de fonctionnement, il nous semble que le
montant maximal d'aide transitoire garanti par la Confédération devrait s'approcher au plus prés du
manco considéré. En ce sens, l'aide transitoire a laquelle les entreprises pourraient souscrire auprés
des banques de la place devrait a notre sens plutdét correspondre a maximum 25% du chiffres
d'affaires (en lieu et place des maximums 10% actuels).
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Sehr geehrte Damen und Herren

Bezugnehmend auf die untenstehende Mailkorrespondenz lasse ich Ihnen im Auftrag von
Landammann Andrea Bettiga nachfolgende Rickmeldung zu den gestellten Fragen zukommen:

Frage 1: Der notrechtliche Handlungsbedarf im Gesellschafts- und Betreibungsrecht wird bejaht. Der
Kanton Glarus verzeichnete im letzten Jahr bereits eine Verdoppelung des langjahrigen
Konkursdurchschnitts. Aufgrund der gegenwartigen Lage droht eine Konkurswelle, von der eine
Vielzahl von Unternehmen, auch Traditionsbetriebe, erfasst werden kdnnten. Dem ist unbedingt und
entschieden entgegen zu wirken.

Frage 2: Die teilweise Aussetzung von Art. 725 Abs. 2 OR fir die vorgeschlagene Dauer von sechs
Monaten ist eine zweckdienliche und einfache Massnahme, um den Unternehmen etwas Luft und
Zeit zu verschaffen.

Frage 3: Der Vorschlag ist begriindet und wird sehr begriusst. Die Einfiihrung der vereinfachten
COVID-19-Stundung als neues, massgeschneidertes Sanierungsinstrument dirfte zahlreichen KMU
das Uberleben erméglichen. Dem Verzicht auf die Ausrufung der Notstundung als wohl (iberholtes
und in der gegenwartigen Lage nicht sachdienliches Instrument wird beigepflichtet.

Freundliche Griisse

Arpad Baranyi, Departementssekretar
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Von: Hunger Regula

An: Schéll Michael BJ; Walter Sibyll BJ; Ruetschi David BJ; Turin Nicholas BJ; Krahenbiihl Samuel BJ; Widmer
Caroline BJ

Cc: Peyer Peter; Hartmann Claudia (DJSG)

Betreff: STN Kt. GR 03.04.2020 Offentliche Konsultation: Pflichten der Organe von Unternehmen bei drohender
Uberschuldung sowie Anpassungen des Nachlassverfahrens und Einfiihrung eines einfachen
Stundungsverfahrens

Datum: Freitag, 3. April 2020 15:54:28

Guten Tag

Besten Dank fur die Moglichkeit zur Stellungnahme. Aufgrund der sehr kurzen Frist ist es
uns leider nicht moglich, eine seridse Antwort zu geben, weshalb wir auf eine
Stellungnahme verzichten.

Freundliche Grisse
Regula Hunger

Departement fiir Justiz, Sicherheit und Gesundheit Graubiinden
Departement da giustia, segirezza e sanadad Grischun
Dipartimento di giustizia, sicurezza e sanita Grigioni

RA Dr. Regula Hunger
Departementssekretéarin Justiz und Sicherheit
Hofgraben 5, 7001 Chur

Tel.: +41 81 257 2511
regula.hunger@djsg.gr.ch

www.djsg.gr.ch
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Von: Paupe Véronique
An: Schéll Michael BJ; Turin Nicholas BJ; Krahenbihl Samuel BJ; Widmer Caroline BJ; Walter Sibyll BJ; Rietschi
David BJ

Cc: info@kkjpd.ch
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Mesdames, Messieurs,

Dans les délais trés brefs a disposition, notre Canton a mené une bréve analyse des documents
soumis, au terme de laquelle il se positionne comme suit, en réponse aux trois questions
posées :

1. Surle principe : Voyez-vous un besoin d'intervention basé sur le droit de nécessité en
matiere de droit des sociétés et de droit des poursuites ?

- Oui.

2. En ce qui concerne la proposition en cas de surendettement imminent : Comment
évaluez-vous la proposition de suspendre partiellement les obligations découlant de
I'article 725, alinéa 2 du Code des obligations pour la durée des mesures prévues a
I'article 3 de I'Ordonnance 2 COVID-19 ? (Annexe 2)

- Cette proposition de suspension nous parait nécessaire et cohérente.

3. En ce qui concerne la proposition en droit des poursuites : Comment évaluez-vous la
proposition visant a modifier la procédure concordataire dans la LP et a introduire une
procédure simplifiée d’ajournement pour les PME ? (Annexes 3 et 4)

- Proposition 1 relative au contrat concordataire : nous sommes d’accord.

- Proposition 2 relative a I'instauration d’un nouveau sursis COVID-19 : nous sommes
également d’accord.

- Pour les deux aspects, il nous semble important de rendre la matiére compréhensible
pour les personnes qui ne sont pas versées dans le domaine.

Nous vous remercions de nous avoir consultés a ce propos et saluons les efforts entrepris par
I’Administration fédérale dans le but de soutenir '’économie dans la crise actuelle.

Veuillez croire, Mesdames, Messieurs, a I'assurance de notre parfaite considération.

Nathalie Barthoulot
Ministre de l'intérieur
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Département de l'intérieur
Véronique Paupe
Secrétaire de ministre
Capucins 20

CH-2800 Delémont
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Gerichte

Kantonsgericht
Geschéftsleitung
Hirschengraben 16
Postfach 3569

6002 Luzern

Telefon 041 228 62 00 F
www.gerichte.lu.ch Per _Mall . .
Postkonto 60-806-3 Justiz- und Sicherheitsdepartement

Simone Colombo
Wissenschaftliche Mitarbeiterin
Bahnhofstrasse 15

Postfach 3768

6002 Luzern

Luzern, 3. April 2020

VN 20 6: Vernehmlassungsverfahren zur Konsultation Starkung der Krisen-
resistenz der Unternehmen

Sehr geehrte Frau Colombo
Sehr geehrte Damen und Herren

Wir danken lhnen flr die Gelegenheit, zum obgenannten Geschaft Stellung nehmen zu kén-
nen

Die vom Bundesamt fur Justiz unterbreiteten Fragen konnen wir nach einer summarischen
Uberprifung der zur Verfigung stehenden Unterlagen wie folgt beantworten:

1. Zum Grundsatz: Sehen Sie grundsatzlichen notrechtlichen Handlungsbedarf im Ge-
sellschafts- und Betreibungsrecht?

Es ist zu beflrchten, dass viele Gesellschaften infolge der COVID-19-Massnahmen trotz der
bundesratlichen Unterstutzungsmassnahmen in absehbarer Zeit in finanzielle Schwierigkei-
ten geraten werden. Grundsatzlich besteht somit Handlungsbedarf sowohl im Gesellschafts-
als auch im Betreibungsrecht. Mit den neu vorgesehenen Massnahmen im Gesellschafts-
und Betreibungsrecht lassen sich Konkurse méglicherweise zumindest teilweise verhindern.
Zudem sind die Massnahmen als Ersatz flr den Rechtsstillstand gedacht. Wir erachten die
Notwendigkeit fir den Erlass notrechtlicher Massnahmen flr gegeben und begrissen den
Vorschlag des Bundesamtes fur Justiz.

Die Regeln Uber die Notstundung (Art. 337 ff. SchKG) erachten wir als ungeeignet.



2.

Zum Vorschlag zur drohenden Uberschuldung: Wie beurteilen Sie den Vorschlag, die

Pflichten gemass Art. 725 Abs. 2 OR fur die Dauer der Massnahmen gemass dem 3. Ab-
schnitt der COVID-19-Verordnung 2 teilweise auszusetzen?

Mit dem Vorschlag (Beilage 2) wird der aktuell sehr speziellen wirtschaftlichen Situation
Rechnung getragen. Er gibt jedoch zu folgenden Bemerkungen Anlass:

Anstelle 3. Abschnitt misste es wohl 3. Kapitel heissen.

Unklar ist, was mit der Formulierung "nach Ende der Massnahmen ..." gemeint ist.
Gemass Kommentar muss das Ende der Massnahmen nicht zwingend die vollstan-
dige Aufhebung der Verordnung sein, sondern es ist auch eine schrittweise Aufhe-
bung denkbar (Beilage 2 S. 2). Fir eine klare Verpflichtung des Verwaltungsrates zur
Prognosestellung und im Hinblick auf spater in Frage stehende Verantwortlichkeiten
sollte im Verordnungstext konkretisiert werden, was mit "Ende der Massnahmen" ge-
meint ist.

Entfallen der Revisionspflicht: Sofern gréssere Unternehmen (mit vielen Mitarbeiten-
den) trotz der vorgesehenen Erleichterungen entscheiden, dass sie die Bilanz depo-
nieren mussen, ware daran festzuhalten, dass die Unternehmen dem Gericht eine re-
vidierte Zwischenbilanz einreichen mussen. Bei grosseren Unternehmen geht es um
viel, meistens ist noch genlgend finanzielle Mittel fur eine Revision vorhanden und —
da die Gerichte die Bilanzwahrheit bei grossen, komplexeren Fallen kaum selber kon-
trollieren kdnnen — braucht es die Kontrolle des Revisors.

Wegfallen der Pflicht zur Benachrichtigung des Gerichts, wenn begriindete Aussicht
auf eine nachtragliche Beseitigung der Uberschuldung besteht: Der Verordnungstext
sieht eine zeitliche Begrenzung vor. Danach muss Aussicht bestehen, dass die Uber-
schuldung innert sechs Monaten nach Ende der Massnahmen gemass dem 3. Ab-
schnitt (recte wohl 3. Kapitel) der COVID-19-Verordnung 2 vom 13. Marz 2020 beho-
ben werden kann. Eine klare zeitliche Begrenzung erscheint sinnvoll, wobei sich nicht
abschatzen lasst, ob sechs Monate ausreichen werden.

Es ist nicht ersichtlich, ob mit der zeitlichen Beschrankung Art. 12 Abs. 3 der COVID-
19-Verordnung vom 13. Marz 2020 gemeint ist. Nach dieser Bestimmung konnten die
Massnahmen langstens wahrend sechs Monaten seit Inkrafttreten der Verordnung
dauern, d.h. bis 13. September 2020. Unklar ist folglich, ob der Verordnungstext so
zu verstehen ist, dass das Wegfallen der Pflicht zur Benachrichtigung des Gerichts
somit langstens bis sechs Monate nach dem 13. September 2020 dauern wiirde.

Aus Sicht der Gerichte und Justizbehorden ist trotz dieser Massnahme mit einer er-
heblichen Zunahme der Geschéftslast in den nachsten Monaten zu rechnen. Wird die
Massnahme umgesetzt, ist zudem mit gewisser zeitlicher Verzdgerung mit einer Zu-
nahme der Verantwortlichkeits- und Strafverfahren im Zusammenhang mit dem Vor-
wurf, der Verwaltungsrat habe zu Unrecht das Vorliegen einer "begriindeten Aus-
sicht" bejaht, zu rechnen.



3.

Zum Vorschlag einer Anpassung im Betreibungsrecht: Wie beurteilen Sie den Vor-

schlag, das Nachlassverfahren im SchKG anzupassen und zusatzlich ein einfaches Stun-
dungsverfahren fir KMU einzuftuihren?

Der Vorschlag (Beilage 3), das Nachlassverfahren im SchKG anzupassen und zusatzlich ein
einfaches Stundungsverfahren fur KMU einzufiihren, wird grundsatzlich als sinnvoll erachtet,
gibt jedoch zu folgenden Bemerkungen Anlass:

Im Gutachten Lorandi wird empfohlen, die Kosten fir die COVID-19-Stundung den
Bund tragen zu lassen. Im Vorlagentext ist diesbezuglich nichts festgehalten. Unklar
ist damit, ob die gesuchstellende Partei diese Kosten zu tragen hat.

Aufgrund des Vorlagentextes ist davon auszugehen, dass auch fur dieses spezielle
Stundungsverfahren Art. 54 f. GebV SchKG gelten. Wenn dem so ist, sollte dies in
der Verordnung explizit erwahnt werden (Legalitatsprinzip).

Sofern es sich um ein kostenloses Verfahren handelt, ist sicherzustellen, dass die
Kosten nicht auf den Kanton (Gerichte) abgewalzt werden, sondern vom Bund zu tra-
gen sind.

Im Gutachten Lorandi (Rz. 84 und 95) wird vorgeschlagen, dass die COVID-19-Stun-
dung ohne richterliche Prifung und ohne Entscheid des Gerichts auslauft. Aus dem
Vorlagentext geht dies indes nicht klar hervor. Eine explizite Regelung ware zu be-
grussen.

Da es sich um eine Notmassnahme handelt, sind die Rechtsmittelmoglichkeiten gegen die
Gewahrung einer COVID-19-Stundung einzuschranken. So schlagt Prof. Lorandi die analoge
Anwendung von Art. 293d SchKG vor (Die Bewilligung der Stundung und die Einsetzung des
Sachwalters sind nicht anfechtbar). Dies erscheint sachgerecht.

Abzulehnen ist der Vorschlag des Bundesamts fir Justiz in Beilage 3 Ziff. 2.10, welcher die
umfassenden Rechtsmittelmdglichkeiten von Art. 295¢ SchKG einflihren will.

Nicht eindeutig ist, wie es sich mit dem Ablauf der Stundung verhalt. Lauft die Stun-
dung aus, ohne dass eine richterliche Priufung stattfindet, durfte die Stundung — wenn
keine Verlangerung beantragt oder die Maximaldauer bereits erfllt ist und keine
Uberfiihrung in ein ordentliches Nachlassverfahren verlangt wird — in dem Sinn aus-
laufen, dass der Schuldner nun wieder betrieben werden kann. Aus den Vernehmlas-
sungsunterlagen ergibt sich zumindest nicht, dass in jedem Fall eine automatische
Konkurseroffnung drohen wiirde, wie das in Art. 296b SchKG vorgesehen ist. Eine
Prazisierung ware wiinschenswert.

Gemass Gutachten Lorandi (Rz. 97) er6ffnet das Nachlassgericht lediglich von Amtes
wegen den Konkurs, wenn dies zur Erhaltung des schuldnerischen Vermégens erfor-
derlich ist, der Schuldner Art. 298 SchKG zuwiderhandelt oder er Verbindlichkeiten
bezahlt, welche er wahrend der COVID-19-Stundung nicht bezahlen darf. In diesem
Zusammenhang stellt sich die Frage, wie die Richterin oder der Richter feststellen
kann, wenn die Stundung grundsétzlich ohne richterliche Prifung auslauft.

Bei der Mdglichkeit zur Verlangerung der Stundung sollte ausdricklich erwahnt wer-
den, dass das Gesuch um Verlangerung vor Ablauf der Stundung beim Gericht ge-
stellt werden muss.



Das Kantonsgericht stimmt den vorgeschlagenen Massnahmen des Bundesamtes flr Justiz
betreffend die Ablehnung von Notstundung und den Nachlassrechtsanpassungen zu.

Sofern diese vorliegenden Massnahmen vom Bundesrat verordnet werden, ist zu beachten,
dass diese dem Zielpublikum breit gefachert und verstandlich kommuniziert werden. Vor al-
lem ist das vorgeschlagene Massenverfahren "COVID-19-Stundung" extensiv zu kommuni-
zieren. Ansonsten besteht die Gefahr, dass die vorgeschlagenen Massnahmen keine Wir-
kung entfalten kénnen.

Mit der Bitte um Kenntnisnahme und Weiterleitung an das Bundesamt fur Justiz.

Freundliche Grusse

Barbara Koch
Generalsekretarin
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REPUBLIQUE ET CANTON DE NEUCHATEL

DEPARTEMENT DE LA JUSTICE,
DE LA SECURITE ET DE LA CULTURE
LE CONSEILLER D'ETAT

e IR ERARTEMENT Envoi par courriel aux

destinataires mentionnés

Office fédéral de la justice
M. Michael Scholl
Sous-directeur
Bundesrain 20

3003 Berne

Neuchatel, le 3 avril 2020

Consultation publique : devoirs des organes de sociétés en cas de surendettement
imminent, adaptations de la procédure concordataire et introduction d’une
procédure simplifiée d’ajournement de la faillite

Monsieur,

Nous avons bien regu votre correspondance du 1°" avril 2020 et ses annexes qui ont retenu
notre meilleure attention.

Vous trouverez ci-dessous la prise de position du Conseil d’Etat de la République et canton
de Neuchatel, aprés consultation des Autorités judiciaires et du Service des poursuites et
des faillites.

1. Sur le principe : Voyez-vous un besoin d’intervention basé sur le droit de nécessité en
matiére de droit des sociétés et de droit des poursuites ?

Nous saluons les démarches déja entreprises par les autorités fédérales pour le soutien
a I'économie, mais il s'avere effectivement indispensable de mettre en place de
nouveaux outils législatifs dans le domaine des poursuites et faillites, tout en prenant
garde, dans la mesure du possible au vu de 'urgence de la situation, de n'appliquer les
mesures exceptionnelles qui seront prises qu'aux entreprises qui étaient saines avant le
COVID-19.

La prolongation de la suspension (art. 62 LP) au-dela de I'échéance des féries ordinaires
le 19 avril prochain n'est pas souhaitable. Cette mesure a été opportune dans I'immédiat,
afin de permettre a tous les intervenants de s'organiser par rapport aux mesures
urgentes qui ont da étre prises par le Gouvernement en raison de la pandémie, mais elle
n'a que peu d'impact sur la situation des débiteurs @ moyen terme, ne faisant que
repousser des notifications d'actes inéluctables ; sur la durée, elle est en revanche
susceptible de compromettre la situation économique des créanciers.

Nous relevons toutefois que, si la prolongation de la suspension de l'article 62 LP devait
étre levée, cela remettrait la machine en route pour toutes les poursuites en cours et
déja notifiées, mais, en revanche, la notification des nouveaux commandements de
payer devra étre de facto suspendue, tant et aussi longtemps que les mesures de
distance sociale ne seront pas levées, puisqu’elles empéchent notre office, la Poste et
les administrations communales de notifier les commandements de payer, empéchant
ainsi le dép6t des réquisitions de continuer la poursuite par les créanciers.

CH-2000 NEUCHATEL RUE DE LA COLLEGIALE 12 CASE POSTALE
TEL. 032889 6100 FAX 032 889 6064 SECRETARIAT.DJSC@NE.CH WWW.NE.CH



2.

Son

En ce qui concerne la proposition en cas de surendettement imminent : Comment
évaluez-vous la proposition de suspendre partiellement les obligations découlant de
l'article 725, alinéa 2 du Code des obligations pour la durée des mesures prévues a
l'article 3 de I'Ordonnance 2 COVID-19 ?

L'article X proposé est une bonne base qui suscite néanmoins quelques interrogations
quant a son application.

Concernant la notion de « perspective raisonnable », le commentaire de l'article
I'expliqgue comme suit : le Conseil d’administration doit é&tre en mesure de « démontrer
de maniére crédible son pronostic favorable ». Ceci suscite les questions suivantes :

— A qui, comment et sous quelle forme doit-il le démontrer ?

— Ce qui est crédible pour une société en difficulté ne I'est pas forcément pour ses
potentiels créanciers. Ou et comment fixer la limite ?

— Des perspectives de bilan sans bénéfice ni pertes suffisent-elles pour juger d'un
pronostic favorable, au risque que les commandes escomptées ne suivent pas et que
la situation se détériore rapidement ? Comment un Conseil d’administration peut-il
évaluer, de fagon la plus réaliste possible, la reprise de son activité ?

Concernant le délai de six mois, plus longtemps I'activité sera arrétée et plus ce délai
sera difficile a tenir. A ce jour, si une société a demandé un prét pour faire face a ses
obligations mensuelles, elle devra réitérer sa demande le mois suivant.

Ne serait-il pas envisageable d'adapter le délai au temps de confinement imposé ?

Malgré les interrogations soulevées, il est indispensable de tenir compte du caractére
urgent de la situation et soutenir un maximum de sociétés, ainsi que de tenter, par
cascade, de sauver un maximum d'emplois dans cette passe critique.

En ce qui concerne la proposition en droit des poursuites : comment évaluez-vous
la proposition visant a modifier la procédure concordataire dans la LP et a introduire une
procédure simplifiée d'ajournement pour les PME ?

3.1 Adaptation du droit du concordat

— Avec les propositions formulées, 'accés au concordat est facilité. On peut toutefois
se demander si la charge, habituellement répartie entre les tribunaux et les
commissaires, ne sera pas trop lourde pour ces derniers, étant donné qu'il leur
appartiendra d'établir le plan d’assainissement a la place du debiteur.

— En l'état actuel, les sociétés sont peu nombreuses a requérir des concordats. Bien
qu'allégée, cette nouvelle procédure saura-t-elle convaincre les responsables d'y
avoir recours ? La question est ouverte.

— La dérogation a l'application de l'article 296b, lettre a, LP, pour'les sociétés qui
n'étaient pas surendettées au 31 décembre 2019 (délai de carence), permettrait aux
entrepreneurs les moins scrupuleux de transférer leur patrimoine a une nouvelle
société en formation, et ce sans aucune protection des créanciers. Passé la date
butoir du 30 mai 2020, la faillite serait prononcée et, vraisemblablement, suspendue
faute d’actif. Le créancier devrait alors avancer les frais pour obtenir une liquidation
par voie sommaire, ainsi que les fonds nécessaires a une action en justice pour
s'opposer a ce type de transfert des biens.

— S'agissant enfin de la possibilité pour le débiteur de dénoncer en tout temps, un
contrat de durée, nous relevons que si cette possibilité est favorable aux débiteurs,
elle 'est beaucoup moins pour leurs cocontractants. La question se pose de savoir
quelles seront les répercussions financiéres sur ces derniers qui sont peut-étre eux-
mémes des sociétés en difficulté financiére et pour qui ces contrats sont une source
de revenus.

En conclusion, ces propositions de modifications du concordat protégent le débiteur au
détriment de ses créanciers. Le concordat, tel qu'il est connu aujourd’hui, observe un
juste équilibre entre Iintérét du débiteur a sauver son entreprise et lintérét des
créanciers a étre désintéressés. Avec les nouvelles dispositions, cet équilibre est mis a
mal.



RS
3.2 Procédure simplifiée d’ajournement pour les PME

En ces temps exceptionnels, il convient d'appliquer des mesures tout aussi
exceptionnelles. L'introduction d’'une procédure simplifiée d'ajournement est judicieuse
et apparait comme le pendant de I'article 62 LP. Ce sursis spécial COVID-19 permettra
aux PME de bénéficier d'un filet de protection leur permettant de remettre leur activité
en route, sans devoir étre confrontées aux régles drastiques de la faillite. Ses effets (pas
de poursuites, suspension des proces, etc.) permettront aux administrateurs de
repenser, méme provisoirement, leur budget et leur mode de fonctionnement et de voir
comment la situation évoluera, notamment au niveau des commandes.

Le seul bémol de ce projet consiste dans le fait que les dettes contractées pendant-le
sursis, avec I'assentiment du commissaire, constituent des dettes de la masse dans une
faillite subséquente. Quid s'il n'y a pas de commissaire ? Quid s'il n'existe plus d’actifs
au jour du prononceé de faillite ? Appartiendra-t-il alors a I'Etat de couvrir ces dépenses ?

Dans sa globalité, ce projet semble répondre aux besoins actuels des PME, en
proposant une alternative moins douloureuse et moins lourde que le concordat ou la
faillite.

3.3 Adaptation de la LACI et de I'Ordonnance sur les cautionnements solidaires
liés au COVID-19

Nous sommes d'avis que ces adaptations répondent aux besoins actuels des PME et
peuvent s'inscrire dans la réflexion globale visant a éviter un trop grand nombre de
faillites au cours des prochains mois.

De maniére générale et a ce stade, il est extrémement difficile d'évaluer concrétement
I'impact des mesures proposées. Il conviendra peut-étre de les adapter aprés quelques
mois, si cette situation problématique devait perdurer.

Pour les raisons évoquées ci-dessus, notre canton rejoint les autorités fédérales dans leur
volonté de venir en aide, par des mesures exceptionnelles, aux PME qui se trouveront en
difficultés conségquemment a la pandémie du COVID-19. Ces mesures étant prises dans
des conditions d'urgence, ce régime devra rester limité dans le temps et, en aucun cas,
réinstauré pour n'importe quelle situation de crise économique.

En vous remerciant de nous avoir associés a cette consultation, nous vous prions de croire,
Monsieur, a I'expression de notre considération distinguée.

Alain Ribaux

Jefiirin

Destinataires@

Michael.Schoell@bj.admin.ch
David.rueetschi@bij.admin.ch
Nicholas.turin@bj.admin.ch
Samuel.kraehenbuehl@bj.admin.ch
Caroline.widmer@bj.admin.ch
Sibyll.walter@bj.admin.ch

Copies :
CCDJP, par M. Roger Schneeberger
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KANTON VOLKSWIRTSCHAFTSDIREKTION Stansstaderstrasse 54, Postfach 1251, 6371 Stans
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CH-6371 Stans, Stansstaderstrasse 54, Postfach 1251 VD

PER E-MAIL
Bundesamt flir Justiz
Herr Michael Scholl
Bundesrain 20

3003 Bern

Othmar Filliger
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Notrecht Sanierungsrecht — Vernehmlassung des BJ;
Vernehmlassungsantwort Kanton Nidwalden

Sehr geehrter Herr Scholl

Wir danken fir die Moglichkeit, zur im Betreff erwédhnten Vernehmlassung Stellung nehmen
zu konnen. Fur die sehr knapp anberaumte Vernehmlassungsfrist haben wir in Anbetracht der
grossen Dringlichkeit Verstandnis. Sie erlaubt uns aber nur eine summarische Stellungnahme.

Zu den einzelnen Artikeln nehmen wir wie folgt summarisch Stellung:

1. Zum Grundsatz: Sehen Sie grundsitzlich notrechtlichen Handlungsbedarf im Gesell-
schafts- und Betreibungsrecht?

Eine Hilfestellung fiir Gesellschaften, die aufgrund der COVID-19-Pandemie Ertragsausfille
und damit Liquiditatsprobleme haben, ist angezeigt.

Mit dem befristeten Rechtsstillstand nach Art. 62 SchKG wurde in einem ersten Schritt adéquat
auf die Situation reagiert. Diese umfassende Stundung ist jedoch nicht geeignet, langere Zeit
in Kraft zu bleiben, zumal nicht nur die von der COVID-19-Pandemie betroffenen Schuldner
davon profitieren. Eine zeitlich begrenzte Verldngerung wére jedoch vertretbar und wahr-
scheinlich auch sinnvoll, sind doch durch die Auswirkungen nicht nur Unternehmen, sondern
auch viele natlrliche Personen betroffen.

Die COVID-19-Solidarbirgschaften als weitere Hilfestellung wurden unbirokratisch und rasch
ausbezahlt. Geméass der COVID-19-Solidarbiirgschaftsverordnung sind anspruchsberechtigt
jene Unternehmen, die sich im Zeitpunkt der Einreichung des Gesuchs nicht in einem Konkurs-
oder Nachlassverfahren oder in Liquidation befinden und aufgrund der COVID-19-Pandemie
namentlich hinsichtlich ihres Umsatzes wirtschaftlich erheblich beeintrachtigt sind. Dass trotz
Rechtsstillstand seit Inkraftsetzung der Notverordnung vermehrt Konkursforderungen begli-
chen werden, weist darauf hin, dass Unternehmen missbrauchlich Voraussetzungen fiir die
finanziellen Massnahmenpakete schaffen méchten. Es muss daher zwingend der Missbrauch
im Auge behalten werden. Es sollen nur Unternehmungen Unterstiitzung erhalten, die tatséch-
lich und urs&chlich durch den Ausbruch der COVID-19-Pandemie und dessen Auswirkungen
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in einen existenzgefahrdenden Liquiditdtsengpass geraten sind und ohne Ausbruch der Pan-
demie finanziell Uberlebensfahig waren.

Um eine Konkurswelle zu verhindern, scheint es angezeigt, fir tatsdchlich betroffene Gesell-
schaften Massnahmen auf Stufe des Gesellschaftsrechts sowie im Vollstreckungsrecht zu er-
greifen.

2. Zum Vorschlag bei drohender Uberschuldung: Wie beurteilen Sie den Vorschlag, die
Pflichten gemdss Artikel 725 Absatz 2 Obligationenrecht fiir die Dauer der Massnahmen
gemdss dem 3. Abschnitt der COVID-19-Verordnung 2 teilweise auszusetzen?

Unternehmen mit
, sollen von der "Anzeigepflicht" befreit werden. Zur Beweissicherung

der ursachlichen pandemiebedingten Uberschuldung bzw. zur Absicherung der Unternehmen
in straf- und haftungsrechtlicher Hinsicht, misste einer Zwischenbilanz zu Fort-
fihrungs- und Liquidationszwecken mindestens per Stichtag Ende 2019 vorausgesetzt sein
(besser Ende Februar 2020), ansonsten die Gefahr der Konkursverschleppung gross ist. Diese
Zwischenbilanz darf noch keine Uberschuldung aufweisen. Der Verzicht auf eine Revision ist
zweckmassig. Die Aussicht auf Wiedererlangung der Zahlungsfahigkeit miisste zum Schutz
der Glaubiger mit einem groben Liquiditatsplan glaubhaft gemacht werden. Die Befreiung der
Anzeigepflicht wére zeitlich zu begrenzen.

3. Zum Vorschlag betreffend die Anpassungen im Betreibungsrecht: Wie beurteilen Sie
den Vorschlag, das Nachlassverfahren im SchKG anzupassen und zusitzlich ein einfa-
ches Stundungsverfahren fiir KMU einzufiihren?

3.1. Anpassungen im Nachlassrecht

Die Notstundung geméss den Artikeln 337 bis 350 SchKG ist maximal fiir zehn Monate még-
lich, wenn die Aussicht besteht, dass der Schuldner danach seine Glaubiger voll befriedigen
kann. Zudem ist fiir den Schuldner nach der Notstundung wahrend sechs Monaten keine re-
gulare Nachlassstundung mehr méglich. Bei der Gewahrung der Notstundung muss zwingend
eine Verhandlung gemacht werden, zu der sémtliche Glaubiger grundsatzlich durch &ffentliche
Bekanntmachung eingeladen werden. Diese Bestimmungen sind in der jetzigen Situation nicht
zielfGhrend und fir die Gerichte nicht umsetzbar.

In der geltenden Rechtslage ist die regulare Nachlassstundung als Sanierungsinstrument der
Notstundung klar vorzuziehen. Die provisorische Nachlassstundung bis max. 4 Monate kann
ohne grosse Hurden auf schriftichem Weg bewilligt werden. Die definitive Nachlassstundung
(mit Verhandlung) kann bis max. 24 Monate dauern. Folgende mégliche Covid-19-Anpassun-
gen der bestehenden provisorischen Nachlassstundung kénnten zielbringend sein:

Eine Ausdehnung der Maximalfrist nach Art. 293a Abs. 2 SchKG von 4 auf 6 Monate
Eine mogliche Sicherstellung der Kosten fiir die provisorische Nachlassstundung (Ge-
richts- und Sachwalterkosten Art. 54 und Art. 55 GebV SchKG) durch den Staat, sofern
nicht gentigend liquide Mittel vorhanden sind. Fir ein durchschnittliches Nachlassver-
fahren wird i.d.R. ein Kostenvorschuss von mindestens Fr. 10'000.00 erhoben. Fir die
Phase der provisorischen Nachlassstundung reduziert sich verstandlicherweise der
Kostenvorschuss.

Keine Sachwalterpflicht bei ganz einfachen Fallen (Bereits im geltenden Nachlassrecht
muss nicht zwingend ein Sachwalter bestellt werden (Art. 293 Abs. 2 SchKG); gleiches
konnte fur die stille provisorische Nachlassstundung umgesetzt werden (Anpassung
von Art. 293c Abs. 2 lit. d SchKG). Es bleibt zu bedenken, dass ein Sachwalter aber
eine wichtige Stellung in einem Sanierungsverfahren einnimmt (Hilfestellung bei der
Sanierung, Schutz der Glaubigerinteressen, Schutz vor Missbrauch).
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3.2. Einfilhrung COVID-19-Stundung als standardisiertes Massenverfahren

Die COVID-19-Stundung scheint nicht schllissig zu sein. Die Abgrenzung der Antragsteller ist
nicht klar, bzw. schwer zu ermittein. Im Regelfall soll kein Sachwalter ernannt werden, womit
auch die Uberpriifung der Sanierung schwierig wird. Die Stundung lauft aus, ohne dass eine
richterliche Priifung stattfindet. Im Vordergrund der COVID-19-Stundung steht damit ein Zah-
lungsaufschub und weniger eine eigentliche Sanierung. Die Glaubigerinteressen kdnnen ohne
einen Uberpriifungsmechanismus nicht adaquat gewahrt werden und ein Missbrauch ist kaum
Uberprufbar.

4. Weiterfiihrende Bemerkungen

Es ist zu priifen, ob eine Kombination von verlangertem bzw. angeordnetem Rechtsstillstand
gemass Art. 62 SchKG bis Ende Juni 2020 mit einem modifizierten provisorischen Nachlass-
verfahren der Situation nicht besser Rechnung tragen kann, als ein paralleles neues und nicht
erprobtes Kompaktnachlassverfahren, das aus zeitlichen Griinden nicht angemessen durch-
dacht werden kann. Gemass Art. 62 SchKG kann der Bundesrat auch nur fiir bestimmte
Teile der Bevolkerung den Rechtsstillstand beschliessen. Der Rechtsstillstand kénnte
fir KMU nach individuellen Kriterien (z.B. Schuldner, die 31.12.2019 nicht schon iiber-
schuldet waren und die zusitzlich Aussichten haben, lhre Schulden spéter zu tilgen)
gemdss einem beschrinkten Rechtsstillstand nach Art. 62 SchKG oder einem neuen
Rechtsstillstand analog Art. 61 SchKG erfolgen. Zu priifen wire dann die Frage, ob die
Gerichte oder Betreibungsidmter diesen neuen Rechtsstillstand bewilligen sollen. Dies
ware eine fiir den Staat kostengiinstigere Hilfestellung und die Gerichte wiirden nicht
iibermdssig in Anspruch genommen. Wenn einzig das Ziel der Stundung fiir Gesell-
schaften, die aufgrund der COVID-19-Pandemie Ertragsausfille und damit Liquiditiits-
probleme haben, verfolgt werden soll, wire ein eingegrenzter Rechtsstillstand wohl ge-
eignet.

Freundliche Griisse
VOLKSWIRTSCHAFTSDIREKTION

f )—\ ™
Ottimar Fi Iigeﬁj
Landesstatthalter

Geht per E-Mail an:

michael.schoell@bj.admin.ch
david.rueetschi@bj.admin.ch
nicholas.turin@bj.admin.ch
samuel.kraehenbuehl@bj.admin.ch
caroline.widmer@bj.admin.ch
sibyll.walter@bj.admin.ch
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Sarnen, 3. April 2020

Offentliche Konsultation: Pflichten der Organe von Unternehmen bei drohender Uberschul-
dung sowie Anpassungen des Nachlassverfahrens und Einfiihrung eines einfachen Stun-
dungsverfahrens

Sehr geehrte Frau Bundesratin
Sehr geehrte Damen und Herren

Mit Schreiben vom 1. April 2020 haben Sie uns zur Stellungnahme bezliglich Eingangs erwahntem
Geschaft eingeladen. Daflr danken wir Ihnen bestens. Wir erlauben uns folgende Anmerkungen vor-
zubringen:

Die vorliegende Covid-19-Stundung hat nicht das Ziel, einen Nachlassvertrag abzuschliessen, son-
dern den Unternehmen Zeit fir eine Reorganisation zu verschaffen. Es ist daher damit zu rechnen,
dass die Massnahme die Konkurse von nichtiberlebensfahigen Unternehmen lediglich hinausschiebt.

Das Gewicht der Massnahmen ist allerdings erheblich, obwohl es vor allem um eine technische
Rechtsanpassung geht. Insbesondere diirften auch zusatzliche personelle Ressourcen fiir die Bewal-
tigung der (modifizierten) Nachlassverfahren notwendig sein (Nachlassgericht, evtl. Sachwalter). Mit
punktuellen Anpassungen in einzelnen Gesetzesbereichen wird die Rechtssicherheit geschwacht, es
werden Sonderbestimmungen fir einzelne Organe, Unternehmungen etc. geschaffen, was wir als
gravierenden Nachteil ansehen und welche auch weitere Begehrlichkeiten schaffen werden.

Bei den Anpassungen im SchKG (vgl. Ziff. 3 der vorgeschlagenen Massnahmen) geht es um ein (je
nach Unternehmen modifiziertes) Nachlassverfahren. Die Stundung bewirkt zudem, dass bestimmte
SchKG-Handlungen (durch die ABK) nicht umgesetzt werden kénnen; auf die ABK haben die Mass-
nahmen im Moment eher eine erleichternde Wirkung. Hingegen hat insbesondere das Nachlassge-
richt (Kantonsgerichtsprasidium [Art. 75 Abs. 1 GOG]) und dessen Rechtsmittelinstanz eine zentrale
Funktion im Nachlassverfahren. Ob die Ressourcen dieser Gerichte fiir die Umsetzung der Massnah-
men ausreicht, ist zu bezweifeln.

St. Antonistrasse 4, 6061 Samen

Tel. 041 666 63 32, Fax 041 660 11 49
volkswirtschaftsdepartement@ow.ch
www.ow.ch



Aus diesen Uberlegungen lehnen wir die vorgeschlagenen Massnahmen zu méglichen Erleich-
terungen fiir Unternehmen bei drohender Uberschuldung sowie Anpassungen im Betreibungs-
recht ab.

Wir danken lhnen fiir die Berlcksichtigung unserer Stellungnahme.

Freundliche Griisse

Daniel Wyler
Regierungsrat

Kopie an:

- Kantonale Mitglieder des eidgendssischen Parlaments
- Staatskanzlei

- Sicherheits- und Justizdepartement
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Stellungnahme zu Pflichten der Organe von Unternehmen bei

drohender Uberschuldung sowie Anpassungen des Nachlass-
verfahrens und Einfuhrung eines einfachen Stundungsverfah-
rens

1. Sehen Sie grundsatzlichen notrechtlichen Handlungsbedarf im Gesell-
schafts- und Betreibungsrecht?
Die Massnahmen des Bundesrates zur Bekampfung der Covid-19-Pandemie haben ver-
schiedene Zweige der Wirtschaft hart getroffen. Der Wirtschaftskreislauf ist in verschiede-
nen Bereichen zum Erliegen gekommen. Mit der COVID-19-Solidarblrgschaftsverord-
nung vom 25. Marz 2020 sollen diese Folgen finanziell abgefedert werden. Damit sich die
Massnahmen gemass der COVID-19-Solidarblirgschaftsverordnung nachhaltig entfalten
kdnnen, missen alle gesetzlichen Bestimmungen des Gesellschafts- und Betreibungs-
rechtes, welche diesen Absichten zuwiderlaufen, entscharft werden. Diese regulatori-
schen Massnahmen missen jedoch gut abgewogen werden, um am Ende nicht kontra-
produktiv zu wirken. Der Erlass von notrechtlichen Regelungen im Gesellschafts- und Be-
treibungsrecht wird daher begrisst. Es ist notwendig, der Vielzahl von betroffenen Unter-
nehmen Erleichterung zur Reorganisation zu verschaffen und Konkurse zu verhindern.
Die bestehenden Institute wie Notstundung und Nachlassverfahren in der bestehenden
Form werden der besonderen Situation nicht gerecht.

Ebenfalls wird begrisst, dass nach Ablauf der Betreibungsferien kein neuer Rechts-
stillstand gemass Art. 62 SchKG angeordnet wird. Voraussetzung ist die Schaffung
eines anderen Systems, wie es nun mit der COVID-19-Stundung vorgeschlagen
wird, welches die durch die Corona-Krise bzw. die Massnahmen des Bundes be-
troffenen Unternehmen entlastet und Schutz bietet.

Ebenfalls wird begrisst, dass die Notstundung gemass Art. 337 ff. SchKG nicht far
anwendbar erklart wird, da dieses kein taugliches Institut fiir die aktuelle Situation
darstellt.

2. Vorschlag der Anpassung von Art. 725 Abs. 2 OR

Der Vorschlag zielt in die richtige Richtung. Es muss verhindert werden, dass ein Unter-
nehmen, welches einen Uberbriickungskredit im Rahmen der COVID-19-Solidarbiirg-
schaftsverordnung erhalten hat, als Uberschuldet gilt und die Bilanz deponieren muss. Al-
lerdings erscheint die Frist von sechs Monaten als zu kurz. In vielen Branchen ist die
Wertschopfung nicht gross genug, um einen Ausfall der Ertrage von mehreren Monaten
innerhalb von sechs Monaten auszugleichen. Viele Unternehmen werden nach sechs Mo-
naten noch lange nicht «Uber den Berg» sein. Diese kurze Frist wirkt eher kontraproduk-
tiv. Es sollte daher Uber eine langere Frist nachgedacht werden, was allenfalls auch eine
Teilsistierung von Art. 728c Abs. 3 OR nach sich ziehen wiirde. So wie der Verwaltungs-
rat nicht verpflichtet ist, im Fall der Uberschuldung den Richter zu benachrichtigen,
musste auch die Revisionsstelle von dieser Pflicht entbunden werden. Es muss damit ge-
rechnet werden, dass bei vielen KMU die Bilanz 2020 eine Uberschuldung ausweisen
wird, womit die Revisionsstelle 2021 zum Handeln gezwungen ware. Damit ist u.E. auch
etwa ein verninftiger Zeithorizont abgesteckt: Die Frist sollte auf mindestens ein Jahr ver-
langert werden.
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3. Anpassungen im Betreibungsrecht

Die Einfiihrung einer zeitlich befristeten COVID-19-Stundung erscheint ein sachge-
rechtes Institut, der Vielzahl von betroffenen Unternehmen Erleichterung zu verschaf-
fen, Arbeitsplatze zu erhalten und Konkurse zu verhindern. Ein solches Institut ist im
Interesse der betroffenen Unternehmen, der Arbeitnehmer sowie der Glaubiger.
Wenn auf diese Weise Konkurse verhindert werden kdnnen, ist dies somit im Inte-
resse aller. Aufgrund der Wirkungen der Stundung ist den Glaubigern die betrei-
bungsrechtliche Geltendmachung der von der Stundung erfassten Forderungen, ent-
zogen, was als Nachteil gesehen werden kann. Im Konkurs des Unternehmens be-
steht flr die meisten Glaubiger keine Aussicht auf Konkursdividende. Sie wirden da-
her ohne Stundung und Ergreifung der betreibungsrechtlichen Mdéglichkeiten nicht
besser gestellt sein. Wie beim Vorgehen zur Gewahrung von Uberbriickungskrediten
dirfen die Hurden fur die Gewahrung der Stundung nicht hoch gesetzt werden.

Eine eigentliche Konkurswelle wirde die Konkursamter stark be- bzw. tGberlasten.
Die Kapazitaten der Konkursamter sind nicht auf eine massive Zunahme von Konkur-
sen ausgerichtet und vorbereitet. Eine Konkurswelle ware daher wohl kaum zu be-
waltigen. Auch aus dieser Sicht ist eine Verhinderung von Konkursen angezeigt.
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Kanton Schaffhausen
Finanzdepartement

J. J. Wepfer-Strasse 6
CH-8200 Schaffhausen

www.sh.ch

T +41526327250
F +41526327709
cornelia.stammhurter@ktsh.ch

Finanzdepartement

Bundesamt fur Justiz BJ

Per E-Mail:
michael.schoell@bj.admin.ch

Schaffhausen, 3. April 2020

Offentliche Konsultation betreffend Massnahmen zur Starkung der Krisenresistenz von

Unternehmen; Stellungnahme

Sehr geehrte Damen und Herren

Mit Schreiben vom 1. April 2020 haben Sie die Kantone eingeladen, in vorerwahnter Ange-

legenheit Stellung zu nehmen. Wir danken thnen fur diese Gelegenheit.

Es geht um Anschlussmassnahmen zu den direkten Unterstiitzungsmassnahmen, welche der
Bundesrat gestitzt auf Art. 185 Abs. 3 BV mit der Verordnung vom 25. Marz 2020 zur Gewah-
rung von Krediten und Solidarbiirgschaften in Folge des Coronavirus (COVID-19-Solidarbiirg-
schaftsverordnung) beschlossen hat. Diese neuen Massnahmen bestehen gemass dem Kon-
zeptpapier in Erleichterungen im Hinblick auf die Pflichten geméass Artikel 725 Absatz 2 OR
sowie im Verweis auf das geltende Nachlassverfahren geméss SchKG und in der Einfiihrung
eines besonderen Stundungsverfahrens fur kleinere Unternehmen (sog. COVID-19-Stundung).
Kohkret werden zur Vorlage fur eine "Teilsistierung von Art. 725 Abs. 2 OR" und "Anpassungen
im SchKG" drei Fragen gestellt, welche im Folgenden nach Einsicht in die Stellungnahmen des
Obergerichts des Kantons Schaffhausen sowie des Betreibungs- und Konkursamtes Schaffhau-

sen beantwortet werden:

Sehen Sie grundsétzlichen notrechtlichen Handlungsbedarf im Gesellschafts- und Betrei-
bungsrecht?

Die Frage kann bejaht werden, jedoch nur soweit nicht schon das geltende Recht, allenfalls
leicht modifiziert, sinnvolle und praktikable Losungen bereithalt. Dazu ist vorweg festhalten, dass
wir Bedenken haben gegen die vorgeschlagene Regelung betreffend die "Pflichten der Organe

von Unternehmen bei drohender Uberschuldung sowie Anpassungen des Naohlassverfahre'ns




und Einfuhrung eines einfachen Stundungsverfahrens". Insbesondere sind wir entgegen den
Ausfilhrungen im Konzeptpapier und dem Gutachten Lorandi der Auffassung, dass die Bestim-
mungen zum Nachlassverfahren (Art. 293 ff. SchKG) und zur Notstundung (Art. 337 ff. SchKG)
mit punktuellen Anpassungen eine gute und gentigende Grundlage bilden, um das angestrebte
Ziel zu erreichen. Im Ubrigen kann es nicht darum gehen, letztlich unvermeidliche Firmen-
konkurse zu Lasten und zum Schaden Dritter hinauszuzégern. Der Glaubigerschutz kann nicht
beliebig weit aufgegeben werden. Es ist zu beriicksichtigen, dass auch nicht tberschuldete
Glaubiger sich haufig in einer schwierigen finanziellen Lage befinden wie die Unternehmen, die

durch die Notmassnahmen untersttitzt werden sollen.

Zum Vorschlag bei drohender Uberschuldung: Wie beurteilen Sie den Vorschlag, die
Pflichten gemass Artikel 725 Absatz 2 Obligationenrecht fiir die Dauer der Massnahmen
gemaiss dem 3. Abschnitt der COVID-19-Verordnung 2 teilweise auszusetzen?

Der Beantwortung dieser Frage ist vorauszuschicken, dass im Kontext wohl das 3. Kapitel der
COVID-19-Verordnung 2 (Art. 5-8 "M‘assnahmen gegeniber der Bevolkerung, Organisationen
und Institutionen") gemeint ist (und nicht der 3. Abschnitt [2. Kapitel]). Nach Art. 12 Abs. 6 dieser
Verordnung gelten die Massnahmen nach dem 3. Kapitel bis zum 19. April 2020.

Eine (voriibergehende) Aufhebung der Pflichten des Verwaltungsrats zur Anrufung des Richters
bei aufgrund der Zwischenbilanz ausgewiesener Uberschuldung ist nicht unproblematisch, da
durch die Weiterfuhrung des Unternehmens Glaubigerinteressen massiv beeintréchtigt werden
kénnen. Die Umschreibung ,begriindete Aussicht” in Art. X Abs. 1 erscheint zu vage. Gemass
den Erlauterungen (in der Beilage‘2) wird zwar verlangt, dass der Verwaltungsrat in der Lage
sein muss, seine gunstige Prognbse zu begriinden. Gegenliber wem und in welchem Zeitpunkt
er das tun kénnen muss, bleibt offen. Ein allfalliger Haftungsprozess nach Art. 754 OR hilft jeden-
falls niemandem. Der Verzicht auf die Uberschuldungsanzeige musste zumindest von einer
klaren und Uberpriifoaren Sanierungsstrategie und Sanierungsplanung abhangig gemacht wer-
den. Letztlich missten die Vorauésetzungen fur einen Konkursaufschub nach Art. 725a Abs. 1
Satz 2 OR erfullt sein. Das setzt aber eine gepriifte Zwischenbilanz und einen Sanierungsplan

voraus.

Der Vorschlag in der jetzigen For/m ist daher u.E. abzulehnen. Damit wirde dem Missbrauch
Tur und Tor gedffnet. Wichtig wére aber, dass sich aus dem Gesetz oder der Auslegung (Bot-
schaft dazu) klar ergibt, dass der Verwaltungsrat nicht nur mit der Uberschuldungsanzeige an
den Konkursrichter, sondern auch mit einem Nachlassstundungs- oder Notstundungsgesuch
seiner Anzeigepflicht nach Art. 725 Abs. 2 OR nachgekommen ist.




Zum Vorschlag betreffend die Anpassungen im Betreibungsrecht: Wie beurteilen Sie den
Vorschlag, das Nachlassverfahren im SchKG anzupassen und zusétzlich ein einfaches
Stundungsverfahren fiir KMU einzufiihren?

Die Revision des Sanierungsrechts, in Kraft seit 1. Januar 2014, war stark auf grosse Unter-
nehmen ausgerichtet (Swissair-Debakel), gleichwohl gilt das Nachlassrecht fur alle Unterneh-
men. Mit der blossen Stundung wurde zudem ein Instrument geschaffen, das allen Unternehmen
bei Liquiditdtsengpassen helfen kann. Die Notstundung kam bisher selten zum Einsatz und
wurde auch im Rahmen der Revisionen des Nachlassrechts nicht gross mitberticksichtigt. Sie
wurde etwas stiefmutterlich behandelt und weist tatsachlich einige Unzulénglichkeiten auf. Da-
raus kann u.E. jedoch nicht geschlossen werden, dass ein neues Rechtsinstitut wie die Covid-

19-Stundung geschaffen werden musse.

Das SchKG von 1889 sieht mit der Notstundung eben gerade Regeln vor, wie in Notlagen vor-
zugehen ist. Einzelne Unzuldnglichkeiten im Notstundungsrecht kénnen durch eine (notrech-
tliche) Revision beseitigt werden. Es erscheint sinnvoller, durch eine notrechtliche Revision die
Notstundung anzupassen, anstatt eine zusétzliche COVID-19-Stundung einzuftihren, zumal
deren Voraussetzungen und deren Abgrenzung zur Nachlassstundung und zur Notstundung nur
neue Fragen aufwerfen. Zudem ist die COVID-19-Stundungsverordnung in sich nicht wirklich
klar. Durch die vorgeschlagene COVID-19-Stundung wird die Rechtsunsicherheit, die bei neuem
Recht immer besteht, nicht reduziert, sondern erhoht. Eine Anpassung des genau fur solche
ausserordentlichen Félle konzipierten Notstundungérechts lasst sich auch einfacher kommuni-

~ zieren als etwas génzlich Neues.

Eine voraussetzungslose Stundung, wie sie die Covid-19-Stundung vorsieht, ist rechtsstaatlich
zudem problematisch. Damit werden keine Probleme gelést, sondern diese vom Schuldner auf
die Glaubiger verlagert und dem Missbrauch Vorschub geleistet.

Die Notstundung (Art. 337 ff. SchKG) gibt dem Schuldner Luft, wenn LAussicht” besteht, dass er
die Glaubiger in 6 Monaten wird befriedigen kénnen. Damit wird ein guter Ausgleich zwischen
den Schuldner- und den Glaubigerinteressen getroffen. Die Anforderungen sind eher niedrig.
Will man die formellen Anforderungen reduzieren und der aktuellen Zeit anpassen, kénnte
Art. 338 SchKG revidiert werden. Fur das Gesuch kénnte ein Formular kreiert werden mit Hin-
weis auf die einzureichenden notwendigen Beilagen (FormulargesUch). Das Nachlassgericht
prilft das Gesuch und gewahrt die Notstundung, dies zum Schutze der Glaubiger. Das Notstun-
dungsrecht ist genau auf Krisenlagen ausgerichtet. Deshalb fallen Erstklassforderungen (und
Miniforderungen unter Fr. 100) nicht unter die Stundung und bleiben Betreibungen (allerdings
nur auf Pfandung) grundsatzlich méglich. Das ist kein Mangel der Notstundung, sondern der
Sinn, nur Oberlebensfahigen Unternehmen, welche den wichtigsten laufenden Verbindlichkeiten




nachkommen koénnen, auf diesem Wege zu helfen. Einen Sachwalter braucht es in der Regel
nicht. Die Notstundung hat zudem einen weiteren Vorteil. Sie ist durch Zeitablauf ohne Gerichts-
entscheid nach 6 Monaten (oder einer Verldngerung von weiteren 4 Monaten) beendet. Die
Notstundung ist kein Sanierungsinstrument. Fur die Sanierung gibt es neben privatrechtlichen
Loésungen (Forderungsverzichte) das Nachlassrecht gemass Art. 293 ff. SchKG. Dieses ist nicht
nur fur grosse, sondern fir alle Unternehmen vorgesehen. Auch die Notstundung kann aber in
einen Nachlassvertrag miinden. Das ist indessen der Ausnahmefall und nicht der Zweck der
Notstundung (vgl. Art. 349 Abs. 1 SchKG), dies im Gegensatz zum Nachlassrecht.

Art. 337 SchKG kann einfach erganzt werden um eine Kompetenz des Bundes. Die Art. 338 ff.
ScKG kénnen punktuell revidiert werden (z.B. Art. 338 f. Gesuch und Verfahren, ev. neue Rege-
lung fur Dauerschuldverhéltnisse, Schnittstelle bzw. Ubergang zum Nachlassvertrag in Art. 349
SchKG). Dann kénnte das Notstundungsrecht in Kraft gesetzt werden.

Zusammenfassend macht es wenig Sinn und es ist rechtsstaatlich fragwurdig, auf ein bestehen-
des gesetzliches Instrument wie die Notstundung (ev. mit punktuellen Anpassungen) zu verzich-
ten und stattdessen notrechtlich innert Kirze ein neues Rechtsinstitut (die Covid-19-Stundung)

zu schaffen, das unklar ist und neue Rechtsunsicherheit schafft.

Abgesehen davon wéren unseres Erachtens die Verfahrenskosten entgegen der Meinung des
Gutachters Lorandi fiir die Nachlassverfahren, welche aufgrund ihrer Grésse (Bilanzsumme von
CHF 20 Mio. Franken und/oder Umsatzerids CHF 40 Millionen Franken) nicht eine COVID-19-
Stundung ein‘reichen kénnen, nicht aus der Bundeskasse zu finanzieren. Solche Unternehmun-
gen weisen in der Regel eine geniigend grosse Nachlassmasse auf, um aus dieser die Verfah-
renskosten des Nachlassverfahrens zu decken. Im Ubrigen werden im Konkursverfahren die

Konkurskosten auch aus der Konkursmasse, dem Konkursiten oder einem Glaubiger finanziert.

Zu den notrechtlichen Anpassungen des Nachlassrechts

Die Verlangerung der Stundungsdauer gem. Art. 293a Abs. 2 SchKG erscheint sinnvoll. Auf die
Prifung der Sanierungsfahigkeit kann — zum Schutze der Gléubiger — u.E. aber nicht verzichtet -
werden. So oder anders rechtfertigt sich die (voribergehende) Aufhebung von Art. 293a Abs. 3
SchKG nicht. Auch ohne Sanierungsplan kann "offensichtlich keine Aussicht auf Sanierung oder
Bestatigung eines Nachlassvertrages” bestehen. Schliesslich dlrfte in Ziff. 1.3 (Ubergang zum
Konkurs nach Ablauf einer Karenzfrist) Art. 296b Bst. a (und nicht b) SchKG gemeint sein.

Wir danken Ihnen fur die Kenntnisnahme und Beriicksichtigung unserer Stellungnahme.
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Finanzdepartement

Rathaus, Barflssergasse 24
4509 Solothurn

Telefon 032 627 20 57
finanzdepartement@fd.so.ch
so.ch

Roland Heim
Regierungsrat per E-Mail an:
Bundesamt fiir Justiz

3. April 2020

Konsultation Stirkung der Krisenresistenz der Unternehmen -

Offentliche Konsultation: Pflichten der Organe von Unternehmen bei drohender
Uberschuldung sowie Anpassungen des Nachlassverfahrens und Einfiihrung eines
einfachen Stundungsverfahrens

Sehr geehrter Herrr Schéll, sehr geehrte Damen und Herren

Vielen Dank far die uns gebotene Gelegenheit, zu den vom Bundesrat vorgeschlagenen
Massnahmen zu Gunsten von Unternehmen als Folge der Corona-Pandemie Stellung nehmen zu
kénnen.

1. Grundsitzliches

Die aktuelle Lage im Zusammenhang mit der Corona-Krise stellt viele Unternehmen,
insbesondere KMU, vor erhebliche Probleme. Sie leiden unter behordlich angeordneten
(Schliessung von Geschéaften) oder indirekten (fehlende Kundschaft aufgrund der
Abstandsregeln) Umsatzeinbussen. Damit ist die Liquiditat sowie die Kostenstruktur der
betroffenen Betriebe arg in Mitleidenschaft gezogen. Es gibt zwar Ausgleichsmassnahmen (z. B.
Kurzarbeitsentschadigung), ein wesentlicher Teil der Fixkosten kann jedoch nicht abgedeckt
werden. Abhangig von der Dauer dieser Krise, bestehen aber berechtigte Hoffnungen, dass ein
wesentlicher Teil, der nun unter Umsatzeinbussen und Liquiditatsengpassen leidenden Betriebe,
sich nachher wieder auffangen kénnen und ihr Fortbestehen gesichert sein wird. In einigen
Branchen darf sogar von einem Nachholbedarf ausgegangen werden. Es besteht nun die grosse
Herausforderung tberlebensfahige KMU's zu unterstitzen, um die gesamtwirtschaftlichen
Folgen der Krise zu minimieren. Gleichzeitig darf aber der Glaubigerschutz nicht vernachlassigt
werden. Es wiére fatal, wenn nun die Rechnungen nicht mehr bezahlt wirden, resp. nicht
gutglaubige Schuldner geschitzt wirden. Die Vollstreckung von geldwerten Ansprichen muss
gesichert bleiben, um nicht den Rechtsstaat und damit auch die Funktionsfahigkeit der
Wirtschaft sowie die Sicherheit zu gefahrden.

Die vorgeschlagenen Massnahmen scheinen insgesamt geeignet zu sein, dem dargelegten
Zielkonflikt mit Augenmass und unter méglichster Verhinderung von Kollateralschdden zu
begegnen. Mit Ausnahme eines Punktes (2.8 Wirkungen der Stundung auf die
Verfugungsbefugnis des Schuldners) unterstitzen wir die vorgeschlagenen Regelungen
vollumfanglich.
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2. vorgeschlagene Massnahmen
2.1, Erleichterungen im Hinblick auf die Pflichten gemiss Artikel 725 Absatz 2 OR

Durch die Tatsache, dass der Verwaltungsrat in der Lage sein muss, in einem zu
protokollierenden Entscheid seine Prognose zu begriinden, wonach die Uberschuldung innert
sechs Monaten behoben werden kann und verbunden mit den sonstigen festgelegten
Voraussetzungen kénnen wir dem vortibergehenden Aussetzen der Pflicht zur
Uberschuldungsanzeige zustimmen.

2.2, Anpassung des Nachlassvertragsrechts

Dem Verzicht auf einen provisorischen Sanierungsplan bei der Einreichung des Gesuchs um
provisorische Stundung (Art. 293 Bst. a SchKG) und damit auf die grundsétzliche Priifung der
Aussichtslosigkeit einer Sanierung durch das Nachlassgericht (Art. 293a Abs. 3 SchKG) kann unter
der Beriicksichtigung, dass der provisorische Sachwalter die Aussicht auf Sanierung naher prifen
muss, zugestimmt werden. Dies obwohl Bedenken hinsichtlich des Wegfalls einer gesetzlich
vorgesehenen behordlichen Prifung/Kontrolle bestehen.

Zuzustimmen ist auch der Verlangerung der maximalen Dauer der provisorischen
Nachlassstundung auf sechs Monate (Art. 293a Abs. 2 SchKG) zum Zwecke der direkten
Sanierung sowie den Abweichungen von Art. 296b Bst. a SchKG (Konkurs vor Ablauf der
Stundung) und Art. 297a SchKG (Auflésung von Drittschuldverhaltnissen).

2.3. Einfihrung einer neuen COVID-19-Stundung
Eine Covid-19-Stundung erachten wir als grundsatzlich sinnvolles Mittel.

3. 3. Beantwortung der Fragen

3.1. Zum Grundsatz: Sehen Sie grundséatzlichen notrechtlichen Handlungsbedarf im f
Geselischafts- und Betreibungsrecht?

Ja.

3.2. Zum Vorschlag bei drohender Uberschuldung: Wie beurteilen Sie den Vorschlag, die
Pflichten gemass Artikel 725 Absatz 2 Obligationenrecht fur die Dauer der Massnahmen
gemass dem 3. Abschnitt der COVID-19-Verordnung 2 teilweise auszusetzen?

Der Aussetzung der Pflichten gemass Art. 725 Abs. 2 OR fir die Dauer der Massnahmen stimmen
wir zu.

33. Zum Vorschlag betreffend die Anpassungen im Betreibungsrecht: Wie beurteilen Sie
den Vorschlag, das Nachlassverfahren im SchKG anzupassen und zuséatzlich ein
einfaches Stundungsverfahren fiir KMU einzufihren?

Das vorgeschlagene standardisierte Massenverfahren (COVID-19-Stundung) scheint ein taugliches
Instrument zu sein. Es stellt fir KMU ein einfaches Verfahren dar, um sich neu zu organisieren,
sich den Verhéltnissen anzupassen und hoffentlich nach der Krise wieder erfolgreich
weiterzubestehen. Die zeitliche Begrenzung dient dazu falsche Anreize fir nicht Gutglaubige zu
verhindern. Zu Punkt 2.8 Wirkungen der Stundung auf die Verfigungsbefugnis des Schuldners

2/3
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Absatz 2: Es wird zu Recht festgehalten, dass ohne Erméachtigung des Nachlassgerichts u. a. keine
Bargschaften mehr eingegangen werden kdnnen. Damit wird der betreffende Betrieb, falls er es
nicht vorher getan hat, von den direkten Unterstiitzungsmassnahmen des Bundes
(Solidarburgschaften) ausgeschlossen, resp. muss die Einwilligung des Nachlassgerichts einholen.
Allenfalls kann aber gerade die Beanspruchung solcher Blirgschaften zur Sanierung und
Sicherung des Betriebes wesentlich beitragen. Naturlich konnte das Nachlassgericht dazu eine
Einwilligung erteilen. Das stellt aber wieder einen gewissen administrativen Aufwand mit
zeitlicher Verzégerung dar. Wir schlagen deshalb vor, dass hier erganzt wird: "Ausgenommen
davon sind Unterstatzungsmassnahmen des Bundes und der Kantone".

Freundliche Grisse

N Uece.,

Roland Heim
Regierungsrat

3/3






Departement fiir Justiz und Sicherheit
Die Departementschefin

DJS, 8510 Frauenfeld

Bundesamt fur Justiz
Direktionsbereich Privatrecht
Herr Michael Schéll
Vizedirektor

Bundesrain 20

3003 Bern

(per Mail an:
michael.schoell@bj.admin.ch und weitere)

+41 58 345 61 23, cornelia.komposch@tg.ch
Frauenfeld, 2. April 2020

Thurgau%%%

Pflichten der Organe von Unternehmen bei drohender Uberschuldung sowie An-
passungen des Nachlassverfahrens und Einfiihrung eines einfachen Stundungs-

verfahrens

Sehr geehrter Herr Vizedirektor

Wir beziehen uns auf Ihr Schreiben vom 1. April 2020 in obgenannter Angelegenheit
und danken Ihnen fir die eingerdumte Moglichkeit zur Abgabe einer Stellungnahme da-
zu. Die von lhnen aufgeworfenen Fragen beantworten wir gerne wie folgt:

1. Angesichts der im Moment herrschenden ausserordentlichen Lage erachten wir das
Ergreifen von notrechtlichen Massnahmen im Gesellschafts- und Betreibungsrecht

als sinnvoll und angezeigt.

2. Wir unterstutzen den von lhnen unterbreiteten Vorschlag, die Pflichten geméass
Art. 725 Abs. 2 des Obligationenrechtes fiir die Dauer der Massnahmen gemaéss
dem 3. Abschnitt der COVID-19-Verordnung 2 teilweise auszusetzen.

3. Wir unterstiitzen den Vorschlag, das Nachlassverfahren im SchKG anzupassen
und zusatzlich ein einfaches Stundungsverfahren fur KMU einzufiihren.

Freundliche Griisse

Departement fir Justiz und Sicherheit
Die Departementschefin

Le Ll

Cornelia Komposch

Regierungsgeb&ude, 8510 Frauenfeld
T +41 58 345 61 20, F +41 58 345 61 21
www.djs.tg.ch



Von: Andreotti Frida

An: Schéll Michael BJ; Rietschi David BJ; Turin Nicholas BJ; Krahenbiihl Samuel BJ;
caroline.wirdmer@bj.admin.ch; Walter Sibyll BJ

Cc: info@kkjpd.ch; Gobbi Norman; di-da

Betreff: STN Kt. Tl 03.04.2020 Consultazione pubblica - FRAGEN 1 und 2

Datum: Freitag, 3. April 2020 11:58:46

Dringlichkeit: Hoch

Egregio Signor Schall,
Gentili Signore, Egregi Signori,

Il Canton Ticino ringrazia I'Ufficio federale di giustizia per la possibilita data di esprimersi in merito alle
modifiche legislative proposte e saluta positivamente le modifiche legislative da voi proposte in
ambito di diritto esecutivo e societario, in quanto le stesse vanno a sostegno del tessuto economico e

sociale,

duramente colpito dalla pandemia in corso. Il nostro territorio risulta infatti tra i piu colpiti

dall'emergenza sanitaria, che senza i correttivi proposti rischia di tramutarsi in un‘emergenza economica e

sociale.

Lo stato di necessita decretato dal Consiglio di Stato del Canton Ticino 11 marzo 2020 e la

conseguente chiusura di tutte le attivita economiche e produttive, a tutela della salute pubblica, ha messo in
serie difficolta molti cittadini ticinesi, siano essi dipendenti, titolari di aziende o di commerci colpiti dalle
misure restrittivi in atto.

In questo primo e-mail, vi trasmettiamo la presa di posizione ai quesiti 1e 2. Segue entro un‘ora, la presa di
posizione al quesito 3..

Alla presente hanno collaborato, responsabili del settore esecutivo e fallimentare e dei registri, nonché di
vari magistrati attivi in ambito esecutivo e societario nel Canton Ticino.

1.

Zum Grundsatz: Sehen Sie grundsatzlichen notrechtlichen Handlungsbedarf im
Gesellschafts- und Betreibungsrecht? La chiusura delle attivita economiche ordinata dal
Consiglio di Stato del Canton Ticino per la tutela della salute pubblica ha avuto e
continua ad avere un impatto significativo sulle piccole e medie imprese (PMI) che in
Ticino sono circa 23'000 (www.infopmi.ch). Per questo motivo, le modifiche proposte
vanno nella direzione auspicata dal Cantone Ticino. In particolare, l'introduzione di una
nuova moratoria Covid-19 permettera di rispondere con la necessaria flessibilita alla
difficile situazione economica, cosa che non & possibile secondo le regole attuali.

Zum Vorschlag bei drohender Uberschuldung: Wie beurteilen Sie den Vorschlag, die
Pflichten gemadss Artikel 725 Absatz 2 Obligationenrecht fiir die Dauer der
Massnahmen gemass dem 3. Abschnitt der COVID-19-Verordnung 2 teilweise
auszusetzen? Per evitare un’ondata di fallimenti nei prossimi tempi derivante
dall’applicazione dei parametri attuali dell'art. 725 cpv. 2 CO, reputiamo piu che
auspicabile un’agevolazione per gli organi di quelle societa fino a poche settimane fa
economicamente "sane" ma che sono entrate in una situazione di sovra-
indebitamento in quest’ultimo periodo a seguito delle situazioni create dalla
pandemia. Riteniamo la misura proposta proporzionata, poiché da un lato agevola il
consiglio d’amministrazione di societa con concrete prospettive di risanamento entro i 6
mesi, e dall'altro protegge comunque i creditori, i quali si potranno semmai rivalersi sui
membri del consiglio di amministrazione (azione di responsabilita) qualora questi ultimi
eseguano un’analisi errata della situazione. Inoltre sarebbe solo controproducente per i
creditori far fallire una societa che si trova in una fase di indebitamento solo a causa del
coronavirus e che si potrebbe poi riprendere (se la societa fallisce adesso i creditori
avrebbero un danno, mentre se ha la possibilita di andare avanti dopo la pandemia
dovrebbe riprendersi e avere di nuovo la liquidita necessaria per pagare i propri
creditori).

Annotiamo infine un aspetto sul quale il nostro Cantone & molto sensibile, sottolineando
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che ben comprendiamo che la norma proposta ha lo scopo di aiutare i debitori virtuosi e
non quelli gia in procinto di fallire (e che fallirebbero in ogni caso e per il quali un
allentamento degli obblighi costituisce un regalo inaspettato, anche se solo
temporaneo): nell’attuazione della nuova norma reputiamo possano sorgere delle
difficolta per la verifica di eventuali abusi, che sarebbero favoriti dalla sospensione della
responsabilita degli amministratori durante il periodo 1 gennaio 2020 fino alla revoca
delle misure, rispettivamente ancora nei sei mesi successivi. Su questo punto particolare,
il nostro Cantone sara particolarmente attento.

Quanto alla formulazione della norma proposta, facciamo notare quanto segue: in primo
luogo I'articolo proposto prevede il riferimento a un "debitore", quando invece I'articolo
725 CO si riferisce alla societa anonima. Anche per una questione di uniformita,
reputiamo che anche nella nuova norma si debba ritenere la societa. Inoltre il capoverso
3 rinvia l'applicazione della norma per analogia anche alle altre forme societarie, cosi
come gia I'art. 725 CO. Il rinvio viene fatto indicando i capoversi 2 e 3. Questo rinvio
perd incomprensibile e probabilmente erroneo, disponendo la norma di soli due
capoversi ai quali rinviare.

Come detto, entro un’ora vi trasmetteremo la nostra presa di posizione al quesito n. 3.

Vi ringrazio,
Frida Andreotti

Frida Andreotti

Direttrice della Divisione della giustizia

Dipartimento delle istituzioni

Divisione della giustizia tel 091/814.32.20
Residenza governativa fax 091/814.47.72
6501 Bellinzona




Von:
An:

Cc:
Betreff:
Datum:

Andreotti Frida

Sibyll BJ

info@kkjpd.ch; Gobbi Norman; di-da

STN Kt. TI 03.04.2020 URGENTE Consultazione pubblica - FRAGE 3
Freitag, 3. April 2020 13:16:24

Egregio Signor Scholl,
Gentili Signore, Egregi Signori,

Come indicatovi nella mia precedente comunicazione, di seguito la nostra presa di posizione
guanto al quesito n. 3.

3. Zum Vorschlag betreffend die Anpassungen im Betreibungsrecht: Wie beurteilen Sie
den Vorschlag, das Nachlassverfahren im SchKG anzupassen und zusatzlich ein
einfaches Stundungsverfahren fiir KMU einzufiihren?

Le proposte di adeguamento della procedura concordataria sono accolte
favorevolmente, con le seguenti osservazioni:

Seguendo il parere della Camera di esecuzione e fallimenti del Tribunale di
appello del Canton Ticino, condividiamo che la semplificazione puntuale della
procedura concordataria e I'introduzione di una “moratoria Covid-19” offrono
una soluzione temporanea valida per limitare i fallimenti di quelle societa che
si trovano in difficolta in ragione dell’attuale situazione legata all’emergenza
epidemiologica. Tuttavia, anche se la concessione delle moratorie concordatarie
sara facilitata, presuppone comungue per il richiedente di produrre un bilancio
aggiornato, un conto economico e un piano di liquidita o altri documenti
attestanti il loro stato patrimoniale e reddituale attuale e futuro e per il giudice
quello di verificare la completezza della documentazione, di adottare i
provvedimenti necessari a preservare il patrimonio del debitore e a designare, di
principio, un commissario (art. 293a cpv. 1 e 293b cpv. 1 LEF). Parimenti, anche
se la concessione della “moratoria Covid-19” sara quasi automatica, essa
presuppone comunque per le PMI I'obbligo di produrre i documenti giustificativi
della propria situazione patrimoniale e reddituale e la lista dei loro creditori e per
i tribunali di esaminare se la richiedente non presentava gia un’eccedenza di
debito il 31 dicembre 2019. In una situazione di forte limitazione degli
spostamenti e delle attivita fuori casa, I’attuazione di tale soluzione appare
oggi problematica soprattutto nel Canton Ticino dove sono in vigore delle
norme restrittive anche in ambito economico, che hanno imposto delle
limitazioni importanti alle attivita economiche, come pure a quelle fornite
dallo Stato. Ritenuto che le domande di moratoria dovrebbero essere trattata
in un tempo breve per essere efficace, occorre non solo che i Tribunali del
Canton Ticino siano organizzati per farvi fronte (e cosi sara), ma che anche le
societa possano ottenere da terzi tutta la documentazione necessaria per le
richieste.

In sunto, il Canton Ticino reputa che per il nostro territorio le modifiche
legislative proposte devono entrare in vigore nel nostro Cantone
contemporaneamente a un allentamento delle misure di restrizione delle
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attivita economiche e amministrative e degli spostamenti, stabilite e
autorizzate dal Consiglio federale (cfr. Ordinanza COVID-19 2 — art. 7e) .
Contestualmente a cio, intendiamo postulare nuovamente al Consiglio
federale I'autorizzazione alla sospensione ex art. 62 LEF.

e Tornando alle norme proposte, reputiamo che al fine di una certa unita di
applicazione della norma a livello svizzero da parte del giudice, € auspicabile, nei
materiali di accompagnamento, prevedere una spiegazione delle nozioni di
“indispensabile” di cui al punto 1.3, Annexe 3, e “indebitamento” di cui al punto
2.1, Annexe 3. A nostro awviso, la nozione di indebitamento dovrebbe
comprendere i debitori nei confronti dei quali & gia stata spiccata una
comminatoria di fallimento e quindi sarebbero stati colpiti da una procedura di
fallimento indipendentemente dalla esplosione della pandemia.

e  Perchiarezza andrebbe modificato I'art. 285 cpv. 3 LEF per includere tra gli atti
non revocabili i pagamenti di nuovi debiti (successivi alla concessione della
moratoria) da parte del debitore (cfr. Annexe 3 ad 2.8).

A disposizione telefonicamente per tutti i chiarimenti del caso.
Con i nostri migliori saluti.

Frida Andreotti

Direttrice della Divisione della giustizia

Dipartimento delle istituzioni

Divisione della giustizia tel 091/814.32.20
Residenza governativa fax 091/814.47.72
6501 Bellinzona

Da: Andreotti Frida

Inviato: venerdi, 3 aprile 2020 11:59

A: 'Michael.Schoell@bj.admin.ch' <Michael.Schoell@bj.admin.ch>;
'david.rueetschi@bj.admin.ch' <david.rueetschi@bj.admin.ch>; 'nicholas.turin@bj.admin.ch’
<nicholas.turin@bj.admin.ch>; 'samuel.kraehenbuehl@bj.admin.ch’
<samuel.kraehenbuehl@bj.admin.ch>; 'caroline.wirdmer@bj.admin.ch'
<caroline.wirdmer@bj.admin.ch>; 'sibyll.walter@bj.admin.ch' <sibyll.walter@bj.admin.ch>
Cc: 'info@kkjpd.ch' <info@kkjpd.ch>; Gobbi Norman <norman.gobbi@ti.ch>; 'di-dg@ti.ch’ <di-
dg@ti.ch>

Oggetto: R: DRINGEND: URGENTE Consultazione pubblica - FRAGEN 1 und 2

Priorita: Alta

Egregio Signor Schall,
Gentili Signore, Egregi Signori,

Il Canton Ticino ringrazia I'Ufficio federale di giustizia per la possibilita data di esprimersi in merito alle
modifiche legislative proposte e saluta positivamente le modifiche legislative da voi proposte in
ambito di diritto esecutivo e societario, in quanto le stesse vanno a sostegno del tessuto economico e
sociale, duramente colpito dalla pandemia in corso. Il nostro territorio risulta infatti tra i piu colpiti
dall'emergenza sanitaria, che senza i correttivi proposti rischia di tramutarsi in un‘emergenza economica e
sociale. Lo stato di necessita decretato dal Consiglio di Stato del Canton Ticino 11 marzo 2020 e la
conseguente chiusura di tutte le attivita economiche e produttive, a tutela della salute pubblica, ha messo in
serie difficolta molti cittadini ticinesi, siano essi dipendenti, titolari di aziende o di commerci colpiti dalle



misure restrittivi in atto.

In questo primo e-mail, vi trasmettiamo la presa di posizione ai quesiti 1e 2. Segue entro un‘ora, la presa di
posizione al quesito 3..

Alla presente hanno collaborato, responsabili del settore esecutivo e fallimentare e dei registri, nonché di
vari magistrati attivi in ambito esecutivo e societario nel Canton Ticino.

1. Zum Grundsatz: Sehen Sie grundsatzlichen notrechtlichen Handlungsbedarf im
Gesellschafts- und Betreibungsrecht? La chiusura delle attivita economiche ordinata dal
Consiglio di Stato del Canton Ticino per la tutela della salute pubblica ha avuto e
continua ad avere un impatto significativo sulle piccole e medie imprese (PMI) che in
Ticino sono circa 23'000 (www.infopmi.ch). Per questo motivo, le modifiche proposte
vanno nella direzione auspicata dal Cantone Ticino. In particolare, I'introduzione di una
nuova moratoria Covid-19 permettera di rispondere con la necessaria flessibilita alla
difficile situazione economica, cosa che non ¢ possibile secondo le regole attuali.

2. Zum Vorschlag bei drohender Uberschuldung: Wie beurteilen Sie den Vorschlag, die
Pflichten gemass Artikel 725 Absatz 2 Obligationenrecht fiir die Dauer der
Massnahmen gemass dem 3. Abschnitt der COVID-19-Verordnung 2 teilweise
auszusetzen? Per evitare un’ondata di fallimenti nei prossimi tempi derivante
dall’applicazione dei parametri attuali dell'art. 725 cpv. 2 CO, reputiamo piu che
auspicabile un’agevolazione per gli organi di quelle societa fino a poche settimane fa
economicamente "sane" ma che sono entrate in una situazione di sovra-
indebitamento in quest’ultimo periodo a seguito delle situazioni create dalla
pandemia. Riteniamo la misura proposta proporzionata, poiché da un lato agevola il
consiglio d’amministrazione di societa con concrete prospettive di risanamento entro i 6
mesi, e dall'altro protegge comunque i creditori, i quali si potranno semmai rivalersi sui
membri del consiglio di amministrazione (azione di responsabilita) qualora questi ultimi
eseguano un’analisi errata della situazione. Inoltre sarebbe solo controproducente per i
creditori far fallire una societa che si trova in una fase di indebitamento solo a causa del
coronavirus e che si potrebbe poi riprendere (se la societa fallisce adesso i creditori
avrebbero un danno, mentre se ha la possibilita di andare avanti dopo la pandemia
dovrebbe riprendersi e avere di nuovo la liquidita necessaria per pagare i propri
creditori).

Annotiamo infine un aspetto sul quale il nostro Cantone & molto sensibile, sottolineando
che ben comprendiamo che la norma proposta ha lo scopo di aiutare i debitori virtuosi e
non quelli gia in procinto di fallire (e che fallirebbero in ogni caso e per il quali un
allentamento degli obblighi costituisce un regalo inaspettato, anche se solo
temporaneo): nell’attuazione della nuova norma reputiamo possano sorgere delle
difficolta per la verifica di eventuali abusi, che sarebbero favoriti dalla sospensione della
responsabilita degli amministratori durante il periodo 1 gennaio 2020 fino alla revoca
delle misure, rispettivamente ancora nei sei mesi successivi. Su questo punto particolare,
il nostro Cantone sara particolarmente attento.

Quanto alla formulazione della norma proposta, facciamo notare quanto segue: in primo
luogo l'articolo proposto prevede il riferimento a un "debitore", quando invece I'articolo
725 CO siriferisce alla societa anonima. Anche per una questione di uniformita,
reputiamo che anche nella nuova norma si debba ritenere la societa. Inoltre il capoverso
3 rinvia 'applicazione della norma per analogia anche alle altre forme societarie, cosi
come gia I'art. 725 CO. Il rinvio viene fatto indicando i capoversi 2 e 3. Questo rinvio e
pero incomprensibile e probabilmente erroneo, disponendo la norma di soli due


http://www.infopmi.ch/

capoversi ai quali rinviare.

Come detto, entro un’ora vi trasmetteremo la nostra presa di posizione al quesito n. 3.
Vi ringrazio,
Frida Andreotti

Frida Andreotti

Direttrice della Divisione della giustizia

Dipartimento delle istituzioni

Divisione della giustizia tel 091/814.32.20
Residenza governativa fax 091/814.47.72
6501 Bellinzona




Von: ayoub Catherine

An: Walter Sibyll BJ

Cc: Métraux Béatrice; Roger Schneeberger (roger.schneeberger@kkjpd.ch); Blaise Pequignot
(Blaise.Pequignot@fr.ch)

Betreff: STN Kt. VD 03.04.2020 Konsultation Starkung der Krisenresistenz der Unternehmen

Datum: Freitag, 3. April 2020 13:46:02

Chere Madame,
Nous vous remercions d’avoir consulté le canton de Vaud via la CCDJP.
Vous trouverez ci-dessous nos déterminations sur ce sujet :

La proposition de suspendre partiellement les obligations découlant de I'art. 725 CO parait
adaptée a la situation particuliere liée au COVID 19.

Toutefois, la modification de la procédure concordataire dans la LP et I'introduction d'une
procédure simplifiée d'ajournement pour les PME nous paraft étre des mesures pouvant
entrainer des difficultés.

En effet, la procédure concordataire est particulierement lourde et complexe. Méme sous une
forme simplifie, elle risque d'engorger les tribunaux qui auraient la charge de suivre ces
procédures. Le nouveau texte de loi prévoit qu'en principe, il n'y aurait pas lieu de nommer un
commissaire. Au vu de la complexité de la procédure, nous émettons des doutes sur le fait qu'un
"simple" administrateur ou directeur soit a méme d'appréhender les particularités pratiques et
juridigues d'une telle procédure. Peut-étre que ces difficultés conduiront a une utilisation tres
restreinte de cette nouvelle procédure.

Nous émettons également des doutes quant a la question des dettes nées durant le sursis car
elles seront considérées comme des dettes de la masse dans une éventuelle faillite subséquente.

En vous remerciant de prendre note de ce qui précede, je vous adresse mes meilleurs messages

) Catherine Ayoub - Secrétaire générale adjointe
s Département de I'environnement et de la sécurité (DES)
5(0 Secrétariat général

P Chéteau cantonal - 1014 Lausanne

=) Tel. : +41 21 316 40 08

Ny catherine.ayoub@vd.ch - www.vd.ch/dis
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Sicherheitsdirektion

Kanton Zug

Sicherheitsdirektion, Postfach, 6301 Zug
Nur per E-Mail

Bundesamt fir Justiz
Direktionbereich Privatrecht
Bundesrain 20

3003 Bern

T direkt +41 41 728 50 23
michael.siegrist@zg.ch
Zug, 3. April 2020 SIMC
SD SDS 7.11/ 263

Stellungnahme der Sicherheitsdirektion des Kantons Zug zur 6ffentlichen Konsultation:
Pflichten der Organe von Unternehmen bei drohender Uberschuldung sowie Anpassun-
gen des Nachlassverfahrens und Einfiihrung eines einfachen Stundungsverfahrens

Sehr geehrte Damen und Herren

Mit E-Mail vom 1. April 2020 an die KKJPD haben Sie die Kantone zur Stellungnahme in rubri-

zierter Angelegenheit bis 3. April 2020, 12.00 Uhr, eingeladen. Nach Durchfiihrung eines inter-

nen Mitberichtsverfahrens beim Obergericht und der Volkswirtschaftsdirektion des Kantons Zug
machen wir von dieser Méglichkeit gerne Gebrauch.

Sie unterbreiten uns drei Fragen, zu welchen wir uns wie folgt dussern:

1. Zum Grundsatz: Sehen Sie grundsatzlichen notrechtlichen Handlungsbedarf im Ge-
sellschafts- und Betreibungsrecht?

Angesichts des Ausmasses der negativen Auswirkungen der Coronakrise auf die Wirtschaft ist
zu befirchten, dass in absehbarer Zeit iber tausende Unternehmen der Konkurs eréffnet wer-
den misste. Die gesamtwirtschaftlichen Folgen waren gravierend: Glaubiger missten sehr
hohe Forderungsverluste hinnehmen, die Arbeitslosigkeit wiirde stark ansteigen, Produktions-
ketten kénnten ins Stocken geraten, weil gewisse Produkte nicht mehr hergestellt wiirden, und
ganze Wirtschaftsbereiche wéaren bedroht.

Die derzeitigen Instrumente im Gesellschafts- und Konkursrecht waren bis anhin grundsétzlich
sehr gut und genigend. Diese Instrumente genlgen jedoch in der derzeitigen ausserordentli-
chen Situation nicht, um Unternehmen davor zu schitzen, in eine Konkurssituation zu geraten.
Es ist daher dringend angezeigt und sehr zu begriissen, dass im Sinne von Notrecht im Gesell-
schaftsrecht Anpassungen vorgenommen werden sollen. Auch Anpassungen im Schuldbetrei-
bungs- und Konkursrecht kénnen unseres Erachtens sinnvoll sein. Die konkret vorgeschlage-
nen Anpassungen lehnen wir indes ab, wie wir nachfolgend darlegen.

Bahnhofstrasse 12, 6300 Zug
T +41 41728 50 20, F +41 41 728 50 29
www.zg.ch
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2. Zum Vorschlag bei drohender Uberschuldung: Wie beurteilen Sie den Vorschlag,
die Pflichten gemaéss Artikel 725 Absatz 2 Obligationenrecht fiir die Dauer der Mas-
snahmen geméss dem 3. Abschnitt der COVID-19-Verordnung teilweise auszuset-
zen?

Wir unterstitzen den Vorschlag, die Pflichten gemass Art. 725 Abs. 2 OR fur die Dauer der
Massnahmen geméass dem 3. Abschnitt der COVID-19-Verordnung 2 teilweise auszusetzen.
Der Vorschlag berlcksichtigt unseres Erachtens sowohl die Interessen der in Schwierigkeiten
geratenen Unternehmen als auch die Interessen der Glaubiger.

Zusatzlich stellen wir folgenden Antrag:

Alle Unternehmen, denen ein Darlehen fiir die Dauer der Massnahmen gemédss dem 3. Ab-
schnitt der COVID-19-Solidarbiirgschaftsverordnung gewdhrt wurde, werden fiir einen Zeitraum
von drei Monaten ab dem Zeitpunkt der Gewédhrung des Darlehens von den Verpflichtungen
gemdss Art. 725 Abs. 2 OR entbunden.

Begriindung:

Die COVID-19-Solidarbiirgschaftsverordnung hat zum Ziel, dass Unternehmen und Selbstandi-
gerwerbende nicht infolge Corona-bedingter Liquiditatsengpasse in den Konkurs getrieben wer-
den. Mit den gewahrten Krediten sollen geméss den Erlauterungen zur COVID-19-Solidarbiirg-
schaftsverordnung die Fixkosten eines Unternehmens von etwas mehr als drei Monaten finan-
ziert werden kénnen. Mit dem Antrag zur Kreditgewdhrung miissen die Unternehmen diverse
Voraussetzungen erfillen, die auch im Zusammenhang mit der Sistierung des Art. 725 Abs. 2
OR gefordert sind. Es darf zudem nach Treu und Glauben angenommen werden, dass diese
Unternehmen davon ausgehen, dass sie nach der Coronakrise wieder finanziell gesunden. So-
mit erfiillen diese Unternehmen, die einen COVID-19-Kredit erhalten, alle Kriterien gemass
Art. 725 Abs. 2 OR. Werden fir diese Gesellschaften die Pflichten von Art. 725 Abs. 2 OR sis-
tiert, so geht nichts verloren. Die Unternehmen gewinnen aber an Sicherheit und sie werden
von administrativem Aufwand entlastet.

3. Zum Vorschlag betreffend die Anpassungen im Betreibungsrecht: Wie beurteilen
Sie den Vorschlag, das Nachlassverfahren im SchKG anzupassen und zusatzlich
ein einfaches Stundungsverfahren fir KMU einzufihren?

Antraq:
Auf die Anpassung des Nachlassverfahrens im SchKG und auf die Einfihrung eines zusétzli-

chen einfachen Stundungsverfahrens fir KMU ist zu verzichten.

Begriindung:

Unseres Erachtens sind die Vorschldge gemass Beilage 3 vom 1. April 2020 unausgegoren
und schaffen weit mehr Probleme als sie I6sen. Im Nachlassrecht geht es nicht nur um Schuld-
nerschutz, sondern insbesondere auch um Glaubigerschutz. Dieser ist mit den vorgeschlage-
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nen Anpassungen nicht gewahrleistet. Folgende Griinde sprechen gegen die vorgeschlagenen
Anpassungen:

1. Das bestehende Institut der Nachlassstundung nach Art. 293 ff. SchKG hat sich bewahrt.
Es ist niederschwellig ausgestaltet und eignet sich auch fir KMU. Die provisorische Stun-
dung wird nur dann nicht bewilligt, wenn offensichtlich keine Aussicht auf Sanierung oder
Bestatigung eines Nachlassvertrages besteht.

2. Der vorgesehene Verzicht auf die Priifung der Sanierungsféhigkeit des Schuldners fiihrt
nicht zu einer nennenswerten Entlastung der Gerichte. Eine Verldngerung der Dauer der
provisorischen Stundung auf sechs Monate ist nicht erforderlich. Die vorgesehene Aufl6-
sung von Dauerschuldverhéltnissen beeintrachtigt die Rechtssicherheit. Es stellt sich
auch die Frage, wie die héhe der Entschadigung der Gegenpartei bestimmt werden soll.

3. Die Ansicht, dass anders als bei der Nachlassstundung (Art. 293b Abs. 1 und Art. 295
SchKG) bei der COVID-19-Stundung grundsatzlich auf die Bestellung eines Sachwalters
zu verzichten ist, ist realitatsfremd. Nachlassstundungen funktionieren ohne Sachwalter
nicht. In aller Regel ist auch aus Grinden des Glaubigerschutzes ein Sachwalter zu be-
stellen. Es besteht ansonsten ein nicht zu vernachlassigendes Missbrauchspotential.
Wenn aber eine grosse Anzahl KMU die COVID-19-Stundung beanspruchen wiirden, ist
fraglich, ob die Verhaltnisse bei diesen KMU «lUberschaubar» sind. Diese Annahme des
Gutachters RA Lorandi (vgl. Beilage 4 RZ 6 und 78) ist spekulativ.

4. Es wird ausgeflhrt, das Verfahren und die Anforderungen an die Stundung seien be-
wusst sehr einfach gehalten, damit eine méglichst grosse Zahl von Unternehmen davon
Gebrauch machen kénnten. Da wie erwdhnt praxisgemass in jeder Stundung ein Sach-
walter einzusetzen ist, werden geniigend qualifizierte Personen fir die Ubernahme eines
Sachwaltermandates fehlen.

5. Weitere Schwierigkeiten bereiten durfte in der Praxis auch die Prifung der Vorausset-
zung, dass das gesuchstellende Unternehmen «am 31. Dezember 2019 nicht bereits
Gberschuldet war». Die Erfahrung zeigt, dass Klein- und Kleinstunternehmen, fiir welche
diese COVID-19-Stundung auch vorgesehen sein soll, oftmals bloss iber «handge-
strickte» bzw. rudimentare Buchhaltungen verfligen, weshalb eine zuverlassige Beurtei-
lung der Uberschuldung per 31. Dezember 2019 aufwandig werden kann.

Wir danken lhnen fir die Moglichkeit zur Stellungnahme und fiir die Berlicksichtigung unserer
Antrage und Bemerkungen.
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Freundliche Grisse
Sicherheitsdirektion

> 4
Beat Villiger /

Regierungsrat

Verteiler per E-Mail:

- Michael Schéll (michael.schoell@bj.admin.ch)

- David Ruetschi (david.rueetschi@bj.admin.ch)

- Nicholas Turin (nicholas.turin @bj.admin.ch)

- Samuel Kréahenbiihl (samuel.kraehenbuehl@bj.admin.ch)
- Caroline Widmer (caroline.widmer@bj.admin.ch)

- Sibyll Walter (sibyll.walter@bj.admin.ch)

- Obergericht des Kantons Zug (felix.ulrich@ zg.ch)

- Volkswirtschaftsdirektion (info.vd@zg.ch)



Von: ia.vonwartburg@ji.zh.ch

An: Schéll Michael BJ; Rietschi David BJ; Turin Nicholas BJ; Krahenbiihl Samuel BJ; Widmer Caroline BJ; Walter
Sibyll BJ

Cc: jacqueline.fehr@ji.zh.ch; susanna.staehelin@ji.zh.ch; lukas.geissmann@ds.zh.ch; beat.kaempfen@gerichte-
zh.ch

Betreff: STN Kt. ZH 03.04.2020 Konsultation Starkung der Krisenresistenz der Unternehmen

Datum: Freitag, 3. April 2020 11:47:27

Anlagen: Stellunanahme Obergericht.doc

KRIPO Vnl_Erleichterungen fiir bedrohte Unternehmen.pdf
Stellunanahme Konsultationsschreiben STA.ZH_02042020.pdf

Dringlichkeit: Hoch

Sehr geehrte Damen und Herren

Wir nehmen Bezug auf Ihre Email vom 1. April 2020 in oben erwéhnter Angelegenheit. Namens und
im Auftrag von Regierungsratin Jacqueline Fehr, kénnen wir zu den einzelnen Fragen grundsétzlich

wie folgt Stellung nehmen:

1. Zum Grundsatz. Sehen Sie grundsatzlich notrechtlichen Handlungsbedarf im Gesellschafts-
und Betreibungsrecht? Die Notwendigkeit zur Ergreifung entsprechender Massnahmen wird
anerkannt und die vorgeschlagenen Massnahmen werden im Grundsatz begrisst. Allerdings gilt es
auch, Missbrauch wenn maéglich zu verhindern bzw. potenzielle
Konkursmissbrauchsunternehmungen herauszufiltern.

Richtig ist sodann u.E., dass nur ein kurzer Rechtsstillstand bis 19.4.2020 (inkl. ordentliche Oster-
Betreibungsferien) vertretbar ist. Ab dem 19.4. braucht es gezielte Massnahmen und der Verzicht auf
einen weiterfilhrenden Rechtsstillstand ist somit zu begriissen.

2. Zum Vorschlag bei drohender Uberschuldung: Wie beurteilen Sie den Vorschlag, die
Pflichten gemass Art. 725 Abs. 2 OR fiir die Dauer der Massnahmen gemass dem 3. Abschnitt
der COVD-19 Verordnung 2 teilweise auszusetzen? Dem Bestreben, nur die wirtschaftlichen
Corona-Opfer und nicht die Schuldner insgesamt zu entlasten, ist uneingeschrankt zuzustimmen.
Weiter ist die Grundidee richtig, Unternehmungen, die pandemiebedingt insolvent wurden, temporar
von der Bilanzdeponierungspflicht zu entlasten (als Filterkriterium bietet sich z.B. an, zu prifen, ob
eine Unternehmung am Stichtag Giber Sozialversicherungs-Ausstande verfligte). Es fragt sich
allerdings, ob zur Verhinderung von Missbrauchsfallen nicht an der Pflicht zur Erstellung einer
Zwischenbilanz sowie der Revision der Zwischenbilanz bei einer Uberschuldung festgehalten werden
soll.

3. Zum Vorschlag betreffend die Anpassungen im Betreibungsrecht: Wie beurteilen Sie den
Vorschlag, das Nachlassverfahren im SchKG anzupassen und zusatzlich ein einfaches
Stundungsverfahren fir KMU einzufuihren? Das Bestreben, ein fur die aktuelle Situation spezielles
Instrument zu schaffen, ist im Grundsatz zu begriissen. Die vorgeschlagenen Anpassungen im
SchKG erscheinen zur tempordren Konkursverhinderungen angezeigt und sind auch aus
strafrechtlicher Sicht vertretbar. Da es aber, wie im Konzeptpapier festgehalten wird, kaum mdoglich
sein wird, ex ante schutzwirdige von schutzuunwiirdigen Unternehmungen zu unterscheiden, fuhrt
dies unter vollstreckungsrechtlichen Aspekten zu einem faktischen Verzicht, pandemiebedingte
Liquiditatsengpéasse von sonstigen Unternehmenskrisen abzugrenzen.

FAZIT: Die Stossrichtung der Vorlage wird grundsatzlich begriisst. Unseres Erachtens mangelt es
aber an einer wirksamen Abgrenzung von schutzwirdigen und schutzunwirdigen Unternehmen. Und
festzuhalten ist auch, dass flr die schnelle Bearbeitung der vielen neuen COVID-19-Stundungsverfahren
voraussichtlich entsprechende zusatzliche Personalressourcen (Richterlnnen, Gerichtsschreiberinnen,
kaufmannisches Personal) zur Verflugung gestellt werden mussen.

Angesichts der dusserst kurz bemessenen Frist war eine weitergehende Konsolidierung nicht
maoglich, weshalb wir im Einzelnen auch auf die Stellungnahmen des Obergerichts des
Kantons Zirich, der Staatsanwaltschaften des Kantons Zirich, sowie der Kantonspolizei des
Kantons Zirich verweisen (vgl.Anhang).
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Konsultation Stärkung der Krisenresistenz der Unternehmen

[image: image1.png]Sehr geehrte Frau Regierungsrätin

Wir danken Ihnen für die Gelegenheit, uns in dieser Sache äussern zu können, und nehmen dazu gerne wie folgt Stellung.


1. Zum Grundsatz: Sehen Sie grundsätzlichen notrechtlichen Handlungsbedarf im Gesellschafts- und Betreibungsrecht?

Aufgrund der sich abzeichnenden grossen finanziellen Schwierigkeiten verschiedener Unternehmen infolge der Massnahmen zur Bekämpfung des Coronavirus, erachten wir den notrechtlichen Handlungsbedarf im Gesellschafts- und Betreibungsrecht als gegeben. Die im Gutachten und im Konzeptpapier dargelegten Vorschläge sind aus gerichtlicher Sicht durchdacht und erscheinen sinnvoll. 

2. Zum Vorschlag bei drohender Überschuldung: Wie beurteilen Sie den Vorschlag, die Pflichten gemäss Artikel 725 Absatz 2 Obligationenrecht für die Dauer der Massnahmen gemäss dem 3. Abschnitt der COVID-19-Verordnung 2 teilweise auszusetzen?

a) Zwei Pflichten des Verwaltungsrats bei drohender Überschuldung sollen sistiert werden: Die Prüfung der Zwischenbilanz durch einen zugelassenen Revisor einerseits und die Benachrichtigung des Richters (wenn sich aus der Zwischenbilanz ergibt, dass die Forderungen der Gesellschaftsgläubiger weder zu Fortfüh-rungs- noch zu Veräusserungswerten gedeckt sind) andererseits. Zweiteres, die Benachrichtigung des Richters kann nach dem vorgeschlagenen Art. X Abs. 1 der Verordnung unterbleiben, wenn die Gesellschaft am 31.12.2019 noch nicht überschuldet war und wenn begründete Aussicht besteht, dass die Überschul-dung innert 6 Monaten nach der Aufhebung der Massnahmen gemäss COVID-Verordnung behoben werden kann. 


b) Für die Sistierung der Pflicht, die Zwischenbilanz durch den Revisor prüfen zu lassen, sollten wohl dieselben Voraussetzungen gelten. Das könnte der Klarheit halber in Abs. 2 eingefügt werden. 


c) Eine weitere Unklarheit ergibt sich aus dem Kommentar zu dieser Bestimmung, wonach unter "Aufhebung der Massnahmen gemäss COVID-Verordnung" auch die schrittweise Aufhebung fällt. Hier könnte es zu Unklarheiten kommen und man kann sich fragen, welche Schritte gemeint sind und welcher Zeitpunkt - sinnvoll-erweise braucht es den Bezug der Lockerungsschritte zur konkreten Unternehmung, d.h. es muss darum gehen, dass die Überschuldung sich beseitigen lässt, wenn die Unternehmung ein halbes Jahr ohne wesentliche Einschränkungen ihrer Geschäftstätigkeit nachgehen kann. 


Es könnte daher präzisiert werden, dass sich die 6 Monate ab dem Zeitpunkt verstehen, ab welchem die (teilweise oder vollständige) Aufhebung der Einschränkungen aufgrund der COVID-19-Erlasse die Geschäftstätigkeit "im Wesentlichen" wieder zulässt. 


Auch eine solche Formulierung wird in der Praxis allerdings zu heiklen Abgrenzungsfragen führen, wie es sich etwa verhält, wenn der Geschäftsbetrieb ab einem Zeitpunkt mit Einschränkungen wieder aufgenommen werden kann, z.B. in der Gastronomie, wenn Lokale wieder öffnen dürfen, aber Abstandsvorschriften und Beschränkungen der Besucherzahl gelten. Es fragt sich daher, ob die Angabe eines fixen Datums (wie in anderen COVID-19-Massnahmen) praktikabler wäre. Nötigenfalls könnte man die Regelung (wie etwa bei der Stundungsdauer, vgl. Beilage 3, Ziff. 2.2) zu einem späteren Zeitpunkt anpassen. Geht man davon aus, dass die Massnahmen nach dem 30. Mai 2020 weitgehend gelockert werden können, könnte man als Datum den 30. November 2020 angeben und Abs. 1 so formulieren: 


"(…) wenn begründete Aussicht besteht, dass eine Überschuldung bis am 30. November 2020 behoben werden kann." 


d) Die Benachrichtigung des Richters kann unterbleiben, wenn begründete Aussicht besteht, dass eine Überschuldung innert sechs Monaten nach Ende der Massnahmen gemäss dem 3. Abschnitt der COVID-19-Verordnung 2 vom 13. März 2020 behoben werden kann. Beim Terminus "begründete Aussicht" handelt es sich um einen unbestimmten Rechtsbegriff, welcher in der Praxis - insbesondere auch bei den von der persönlichen Haftung betroffenen Organen - zu einer Rechtsunsicherheit führt, da nicht abgeschätzt werden kann, ob die vom Organ vorgenommene, günstige Prognose einer gerichtlichen Überprüfung standhalten würde. Dieser Umstand wird wohl dazu führen, dass ein Grossteil der betroffenen Unternehmen - unabhängig davon, ob sie eine Stundung effektiv benötigen - die neue COVID-19 Stundung beantragen werden, um dadurch - ohne die Unsicherheit der begründeten Aussicht auf Beseitigung der Überschuldung - ihre Pflichten gemäss Art 725 Abs. 2 OR zu erfüllen und der persönlichen Haftung zu entgehen (vgl. Beilage 3, Ziff. 2.3). Falls man dies vermeiden möchte, müsste der Begriff aus Abs. 1 gestrichen werden, womit die Benachrichtigung des Richters im Falle einer Überschuldung auch ohne begründete Aussicht auf deren Behebung unterbleiben könnte.

e) In Art. X Abs. 3 dürfte sich ein Versehen eingeschlichen haben. Korrekt müsste es heissen:


"3Die Absätze 1 und 2 (statt 2 und 3) gelten sinngemäss für alle Rechtsformen, die einer gesetzlichen Anzeigepflicht bei Kapitalverlust und bei Überschuldung unterstehen."


3. Zum Vorschlag betreffend die Anpassungen im Betreibungsrecht: Wie beurteilen Sie den Vorschlag, das Nachlassverfahren im SchKG anzupassen und zusätzlich ein einfaches Stundungsverfahren für KMU einzuführen?

3.1. Vorbemerkungen

a) Beizupflichten ist der Feststellung, dass der Rechtsstillstand nicht verlängert bzw. ab dem 20. April 2020 nicht erneut angeordnet werden sollte. 


b) Den Feststellungen zu den Nachteilen der Notstundung im Gutachten Lorandi ist vollumfänglich zuzustimmen (S. 14 ff.). Als weiterer Nachteil ist zu erwähnen, dass bei einer Notstundung das Gericht zwingend eine Verhandlung durchzuführen hat und dazu die Gläubiger i.d.R. öffentlich vorzuladen sind (Art. 339 SchKG). Dies im Gegensatz zur Gewährung der provisorischen Nachlassstundung bzw. der COVID-19-Stundung, bei welcher keine Verhandlung gesetzlich vorgesehen ist. Es ist nicht nachvollziehbar, weshalb in Krisenzeiten das rechtliche Gehör der Gläubiger erweitert wird. Dies führt zu einer nicht unwesentlichen Verzögerung und Verkomplizierung des Verfahrens. Die provisorische Nachlassstundung wird in der Praxis innert weniger Tage nach Eingang des Gesuchs bewilligt. 


c) Ebenfalls zuzustimmen ist der Schaffung eines einfachen Verfahrens, mit welchem eine zeitlich befristete Stundung herbeigeführt werden kann. Die vorgeschlagenen Anpassungen sind daher in dieser besonderen Situation im Wesentlichen zu begrüssen.

3.2. Zu Beilage 3, Ziffer 1.1

Die hier thematisierte Entlastung der Gerichte durch den Verzicht auf die Prüfung der Sanierungsfähigkeit erscheint nicht als notwendig. Ein (wie auch unter geltendem Recht) rudimentärer Sanierungsplan reicht aus und kann vom Gericht auch rasch geprüft werden. Insbesondere bei grösseren Unternehmungen ist ein Sanierungsplan weiterhin angezeigt.


3.3. Zu Beilage 3, Ziffer 1.2


Die Verlängerung der Dauer der provisorischen Nachlassstundung wird begrüsst.


3.4. Zu Beilage 3, Ziffer 1.3


a) Richtigerweise ist Art. 296b Buchstabe a SchKG entsprechend zu ergänzen (vgl. auch Gutachten Lorandi, Rz. 110). 


b) Die COVID-19-Stundung, wie das Gutachten Lorandi sie empfiehlt, sieht eine Karenzfrist "nach hinten" vor, gemäss welcher auch Forderungen, die nach Bewilligung der Stundung, aber vor dem 30. Mai 2020 entstehen, von der Stundung umfasst sind (vgl. Gutachten Lorandi, Rz. 91, sowie die nachfolgenden Bemerkungen zu Ziff. 2.6). Aus unserer Sicht ist unklar, wieso auf eine entsprechende Anpassung auch für das modifizierte allgemeine Nachlassverfahren verzichtet worden ist.


3.5. Zu Beilage 3, Ziffer 1.4


Es fragt sich, ob diese Erleichterung erforderlich ist, und sie ist mit dem erheblichen Eingriff abzuwägen, den sie für die Vertragspartner darstellt. Die Begründung in Rz. 111 des Gutachtens Lorandi mit dem Hinweis auf die Botschaft aus dem Jahr 2020 ist nicht zwingend. Es ist fraglich, ob die aktuelle Ausnahmesituation begründeten Anlass gibt, die entsprechende parlamentarische Ergänzung rückgängig zu machen.


3.6. Zu Beilage 3, Ziffer 2.1


a) Abs. 1: Es ist nicht nachvollziehbar, weshalb die Stundung nur auf die der Konkursbetreibung unterliegenden Schuldner begrenzt wird. Was ist z.B. mit dem Coiffeur, der nicht im Handelsregister eingetragen ist? Was ist mit den sog. freien Berufen? Es sollten alle Schuldner, welche im weitesten Sinne ein Geschäft betreiben, von der Stundung Gebrauch machen dürfen. Es ist kein sachlicher Grund ersichtlich, die COVID-19-Stundung auf die konkursfähigen Schuldner zu begrenzen. Hinzu kommt, dass es in der Praxis auch viele kleine Unternehmen gibt, die nicht im Handelsregister eingetragen sind, obwohl sie dazu verpflichtet wären. Auch diese Unternehmen wären in Anwendung von Art. 39 SchKG von der COVID-19-Stundung ausgeschlossen.


b) Abs. 1: Das Gutachten Lorandi (N 86) spricht davon, dass der Schuldner plausibel machen müsse, dass er vorgängig rentabel bzw. nicht überschuldet gewesen sei. Zur Präzisierung sollte im Kommentar festgehalten werden, dass das Gericht nur prüfen muss, dass der Schuldner per 31.12.2019 nicht überschuldet war. 


c) Abs. 2: Da der Schuldner nachweisen muss, dass er per 31.12.2019 nicht überschuldet war, ist mit dem Stundungsgesuch zwingend eine Bilanz per Ende 2019 einzureichen. Dies sollte hier explizit festgehalten werden. Es kann nicht Sache der Nachlassgerichte sein, anhand anderer Unterlagen zu prüfen, ob der Schuldner per 31.12. 2019 überschuldet war. Abs. 2 ist daher wie folgt anzupassen: 

"2Der Schuldner hat mit einem Gesuch die Bilanz per 31. Dezember 2019 sowie die erforderlichen Nachweise über seine aktuelle Vermögenslage zu erbringen und ein Verzeichnis seiner Gläubiger einzureichen."

d) Abs. 4 (recte wohl 3): Korrekt wäre wohl Abs. 3 statt Abs. 4. Zudem kann es nicht Aufgabe des Nachlassgerichtes sein zu prüfen, ob die genannten Schwellenwerte nicht erfüllt sind. Die Schuldner müssen verpflichtet werden, die erforderlichen Nachweise zusammen mit dem Gesuch einzureichen.


3.7. Zu Beilage 3, Ziffer 2.2


Abs. 1 ist dahingehend zu ergänzen, dass eine Verlängerung der Stundung nur auf Antrag hin erfolgen kann: 


"1Das Gericht kann die Stundung auf Antrag einmalig um höchstens weitere drei Monate verlängern"


3.8. Zu Beilage 3, Ziffer 2.4

a) Aus Sicht des Nachlassgerichts ist es wichtig, dass die Einsetzung eines Sachwalters die Ausnahme bleibt. Einerseits verteuern diese das Verfahren deutlich und andererseits ist damit für das Gericht ein deutlicher Mehraufwand verbunden (Auswahl, Prüfung der Eignung, Genehmigung Honorar).


b) Die Empfehlungen aus dem Gutachten Lorandi betreffend die Gerichts- und Sachwalterkosten wurden nicht übernommen (Gutachten N 114 ff.). Es wäre sinnvoll, dass der Bund die Kosten übernimmt oder jedenfalls dafür bürgt. Wichtig ist, dass das Nachlassgericht rasch entscheiden kann und keinen Vorschuss für die Gerichts- und allfälligen Sachwalterkosten verlangen muss. 


3.9. Zu Beilage 3, Ziffer 2.5

a) Aus dem Publikationstext muss ersichtlich sein, dass es sich um eine COVID-19-Stundung handelt. Das SHAB hat eine entsprechende "Maske" zur Verfügung zu stellen. 


b) Die Entscheide über den Verzicht auf die Publikation verkomplizieren die Verfahren. Es wäre daher zu begrüssen, wenn alle Bewilligungen von COVID-19-Stundungen publiziert werden müssten. In der momentanen Zeit ist es ohnehin notorisch, dass die meisten Schuldner in finanziellen Schwierigkeiten sind, so dass eine Publikation mit keinen erheblichen Nachteilen verbunden wäre. 


Falls dennoch am Verzicht auf die Publikation in begründeten Fällen festgehalten wird, sollten die Gerichte entsprechende Auslegungshilfen erhalten, da davon auszugehen ist, dass die meisten Schuldner einen entsprechenden Antrag stellen dürften.

3.10. Zu Beilage 3, Ziffer 2.6

a) Im Grundsatz erfasst die Stundung nur die vor ihrer Bewilligung entstandenen Forderungen. Als Erleichterung soll demgegenüber die COVID-19-Stundung, wie das Gutachten Lorandi sie vorschlägt, auch Forderungen erfassen, die nach der Bewilligung der Stundung, aber bis zum 30. Mai 2020 entstehen (Gutachten Lorandi, Rz. 91). Das stellt keine Karenzfrist dar, um das Verfahren einzuleiten, sondern (wie schon erwähnt) eher eine Karenzfrist "nach hinten", in dem Sinn, dass auch nach der Stundung entstehende Forderungen bis zum erwähnten Zeitpunkt auch noch von ihr erfasst sind, wenn die Stundung vor dem 30. Mai 2020 erfolgt. 


Der Klarheit halber könnte die Bestimmung etwa wie folgt angepasst werden: 


"Die Wirkungen der Stundung erfassen sämtliche Forderungen gegen den Schuldner, welche vor der Bewilligung der Stundung entstanden sind, sowie – wenn die Stundung vor dem 30. Mai 2020 bewilligt wird – die bis zu diesem Datum noch entstehenden Forderungen."

Die Angaben auf S. 6 des Konzeptpapiers und im Kommentar zu Ziff. 2.8 wären dahingehend zu ergänzen, dass Forderungen, die vor Bewilligung der Stundung entstanden, sowie (allenfalls) Forderungen, die danach, aber noch vor dem 30. Mai 2020 entstehen, von der Stundung umfasst sind.

b) Da der Mai 31 Tage hat, ist für uns nicht ersichtlich, warum nur Forderungen, welche bis zum 30. Mai 2020 entstanden sind, von der Stundung erfasst werden sollen.


3.11. Zu Beilage 3, Ziffer 2.10

Aufgrund des Verweises auf das Gutachten Lorandi, Rz. 94, fragt sich, ob hier ein Versehen vorliegt. Das Gutachten Lorandi empfiehlt zu Recht an der zitierten Stelle, die Rechtsmittelordnung an Art. 293d SchKG zur provisorischen Stundung anzulehnen, so dass die Bewilligung der Stundung nicht anfechtbar wäre (sondern nur deren Verweigerung).

3.12. Zu Beilage 3, Ziffer 2.12

a) Es könnte eine Verdeutlichung Sinn machen, wie es sich mit den während der Stundung eingegangenen Verpflichtungen allgemein verhält, wenn kein Sachwalter bestellt wird. Das sollte gemäss Ziff. 2.4 und dem Kommentar dazu die Regel sein. Es ist anzunehmen, dass die COVID-19-Stundung als niederschwellige Stundung für KMU's diese Wirkung in der Regel (d.h. ohne Sachwalter) nicht hat. In diesem Fall hat die Frage, ob die Forderung vor oder nach der Bewilligung der Stundung entstand, für die Ansprüche im Nachlassvertrag und im Konkurs keine Wirkung. Das würde mit der Angabe im Konzeptpapier übereinstimmen, dass die COVID-19-Stundung (anders als die Nachlassstundung im Allgemeinen) nicht das Ziel eines Nachlassvertrags hat.

b) Die Unterscheidung (COVID-19-Stundung mit oder ohne Sachwalter) erscheint uns problematisch. Die Übernahme dieser Bestimmung aus dem gewöhnlichen Stundungsrecht (Art. 310 Abs. 2 SchKG) könnte dazu führen, dass viele Schuldner den Antrag stellen, es sei ein Sachwalter zu bestellen bzw. dass sie von Gläubigerseite zu einem entsprechenden Antrag gedrängt werden, damit die neuen Verpflichtungen als Massenverbindlichkeiten gelten. Wie unter Ziffer 2.4 ausgeführt sollte aber gerade verhindert werden, dass Sachwalter eingesetzt werden. Daher ist diese Bestimmung zu streichen.

3.13. Zu Beilage 3, Ziffer 3.2

Die Angabe im Kommentar "passt" direkt auf die Absichtsanfechtung nach Art. 288 SchKG. Sollen dennoch auch alle anderen Anfechtungstatbestände ausgeschlossen sein? An die Stelle der Schenkungsanfechtung nach Art. 286 SchKG tritt wohl die Haftung für zweckwidrige Verwendung des Darlehens nach Ziff. 3.1, und dasselbe könnte auch für den Tatbestand der Überschuldungsanfechtung nach Art. 287 Abs. 1 Ziff. 3 SchKG gelten. Allerdings besteht die Haftung für zweckwidrige Verwendung des Darlehens (anders als die aktienrechtliche Verantwortlichkeit) den Aktionären gegenüber nicht. Man kann sich fragen, ob es richtig ist, den Aktionären diesen Schutz gänzlich zu entziehen (auch wenn sie durch die zweckwidrige Verwendung der Darlehen nicht direkt geschädigt werden).


Wir bitten Sie höflich um Berücksichtigung dieser Ausführungen und stehen Ihnen bei Fragen gerne zur Verfügung.

		Freundliche Grüsse


Obergericht des Kantons Zürich


Der Obergerichtspräsident:
Der Generalsekretär-Stv.:


lic. iur. M. Burger
lic. iur. B. Kämpfen
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Generalsekretariat DS

Vernehmlassung zu vom Bundesrat gepriiften Massnahmen fiir im Zuge der
Corona-Pandemie betroffene Unternehmen

Die vorliegende Stellungnahme erfolgt im Einvernehmen mit der Staatsanwaltschaft lll des Kantons Zurich.

1.

Zum Grundsatz: Sehen Sie grundsétzlichen notrechtlichen Handlungshedarf im Gesellschafts-
und Betreibungsrecht?

Grundsatzliche Uberlequngen zu den vorgeschlagenen Massnahmen:

Die Notwendigkeit zur Ergreifung entsprechender Massnahmen wird anerkannt und die Bestrebungen
im Grundsatz begriisst. Die nachfolgenden Hinweise beziehen sich ausschliesslich darauf, Missbrauch
wenn mdglich zu verhindern,

Adressaten: Ausdricklich zu begrlissen ist, dass die Konzeptpapiere mehrfach klar auf die Adressaten
der Massnahmen hinweisen, namlich auf bisher gesunde Unternehmen, die aufgrund von Corona-
Massnahmen Schwierigkeiten haben. Dieser Einschrankung des Adressatenkreises ist uneinge-
schrankt zuzustimmen. Dadurch dirfte der grosste Teil der Konkursmissbrauchs-Unternehmen wegfal-
len. Damit man diese jedoch erkennen kann, ist eine entsprechende Uberprifung — die wir dringend
anregen - Voraussetzung, um genau solche Konkursmissbrauchs-Unternehmen herauszufiltern.

Generelle Bedenken zu den Massnahmen: Es wird dringend die Herausfilterung von potenziellen Kon-
kursmissbrauchsunternehmungen empfohlen und deshalb von zu weitgehenden Erleichterungen und
Wegfall von Kontrollen abgeraten. Mit Blick auf die im Missbrauchsfall vorgesehen Bussen von CHF
100°000 ist zu befurchten, dass diese zufolge eines Firmenkonkurses haufig nicht eintreibbar sein durf-
ten, weshalb sie thre Wirkung verfehlen.

Zum Vorschlag bei drohender Uberschuldung: Wie beurteilen Sie den Vorschlag, die Pflichten
gemdss Artikel 725 Absatz 2 Obligationenrecht filr die Dauer der Massnahmen gemiiss dem
3. Abschnitt der COVID-19-Verordnung 2 teilweise auszusetzen? (Beilagen 1 und 2)

Richtig ist, dass nur ein kurzer Rechtsstillstand bis 19.04.2020 (inkl. ordentliche Oster-Betreibungsfe-
rien) vertretbar ist. Ab dem 19.04. braucht es gezielte Massnahmen. Der Verzicht auf einen weiterfith-
renden Rechtsstillstand ist somit zu begrissen. Der Hinweis, mit einem generellen Rechtsstillstand die
Wirtschaft als solche zu beeintrachtigen (Gldubiger, die im Falle eines Rechtsstillstands die Folgen zu
tragen hétten), ist richtig.

Berechnung der Uberschuldung: Durch die geplanten Regelungen sollen die vom Bund garantierten
Darlehen, obwohl sie in der Bilanz als Fremdkapital erfasst werden, bei der Prifung einer Uberschul-
dung nach Artikel 725 Absatz 2 OR ausgeklammert werden. Diese Massnahme ist zu unterstitzen.

Sebhr unglucklich ist indessen der Verzicht auf die Revision der Zwischenbilanz bei Uberschuldungsver-
dacht. Fir den Fall, dass trotz Ausklammerung einer COVID-19-Solidarblrgschafte in der Bilanz als
Fremdkapital eine Uberschuldungsbesorgnis gemass Art. 725 Abs. OR besteht, ist die EinfUhrung eines
coronavirus-spezifischen vereinfachten, aber effizienten Revisionsverfahrens zu postulieren. Gerade
bei Kleinunternehmen sind die Verwaltungsréte fachlich kaum in der Lage, selbst zu beurteilen, ob der
Eintritt der Uberschuldung auf finanzielle- und vermdgensrechtliche Engpassen zufolge der Coronavi-
rus-Pandemie oder auf anderweitige geschaftliche, finanzielle Umsténde zurlckzufithren ist. Die Beant-
wortung dieser zentralen und je nach Konstellation hochkomplexen Frage sowie die im Verordnungstext
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geforderte, begrindete Sanierungsaussicht, die eine professionelle Lageanalyse erforderlich macht, ist
ohne Beizug eines Revisors nicht zuveridssig méglich.

Anzufihren ist, dass das Erfordernis der begriindeten Aussicht auf Bebung der Uberschuldung innert
sechs Monaten nach Beendigung der Massnahmen sehr unbestimmt und daher stark auslegungsbe-
durftig erscheint. Sinnvoll wére stattdessen, die Sanierungsaussicht anhand der vergangenen Jahres-
Zahlen im Voraus zu prognostizieren.

Sanierung der Gesellschaft: Es gibt keine Sanierung ohne professionelle Lageanalyse. Auch dazu
braucht es den Revisor. Die Frage, die sich hier stellt: Wie kann die begriindete Sanierungsaussicht
ohne Revision wirksam gepruft werden?

Zum Vorschlag betreffend die Anpassungen im Betreibungsrecht: Wie beurteilen Sie den Vor-
schlag, das Nachlassverfahren im SchKG anzupassen und zusitzlich ein einfaches Stundungs-
verfahren fiir KMU einzufiihren? {Beilagen 3 und 4)

Das Bestreben, ein fir die aktuelle Situation spezielles Instrument zu schaffen, ist im Grundsatz zu
begrlissen.

Die vorgeschlagenen Anpassungen im SchKG erscheinen zur temporaren Konkursverhinderung ange-
zeigt und sind auch aus strafrechtlicher Sicht vertretbar. Da es aber, wie im Konzeptpapier festgehalten
wird, kaum méglich sein wird, ex ante schutzwirdige von schutzunwlrdigen Unternehmungen zu un-
terscheiden, fihrt dies unter vollstreckungsrechtlichen Aspekten zu einem faktischen Verzicht, pande-
miebedingte Liquiditatsengpasse von sonstigen Unternehmenskrisen abzugrenzen.

Gesamtfazit:

Die Stossrichtung der Vorlage ist in der gegenwartigen Lage nachvollziehbar und verstandlich. Es man-
gelt jedoch an einer wirksamen Abgrenzung von schutzwiirdigen und schutzunwlrdigen Unternehmen.
Damit ist die Gefahr gross, dass im Ergebnis die zurecht als schadlich erkannten Wirkungen eines lang-
anhaltenden Rechtsstillstandes eintreten, obwohl mit voraussichtlich grossem Verwaltungsaufwand ver-
sucht wird, einen Missbrauch der Erleichterungen zu verhindern.

Lésungsansatz;

Der Kreis der Personen bzw. Unternehmen, die die vorgeschlagenen Erleichterungen in Anspruch neh-
men dirfen, kann anhand einfacher Kriterien eingeschrankt werden. Gemass den einschlagigen Erfah-
rungen von Polizei und Justiz begleichen Firmen, die Konkursmissbrauch betreiben, regelmassig die
geschuldeten Sozialversicherungsbeitrdge nicht oder nicht vollsténdig. Dieser einfach festzustellende
Umstand ist ein wichtiges Warnsignal fiir mutmasslichen Missbrauch. Zudem sind Personen bzw. Un-
ternehmen von den Erleichterungen auszuschliessen, die im relevanten Zeitpunkt Betreibungs- und
Handelsregistereintrage haben, die einschlagige Missbrauchsindikatoren aufweisen. Daraus ergeben
sich folgende Massnahmen:

) Einbezug der Sozialversicherungsanstalten zur Prifung, ob die betreffende Unternehmung - die
allenfalls auch um eine COVI-19-Solidarblirgschaft ersucht hat - per Stichtag z.B. per 31. Januar
oder 29. Februar 2020 geschuldeten Sozialversicherungsbeitrage fir die geltend gemachten Mit-
arbeitenden effektiv beglichen hat. Nur eine trotz bis anhin beglichener Sozialversicherungsab-
gaben eingetretene Liquiditétsverschlechterung bzw. der Einritt der Uberschuldungssituation legt
die Vermutung nahe, dass diese Umstande tatsachlich pandemiebedingt eingetreten sind.

° Vorlage eines Betreibungs- und Handelsreqisterauszugs per Stichtag zur Darlegung, dass
keine der Missbrauchsindikatoren darin enthalten sind:
= klrzlich erfolgter Sitz- oder Organwechsel
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Vorliegen mehrerer Betreibungs- oder Verlustscheine

einschlégig bekannte Kreditsuchende

korzlich erfolgte héhere Uberweisung (durch die Banken selber feststellbar), die den
Umsatz fur die Hohe eines Uberbriickungskredites suggerieren soll

Verpflichtung der Banken zur Kreditprlifung, wenn das Kreditbegehren nicht einwandfrei
als berechtigt erkennbar ist

v Yy

) Verbot und Verhinderung interner Umschuldungen

. Beir. die fur den Missbrauchsfall vorgesehene Busse von CHF 100'000 ist absehbar, dass diese
zufolge eines Firmenkonkurses i.d.R. nicht eintreibbar sind, eine subsididre persénliche Haftuna
des Organs ist deshalb naheliegend.

Thonfes Wirgler
Kominandant

\A{"'
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Offentliche Konsultation: Pflichten der Organe von Unternehmen bei
drohender ﬁberschuldung sowie Anpassungen des Nachlassverfah-
rens und Einfiihrung eines einfachen Stundungsverfahrens - Stellung-
nahme der Staatsanwaltschaft Kanton Ziirich '

Sehr geehrte Frau Kollegin

Gerne nimmt die Staatsanwaltschaft Kanton Zirich im Einvernehmen mit der Kantons-
polizei Zurich wie folgt Stellung zur im Konsultationsschreiben yom 1. April 2020 auf-
geworfenen Fragestellung:

1. Zum Grundsatz: Sehen Sie grundsitzlich notrechtlichen Handlungsbedarf im
Gesellschafts- und Betreibungsrecht?

Die Staatsanwaltschaft Kanton Zurich erkennt den Handlungsbedarf der Liquiditatszu-
fuhrung far Gesellschaften, die aufgrund der durch die Coronavirus-Pandemie verur-
sachten Ertragsausfélle in finanzielle Schwierigkeiten geraten wiirden. Damit nicht trotz
den unburokratisch und rasch ausbezahlten COVID-19-Solidarbtrrgschaften des Bun-
des aufgrund der gesetzlichen Regelung in Art. 725 Abs. 2 OR betreffend Anzeige-
pflichten bei Kapitalverlust und Uberschuldung eine ungewollte Konkurswelle bewirkt
wird, ist die temporar vorgesehene Anpassung mit der vorgeschlagenen Erleichterung
im Hinblick auf die Benachrichtigungspflicht des Richters (mit Erstattung einer Uber-
schuldungsanzeige) folgerichtig. Auch die Massnahmen im Vollstreckungsrecht mit der
Einflhrung eines besonderen Stundungsverfahrens fir kleinere Unternehmungen er-
scheinen unausweichlich.
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Obschon im Rahmen dieser Kurzvernehmlassung nicht verkannt wird, dass die vorge-
schlagenen Erleichterungsmassnahmen nicht auf den Auszahlungsmodus der COVID-
19-Solidarburgschaften fokussieren, ist an dieser Stelle dennoch festzuhalten, dass
das vorgeschlagene Vorgehen zufolge des tempordren Wegfalls der Bilanzdeponie-
rungspflicht ungewollt zu Erleichterungen fir die volkswirtschaftlich schédliche Kon-
kursreiterei fuhren kénnte. Daher wird an dieser Stelle dringend die Herausfilterung von
potenziellen Konkursmissbrauchsunternehmungen angeregt, wozu zumindest bei nicht
einwandfrei erkennbar berechtigten Kreditbegehren vor der Kreditauszahlung folgende
Schritte empfohlen werden:

e Einbezug der Sozialversicherungsanstalten zur Prifung der Frage, ob die um eine
COVID-19-Solidarbirgschaft ersuchende Unternehmung die per Stichtag z.B. per
31. Januar 2020 oder 29. Februar 2020 geschuldeten Sozialversicherungsbeitrdge
far die geltend gemachten Mitarbeitenden effektiv beglichen hat. Gemass den ein-
schlagigen Erfahrungen von Polizei und Justiz werden von Firmen, die Konkurs-
missbrauch betreiben, regelmassig diese Beitrage nicht oder nicht vollsténdig be-
glichen, so dass unbezahlte Sozialversicherungsabgaben ein unter diesem Aspekt
sehr ernst zu nehmendes Warnsignal darstellen. Eine trotz bis anhin beglichener
Sozialversicherungsabgaben eingetretene Liquiditatsverschlechterung bzw. der
Einritt der Uberschuldungssituation legt andererseits die Vermutung nahe, dass
diese Umsténde tatséchlich pandemiebedingt eingetreten sind.

» Beizug eines Betreibungs- und Handelsregisterauszugs zur Prifung folgender
Missbrauchsindikatoren:

o kurzlich erfolgter Sitz- oder Organwechsel
o Vorliegen mehrerer Betreibungs- oder Verlustscheine
o einschlagig bekannte Kreditsuchende

o kurzlich erfolgte héhere Uberweisu__ng (durch die Banken selber feststellbar),
die den Umsatz fir die H6he eines Uberbriickungskredites suggerieren soll

e Verpflichtung der Banken zur Kreditprifung, wenn das Kreditbegehren nicht ein-
wandfrei als berechtigt erkennbar ist

e Verbot und Verhinderung interner Umschuldungen

Mit Blick auf die im Missbrauchsfall vorgesehenen Bussen von CHF 100'000.— ist zu
befurchten, dass diese zufolge eines Firmenkonkurses haufig nicht eintreibbar sein
durften, was eine subsidiare persénliche Haftung des Organs nahelegt.
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2. Zum Vorschlag bei drohender Uberschuldung: Wie beurteilen Sie den Vor-
schlag, die Pflichten gemiéss Artikel 725 Absatz 2 Obligationenrecht fiir die Dau-
er der Massnahmen geméss dem 3. Abschnitt der COVID-19-Verordnung 2 teil-
weise auszusetzen? (Beilage 2)

Dem Bestreben, nur die wirtschaftlichen Corona-Opfer und nicht die Schuldner insge-
samt zu entlasten, ist uneingeschréankt zuzustimmen. Weiter ist die Grundidee richtig,
Unternehmungen, die pandemi'ebedingt insolvent wurden, temporar von der Bilanzde-
ponierungspflicht zu entlasten. Fur diese Entlastungsmassnahme wiirde sich als Filter-
kriterium anbieten zu priifen, ob eine Unternehmung am Stichtag tber Sozialversiche-
rungs-Ausstande verfugte. Firmen, bei denen keine derartigen Ausstidnde zu verzeich-
nen waren, konnten bei wéhrend der Coronazeit auftretenden Uberschuldungssignalen
von den Pflichten befreit werden, die Zwischenbilanz revidieren zu lassen und den
Richter anzurufen. Unternehmen mit derartigen Ausstédnden waren demgegeniiber
nicht von diesen Pflichten befreit. Zu unterstitzen ist weiter die Massnahme, dass die
COVID-19-Solidarblrgschaften bei der Prufung der Uberschuldungsfrage befristet
ausgeklammert werden. Fiir die Abgrenzung von Insolvenzen zufolge der Coronavirus-
Pandemie von gewdhnlichen Uberschuldungssituationen ist das Abstellen auf den
Stichtag per 31. Dezember 2019 zu begriissen, wobei auch die Veranpfun’g mit einer
langerfristigen Aussicht auf Beseitigung der Uberschuldung in jedem Fall zu unterstt-
zen ist.

Zur Verhinderung von Missbrauchsféllen ist es wichtig, dass die Pflicht zur Erstellung
einer Zwischenbilanz zu Fortfuhrungs- und Verdusserungswerten weiterhin bestehen
bleibt, zumal der Verwaltungsrat angesichts der pandemiebedingten geschéftlichen
Einschrénkungen in zahlreichen Fallen ohnehin tber zusétzliche zeitliche Ressourcen
verfugen durfte, sich mit dieser Aufgabe zu beschéftigen. Die Beibehaltung der Zwi-
schenbilanzierungspflicht mit der richtigerweise nicht ausgesetzten Buchfiihrungspflicht
wird in Bezug auf die volkswirtschaftlich schadlichen Konkursreitereifalle die Strafver-
folgung bei Missbrauchsféllen weiterhin erméglichen, denn die Erfahrung hat gezeigt,
dass der diesbezugliche Taterkreis gewdhnlich diesen gesetzlichen Pflichten zuwider-
handelt. Zur Klarstellung dieses Umstands kénnte der Verordnungstext dahingehend
erganzt werden, dass, wer die Voraussetzungen objektiv nicht erfiillt (vorbestandene
Uberschuldungssituation per 31. Dezember 2019, keine Aussicht auf nachtragliche
Beseitigung der Uberschuldung innert sechs Monaten nach Beendigung der Mass-
nahmen) und sich wissentlich zu Unrecht auf diese Entlastungsmassnahme beruft, sich
der Misswirtschaft im Sinne von Art. 165 StGB strafbar machen kann.

Fur den Fall, dass trotz Ausklammerung einer COVID-19-Solidarbiirgschaft in der Bi-
lanz als Fremdkapital eine Uberschuldungsbesorgnis gemass Art. 725 Abs. OR be-
steht, ist die Einflhrung eines coronavirusspezifischen vereinfachten, aber effizienten
Revisionsverfahrens zu postulieren. Gerade bei Kleinunternehmungen durften die
Verwaltungsréte fachlich haufig nicht in der Lage sein die Frage, ob der Eintritt der
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Uberschuldung auf finanzielle- und vermogensrechtliche Engpassen zufolge der
Coronavirus-Pandemie oder auf anderweitige geschéftliche finanzielle Umstande zu-
rickzufuhren ist, zu beantworten. Die Bewdltigung dieser zentralen und je nach Kons-
tellation hochkomplexen Fragestellung sowie die im Verordnungstext zusétzlich gefor-
derte begrundete Sanierungsaussicht, die eine professionelle Lageanalyse erforderlich
macht, diirfte ohne Beizug eines Revisors nicht zuverlassig umsetzbar sein. Anzufiih-
ren ist, dass das Erfordernis der begriindeten Aussicht auf Behebung der Uberschul-
dung innert sechs Monaten nach Beendigung der Massnahmen als zu unbestimmt
formuliert und daher stark auslegungsbedUrftig erscheint. Zur Schaffung von Klarheit
kénnte der Verwaltungsrat verpflichtet werden, die Sanierungsaussicht anhand der
vergangenen Jahreszahlen im Voraus zu prognostizieren.

3. Zum Vorschlag betreffend die Anpassungen im Betreibungsrecht: Wie beur-
teilen Sie den Vorschlag, das Nachlassverfahren im SchKG anzupassen und zu-
sétzlich ein einfaches Stundungsverfahren fiir KMU einzufiihren? (Beilagen 3
und 4)

Die vorgeschlagenen Anpassungen im SchKG erscheinen zur temporaren Konkurs-
verhinderung angezeigt und sind auch aus strafrechtlicher Sicht vertretbar. Da es aber,
wie im Konzeptpapier festgehalten wird, kaum méglich sein wird, ex ante schutzwiirdi-
ge von schutzunwiirdigen Unternehmungen zu unterscheiden, fiihrt dies unter vollstre-
ckungsrechtlichen Aspekten zu einem faktischen Verzicht, pandemiebedingte Liquidi-
tatsengpasse von sonstigen Unternehmenskrisen abzugrenzen.
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Konsultation Starkung der Krisenresistenz der Unternehmen

Sehr geehrte Frau Regierungsratin

Wir danken Ihnen fur die Gelegenheit, uns in dieser Sache aussern zu kdnnen,

und nehmen dazu gerne wie folgt Stellung.

1. Zum Grundsatz: Sehen Sie grundsatzlichen notrechtlichen Handlungsbedarf
im Gesellschafts- und Betreibungsrecht?

Aufgrund der sich abzeichnenden grossen finanziellen Schwierigkeiten verschie-
dener Unternehmen infolge der Massnahmen zur Bekampfung des Coronavirus,
erachten wir den notrechtlichen Handlungsbedarf im Gesellschafts- und Betrei-
bungsrecht als gegeben. Die im Gutachten und im Konzeptpapier dargelegten

Vorschlage sind aus gerichtlicher Sicht durchdacht und erscheinen sinnvoll.



2.  Zum Vorschlag bei drohender Uberschuldung: Wie beurteilen Sie den Vor-
schlag, die Pflichten gemass Artikel 725 Absatz 2 Obligationenrecht fur die
Dauer der Massnahmen gemass dem 3. Abschnitt der COVID-19-
Verordnung 2 teilweise auszusetzen?

a) Zwei Pflichten des Verwaltungsrats bei drohender Uberschuldung sollen sistiert
werden: Die Prufung der Zwischenbilanz durch einen zugelassenen Revisor ei-
nerseits und die Benachrichtigung des Richters (wenn sich aus der Zwischenbi-
lanz ergibt, dass die Forderungen der Gesellschaftsglaubiger weder zu Fortfuh-
rungs- noch zu Verausserungswerten gedeckt sind) andererseits. Zweiteres, die
Benachrichtigung des Richters kann nach dem vorgeschlagenen Art. X Abs. 1 der
Verordnung unterbleiben, wenn die Gesellschaft am 31.12.2019 noch nicht Gber-
schuldet war und wenn begriindete Aussicht besteht, dass die Uberschul-dung
innert 6 Monaten nach der Aufhebung der Massnahmen gemass COVID-
Verordnung behoben werden kann.

b) Fur die Sistierung der Pflicht, die Zwischenbilanz durch den Revisor prifen zu
lassen, sollten wohl dieselben Voraussetzungen gelten. Das kdnnte der Klarheit

halber in Abs. 2 eingefugt werden.

c) Eine weitere Unklarheit ergibt sich aus dem Kommentar zu dieser Bestimmung,
wonach unter "Aufhebung der Massnahmen gemass COVID-Verordnung" auch
die schrittweise Aufhebung fallt. Hier kdnnte es zu Unklarheiten kommen und man
kann sich fragen, welche Schritte gemeint sind und welcher Zeitpunkt - sinnvoll-
erweise braucht es den Bezug der Lockerungsschritte zur konkreten Unterneh-
mung, d.h. es muss darum gehen, dass die Uberschuldung sich beseitigen lasst,
wenn die Unternehmung ein halbes Jahr ohne wesentliche Einschrankungen ihrer

Geschaftstatigkeit nachgehen kann.

Es kdnnte daher prazisiert werden, dass sich die 6 Monate ab dem Zeitpunkt ver-
stehen, ab welchem die (teilweise oder vollstandige) Aufhebung der Einschran-
kungen aufgrund der COVID-19-Erlasse die Geschaftstatigkeit "im Wesentlichen"

wieder zulasst.



Auch eine solche Formulierung wird in der Praxis allerdings zu heiklen Abgren-
zungsfragen flhren, wie es sich etwa verhalt, wenn der Geschaftsbetrieb ab ei-
nem Zeitpunkt mit Einschrankungen wieder aufgenommen werden kann, z.B. in
der Gastronomie, wenn Lokale wieder 6ffnen durfen, aber Abstandsvorschriften
und Beschrankungen der Besucherzahl gelten. Es fragt sich daher, ob die Anga-
be eines fixen Datums (wie in anderen COVID-19-Massnahmen) praktikabler wa-
re. Noétigenfalls konnte man die Regelung (wie etwa bei der Stundungsdauer, vgl.
Beilage 3, Ziff. 2.2) zu einem spateren Zeitpunkt anpassen. Geht man davon aus,
dass die Massnahmen nach dem 30. Mai 2020 weitgehend gelockert werden
konnen, konnte man als Datum den 30. November 2020 angeben und Abs. 1 so

formulieren:

"(...) wenn begriindete Aussicht besteht, dass eine Uberschuldung bis am 30.

November 2020 behoben werden kann."

d) Die Benachrichtigung des Richters kann unterbleiben, wenn begrindete Aus-
sicht besteht, dass eine Uberschuldung innert sechs Monaten nach Ende der
Massnahmen gemass dem 3. Abschnitt der COVID-19-Verordnung 2 vom 13.
Marz 2020 behoben werden kann. Beim Terminus "begrindete Aussicht" handelt
es sich um einen unbestimmten Rechtsbegriff, welcher in der Praxis - insbeson-
dere auch bei den von der personlichen Haftung betroffenen Organen - zu einer
Rechtsunsicherheit fuhrt, da nicht abgeschatzt werden kann, ob die vom Organ
vorgenommene, glnstige Prognose einer gerichtlichen Uberprifung standhalten
wurde. Dieser Umstand wird wohl dazu fuhren, dass ein Grossteil der betroffenen
Unternehmen - unabhangig davon, ob sie eine Stundung effektiv bendtigen - die
neue COVID-19 Stundung beantragen werden, um dadurch - ohne die Unsicher-
heit der begriindeten Aussicht auf Beseitigung der Uberschuldung - ihre Pflichten
gemass Art 725 Abs. 2 OR zu erfullen und der personlichen Haftung zu entgehen
(vgl. Beilage 3, Ziff. 2.3). Falls man dies vermeiden mdchte, musste der Begriff
aus Abs. 1 gestrichen werden, womit die Benachrichtigung des Richters im Falle
einer Uberschuldung auch ohne begriindete Aussicht auf deren Behebung unter-
bleiben kdnnte.



e) In Art. X Abs. 3 durfte sich ein Versehen eingeschlichen haben. Korrekt misste

es heissen:

"3Die Absatze 1 und 2 (statt 2 und 3) gelten sinngemass fiir alle Rechtsformen,
die einer gesetzlichen Anzeigepflicht bei Kapitalverlust und bei Uberschuldung

unterstehen."

3. Zum Vorschlag betreffend die Anpassungen im Betreibungsrecht: Wie beur-
teilen Sie den Vorschlag, das Nachlassverfahren im SchKG anzupassen und
zusatzlich ein einfaches Stundungsverfahren fir KMU einzufiihren?

3.1. Vorbemerkungen

a) Beizupflichten ist der Feststellung, dass der Rechtsstillstand nicht verlangert
bzw. ab dem 20. April 2020 nicht erneut angeordnet werden sollte.

b) Den Feststellungen zu den Nachteilen der Notstundung im Gutachten Lorandi
ist vollumfanglich zuzustimmen (S. 14 ff.). Als weiterer Nachteil ist zu erwahnen,
dass bei einer Notstundung das Gericht zwingend eine Verhandlung durchzufuh-
ren hat und dazu die Glaubiger i.d.R. 6ffentlich vorzuladen sind (Art. 339 SchKG).
Dies im Gegensatz zur Gewahrung der provisorischen Nachlassstundung bzw.
der COVID-19-Stundung, bei welcher keine Verhandlung gesetzlich vorgesehen
ist. Es ist nicht nachvollziehbar, weshalb in Krisenzeiten das rechtliche Gehor der
Glaubiger erweitert wird. Dies fuhrt zu einer nicht unwesentlichen Verzogerung
und Verkomplizierung des Verfahrens. Die provisorische Nachlassstundung wird

in der Praxis innert weniger Tage nach Eingang des Gesuchs bewilligt.

c) Ebenfalls zuzustimmen ist der Schaffung eines einfachen Verfahrens, mit wel-
chem eine zeitlich befristete Stundung herbeigefuhrt werden kann. Die vorge-
schlagenen Anpassungen sind daher in dieser besonderen Situation im Wesentli-

chen zu begrissen.



3.2. Zu Beilage 3, Ziffer 1.1

Die hier thematisierte Entlastung der Gerichte durch den Verzicht auf die Prifung
der Sanierungsfahigkeit erscheint nicht als notwendig. Ein (wie auch unter gelten-
dem Recht) rudimentarer Sanierungsplan reicht aus und kann vom Gericht auch
rasch gepruft werden. Insbesondere bei grosseren Unternehmungen ist ein Sa-

nierungsplan weiterhin angezeigt.

3.3. Zu Beilage 3, Ziffer 1.2

Die Verlangerung der Dauer der provisorischen Nachlassstundung wird begrusst.
3.4. Zu Beilage 3, Ziffer 1.3

a) Richtigerweise ist Art. 296b Buchstabe a SchKG entsprechend zu erganzen
(vgl. auch Gutachten Lorandi, Rz. 110).

b) Die COVID-19-Stundung, wie das Gutachten Lorandi sie empfiehlt, sieht eine
Karenzfrist "nach hinten" vor, gemass welcher auch Forderungen, die nach Bewil-
ligung der Stundung, aber vor dem 30. Mai 2020 entstehen, von der Stundung
umfasst sind (vgl. Gutachten Lorandi, Rz. 91, sowie die nachfolgenden Bemer-
kungen zu Ziff. 2.6). Aus unserer Sicht ist unklar, wieso auf eine entsprechende
Anpassung auch fur das modifizierte allgemeine Nachlassverfahren verzichtet

worden ist.
3.5. Zu Beilage 3, Ziffer 1.4

Es fragt sich, ob diese Erleichterung erforderlich ist, und sie ist mit dem erhebli-
chen Eingriff abzuwagen, den sie fur die Vertragspartner darstellt. Die Begrun-
dung in Rz. 111 des Gutachtens Lorandi mit dem Hinweis auf die Botschaft aus
dem Jahr 2020 ist nicht zwingend. Es ist fraglich, ob die aktuelle Ausnahmesitua-
tion begrindeten Anlass gibt, die entsprechende parlamentarische Erganzung

ruckgangig zu machen.



3.6. Zu Beilage 3, Ziffer 2.1

a) Abs. 1: Es ist nicht nachvollziehbar, weshalb die Stundung nur auf die der Kon-
kursbetreibung unterliegenden Schuldner begrenzt wird. Was ist z.B. mit dem
Coiffeur, der nicht im Handelsregister eingetragen ist? Was ist mit den sog. freien
Berufen? Es sollten alle Schuldner, welche im weitesten Sinne ein Geschaft be-
treiben, von der Stundung Gebrauch machen durfen. Es ist kein sachlicher Grund
ersichtlich, die COVID-19-Stundung auf die konkursfahigen Schuldner zu begren-
zen. Hinzu kommt, dass es in der Praxis auch viele kleine Unternehmen gibt, die
nicht im Handelsregister eingetragen sind, obwohl sie dazu verpflichtet waren.
Auch diese Unternehmen waren in Anwendung von Art. 39 SchKG von der CO-

VID-19-Stundung ausgeschlossen.

b) Abs. 1: Das Gutachten Lorandi (N 86) spricht davon, dass der Schuldner plau-
sibel machen musse, dass er vorgangig rentabel bzw. nicht Uberschuldet gewe-
sen sei. Zur Prazisierung sollte im Kommentar festgehalten werden, dass das Ge-

richt nur prifen muss, dass der Schuldner per 31.12.2019 nicht Gberschuldet war.

c) Abs. 2: Da der Schuldner nachweisen muss, dass er per 31.12.2019 nicht
uberschuldet war, ist mit dem Stundungsgesuch zwingend eine Bilanz per Ende
2019 einzureichen. Dies sollte hier explizit festgehalten werden. Es kann nicht
Sache der Nachlassgerichte sein, anhand anderer Unterlagen zu prufen, ob der
Schuldner per 31.12. 2019 Uberschuldet war. Abs. 2 ist daher wie folgt anzupas-

sen:

"2Der Schuldner hat mit einem Gesuch die Bilanz per 31. Dezember 2019 sowie
die erforderlichen Nachweise Uber seine aktuelle Vermdgenslage zu erbringen

und ein Verzeichnis seiner Glaubiger einzureichen."

d) Abs. 4 (recte wohl 3): Korrekt ware wohl Abs. 3 statt Abs. 4. Zudem kann es
nicht Aufgabe des Nachlassgerichtes sein zu prufen, ob die genannten Schwel-
lenwerte nicht erflllt sind. Die Schuldner mussen verpflichtet werden, die erforder-

lichen Nachweise zusammen mit dem Gesuch einzureichen.



3.7. Zu Beilage 3, Ziffer 2.2

Abs. 1 ist dahingehend zu erganzen, dass eine Verlangerung der Stundung nur

auf Antrag hin erfolgen kann:

"'Das Gericht kann die Stundung auf Antrag einmalig um hochstens weitere drei

Monate verlangern"
3.8. Zu Beilage 3, Ziffer 2.4

a) Aus Sicht des Nachlassgerichts ist es wichtig, dass die Einsetzung eines
Sachwalters die Ausnahme bleibt. Einerseits verteuern diese das Verfahren deut-
lich und andererseits ist damit fur das Gericht ein deutlicher Mehraufwand ver-
bunden (Auswahl, Prufung der Eignung, Genehmigung Honorar).

b) Die Empfehlungen aus dem Gutachten Lorandi betreffend die Gerichts- und
Sachwalterkosten wurden nicht Gbernommen (Gutachten N 114 ff.). Es ware
sinnvoll, dass der Bund die Kosten Ubernimmt oder jedenfalls dafur burgt. Wichtig
ist, dass das Nachlassgericht rasch entscheiden kann und keinen Vorschuss fur

die Gerichts- und allfalligen Sachwalterkosten verlangen muss.
3.9. Zu Beilage 3, Ziffer 2.5

a) Aus dem Publikationstext muss ersichtlich sein, dass es sich um eine COVID-
19-Stundung handelt. Das SHAB hat eine entsprechende "Maske" zur Verfugung

zu stellen.

b) Die Entscheide Uber den Verzicht auf die Publikation verkomplizieren die Ver-
fahren. Es ware daher zu begrussen, wenn alle Bewilligungen von COVID-19-
Stundungen publiziert werden mussten. In der momentanen Zeit ist es ohnehin
notorisch, dass die meisten Schuldner in finanziellen Schwierigkeiten sind, so

dass eine Publikation mit keinen erheblichen Nachteilen verbunden ware.

Falls dennoch am Verzicht auf die Publikation in begrindeten Fallen festgehalten
wird, sollten die Gerichte entsprechende Auslegungshilfen erhalten, da davon



auszugehen ist, dass die meisten Schuldner einen entsprechenden Antrag stellen
durften.

3.10. Zu Beilage 3, Ziffer 2.6

a) Im Grundsatz erfasst die Stundung nur die vor ihrer Bewilligung entstandenen
Forderungen. Als Erleichterung soll demgegenuber die COVID-19-Stundung, wie
das Gutachten Lorandi sie vorschlagt, auch Forderungen erfassen, die nach der
Bewilligung der Stundung, aber bis zum 30. Mai 2020 entstehen (Gutachten Lo-
randi, Rz. 91). Das stellt keine Karenzfrist dar, um das Verfahren einzuleiten,
sondern (wie schon erwahnt) eher eine Karenzfrist "nach hinten", in dem Sinn,
dass auch nach der Stundung entstehende Forderungen bis zum erwahnten Zeit-
punkt auch noch von ihr erfasst sind, wenn die Stundung vor dem 30. Mai 2020

erfolgt.
Der Klarheit halber konnte die Bestimmung etwa wie folgt angepasst werden:

"Die Wirkungen der Stundung erfassen samtliche Forderungen gegen den
Schuldner, welche vor der Bewilligung der Stundung entstanden sind, sowie —
wenn die Stundung vor dem 30. Mai 2020 bewilligt wird — die bis zu diesem Da-

tum noch entstehenden Forderungen."

Die Angaben auf S. 6 des Konzeptpapiers und im Kommentar zu Ziff. 2.8 waren
dahingehend zu erganzen, dass Forderungen, die vor Bewilligung der Stundung
entstanden, sowie (allenfalls) Forderungen, die danach, aber noch vor dem 30.

Mai 2020 entstehen, von der Stundung umfasst sind.

b) Da der Mai 31 Tage hat, ist fur uns nicht ersichtlich, warum nur Forderungen,
welche bis zum 30. Mai 2020 entstanden sind, von der Stundung erfasst werden

sollen.
3.11. Zu Beilage 3, Ziffer 2.10

Aufgrund des Verweises auf das Gutachten Lorandi, Rz. 94, fragt sich, ob hier ein
Versehen vorliegt. Das Gutachten Lorandi empfiehlt zu Recht an der zitierten

Stelle, die Rechtsmittelordnung an Art. 293d SchKG zur provisorischen Stundung



anzulehnen, so dass die Bewilligung der Stundung nicht anfechtbar ware (son-

dern nur deren Verweigerung).
3.12. Zu Beilage 3, Ziffer 2.12

a) Es konnte eine Verdeutlichung Sinn machen, wie es sich mit den wahrend der
Stundung eingegangenen Verpflichtungen allgemein verhalt, wenn kein Sachwal-
ter bestellt wird. Das sollte gemass Ziff. 2.4 und dem Kommentar dazu die Regel
sein. Es ist anzunehmen, dass die COVID-19-Stundung als niederschwellige
Stundung fur KMU's diese Wirkung in der Regel (d.h. ohne Sachwalter) nicht hat.
In diesem Fall hat die Frage, ob die Forderung vor oder nach der Bewilligung der
Stundung entstand, fur die Anspruche im Nachlassvertrag und im Konkurs keine
Wirkung. Das wurde mit der Angabe im Konzeptpapier Ubereinstimmen, dass die
COVID-19-Stundung (anders als die Nachlassstundung im Allgemeinen) nicht das

Ziel eines Nachlassvertrags hat.

b) Die Unterscheidung (COVID-19-Stundung mit oder ohne Sachwalter) erscheint
uns problematisch. Die Ubernahme dieser Bestimmung aus dem gewdhnlichen
Stundungsrecht (Art. 310 Abs. 2 SchKG) koénnte dazu flhren, dass viele Schuld-
ner den Antrag stellen, es sei ein Sachwalter zu bestellen bzw. dass sie von
Glaubigerseite zu einem entsprechenden Antrag gedrangt werden, damit die neu-
en Verpflichtungen als Massenverbindlichkeiten gelten. Wie unter Ziffer 2.4 aus-
gefuhrt sollte aber gerade verhindert werden, dass Sachwalter eingesetzt werden.

Daher ist diese Bestimmung zu streichen.

3.13. Zu Beilage 3, Ziffer 3.2

Die Angabe im Kommentar "passt" direkt auf die Absichtsanfechtung nach Art.
288 SchKG. Sollen dennoch auch alle anderen Anfechtungstatbestande ausge-
schlossen sein? An die Stelle der Schenkungsanfechtung nach Art. 286 SchKG
tritt wohl die Haftung fur zweckwidrige Verwendung des Darlehens nach Ziff. 3.1,
und dasselbe kdnnte auch fiir den Tatbestand der Uberschuldungsanfechtung
nach Art. 287 Abs. 1 Ziff. 3 SchKG gelten. Allerdings besteht die Haftung flr
zweckwidrige Verwendung des Darlehens (anders als die aktienrechtliche Ver-
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antwortlichkeit) den Aktionaren gegenuber nicht. Man kann sich fragen, ob es
richtig ist, den Aktionaren diesen Schutz ganzlich zu entziehen (auch wenn sie
durch die zweckwidrige Verwendung der Darlehen nicht direkt geschadigt wer-
den).

Wir bitten Sie hoflich um Berucksichtigung dieser Ausfihrungen und stehen lhnen

bei Fragen gerne zur Verflgung.

Freundliche Griisse

Obergericht des Kantons Zurich
Der Obergerichtsprasident: Der Generalsekretar-Stv.:

lic. iur. M. Burger lic. iur. B. Kampfen
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Kommandant 2. April 2020

An

Generalsekretariat DS

Vernehmlassung zu vom Bundesrat gepriiften Massnahmen fiir im Zuge der
Corona-Pandemie betroffene Unternehmen

Die vorliegende Stellungnahme erfolgt im Einvernehmen mit der Staatsanwaltschaft lll des Kantons Zurich.

1.

Zum Grundsatz: Sehen Sie grundsétzlichen notrechtlichen Handlungshedarf im Gesellschafts-
und Betreibungsrecht?

Grundsatzliche Uberlequngen zu den vorgeschlagenen Massnahmen:

Die Notwendigkeit zur Ergreifung entsprechender Massnahmen wird anerkannt und die Bestrebungen
im Grundsatz begriisst. Die nachfolgenden Hinweise beziehen sich ausschliesslich darauf, Missbrauch
wenn mdglich zu verhindern,

Adressaten: Ausdricklich zu begrlissen ist, dass die Konzeptpapiere mehrfach klar auf die Adressaten
der Massnahmen hinweisen, namlich auf bisher gesunde Unternehmen, die aufgrund von Corona-
Massnahmen Schwierigkeiten haben. Dieser Einschrankung des Adressatenkreises ist uneinge-
schrankt zuzustimmen. Dadurch dirfte der grosste Teil der Konkursmissbrauchs-Unternehmen wegfal-
len. Damit man diese jedoch erkennen kann, ist eine entsprechende Uberprifung — die wir dringend
anregen - Voraussetzung, um genau solche Konkursmissbrauchs-Unternehmen herauszufiltern.

Generelle Bedenken zu den Massnahmen: Es wird dringend die Herausfilterung von potenziellen Kon-
kursmissbrauchsunternehmungen empfohlen und deshalb von zu weitgehenden Erleichterungen und
Wegfall von Kontrollen abgeraten. Mit Blick auf die im Missbrauchsfall vorgesehen Bussen von CHF
100°000 ist zu befurchten, dass diese zufolge eines Firmenkonkurses haufig nicht eintreibbar sein durf-
ten, weshalb sie thre Wirkung verfehlen.

Zum Vorschlag bei drohender Uberschuldung: Wie beurteilen Sie den Vorschlag, die Pflichten
gemdss Artikel 725 Absatz 2 Obligationenrecht filr die Dauer der Massnahmen gemiiss dem
3. Abschnitt der COVID-19-Verordnung 2 teilweise auszusetzen? (Beilagen 1 und 2)

Richtig ist, dass nur ein kurzer Rechtsstillstand bis 19.04.2020 (inkl. ordentliche Oster-Betreibungsfe-
rien) vertretbar ist. Ab dem 19.04. braucht es gezielte Massnahmen. Der Verzicht auf einen weiterfith-
renden Rechtsstillstand ist somit zu begrissen. Der Hinweis, mit einem generellen Rechtsstillstand die
Wirtschaft als solche zu beeintrachtigen (Gldubiger, die im Falle eines Rechtsstillstands die Folgen zu
tragen hétten), ist richtig.

Berechnung der Uberschuldung: Durch die geplanten Regelungen sollen die vom Bund garantierten
Darlehen, obwohl sie in der Bilanz als Fremdkapital erfasst werden, bei der Prifung einer Uberschul-
dung nach Artikel 725 Absatz 2 OR ausgeklammert werden. Diese Massnahme ist zu unterstitzen.

Sebhr unglucklich ist indessen der Verzicht auf die Revision der Zwischenbilanz bei Uberschuldungsver-
dacht. Fir den Fall, dass trotz Ausklammerung einer COVID-19-Solidarblrgschafte in der Bilanz als
Fremdkapital eine Uberschuldungsbesorgnis gemass Art. 725 Abs. OR besteht, ist die EinfUhrung eines
coronavirus-spezifischen vereinfachten, aber effizienten Revisionsverfahrens zu postulieren. Gerade
bei Kleinunternehmen sind die Verwaltungsréte fachlich kaum in der Lage, selbst zu beurteilen, ob der
Eintritt der Uberschuldung auf finanzielle- und vermdgensrechtliche Engpassen zufolge der Coronavi-
rus-Pandemie oder auf anderweitige geschaftliche, finanzielle Umsténde zurlckzufithren ist. Die Beant-
wortung dieser zentralen und je nach Konstellation hochkomplexen Frage sowie die im Verordnungstext
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geforderte, begrindete Sanierungsaussicht, die eine professionelle Lageanalyse erforderlich macht, ist
ohne Beizug eines Revisors nicht zuveridssig méglich.

Anzufihren ist, dass das Erfordernis der begriindeten Aussicht auf Bebung der Uberschuldung innert
sechs Monaten nach Beendigung der Massnahmen sehr unbestimmt und daher stark auslegungsbe-
durftig erscheint. Sinnvoll wére stattdessen, die Sanierungsaussicht anhand der vergangenen Jahres-
Zahlen im Voraus zu prognostizieren.

Sanierung der Gesellschaft: Es gibt keine Sanierung ohne professionelle Lageanalyse. Auch dazu
braucht es den Revisor. Die Frage, die sich hier stellt: Wie kann die begriindete Sanierungsaussicht
ohne Revision wirksam gepruft werden?

Zum Vorschlag betreffend die Anpassungen im Betreibungsrecht: Wie beurteilen Sie den Vor-
schlag, das Nachlassverfahren im SchKG anzupassen und zusitzlich ein einfaches Stundungs-
verfahren fiir KMU einzufiihren? {Beilagen 3 und 4)

Das Bestreben, ein fir die aktuelle Situation spezielles Instrument zu schaffen, ist im Grundsatz zu
begrlissen.

Die vorgeschlagenen Anpassungen im SchKG erscheinen zur temporaren Konkursverhinderung ange-
zeigt und sind auch aus strafrechtlicher Sicht vertretbar. Da es aber, wie im Konzeptpapier festgehalten
wird, kaum méglich sein wird, ex ante schutzwirdige von schutzunwlrdigen Unternehmungen zu un-
terscheiden, fihrt dies unter vollstreckungsrechtlichen Aspekten zu einem faktischen Verzicht, pande-
miebedingte Liquiditatsengpasse von sonstigen Unternehmenskrisen abzugrenzen.

Gesamtfazit:

Die Stossrichtung der Vorlage ist in der gegenwartigen Lage nachvollziehbar und verstandlich. Es man-
gelt jedoch an einer wirksamen Abgrenzung von schutzwiirdigen und schutzunwlrdigen Unternehmen.
Damit ist die Gefahr gross, dass im Ergebnis die zurecht als schadlich erkannten Wirkungen eines lang-
anhaltenden Rechtsstillstandes eintreten, obwohl mit voraussichtlich grossem Verwaltungsaufwand ver-
sucht wird, einen Missbrauch der Erleichterungen zu verhindern.

Lésungsansatz;

Der Kreis der Personen bzw. Unternehmen, die die vorgeschlagenen Erleichterungen in Anspruch neh-
men dirfen, kann anhand einfacher Kriterien eingeschrankt werden. Gemass den einschlagigen Erfah-
rungen von Polizei und Justiz begleichen Firmen, die Konkursmissbrauch betreiben, regelmassig die
geschuldeten Sozialversicherungsbeitrdge nicht oder nicht vollsténdig. Dieser einfach festzustellende
Umstand ist ein wichtiges Warnsignal fiir mutmasslichen Missbrauch. Zudem sind Personen bzw. Un-
ternehmen von den Erleichterungen auszuschliessen, die im relevanten Zeitpunkt Betreibungs- und
Handelsregistereintrage haben, die einschlagige Missbrauchsindikatoren aufweisen. Daraus ergeben
sich folgende Massnahmen:

) Einbezug der Sozialversicherungsanstalten zur Prifung, ob die betreffende Unternehmung - die
allenfalls auch um eine COVI-19-Solidarblirgschaft ersucht hat - per Stichtag z.B. per 31. Januar
oder 29. Februar 2020 geschuldeten Sozialversicherungsbeitrage fir die geltend gemachten Mit-
arbeitenden effektiv beglichen hat. Nur eine trotz bis anhin beglichener Sozialversicherungsab-
gaben eingetretene Liquiditétsverschlechterung bzw. der Einritt der Uberschuldungssituation legt
die Vermutung nahe, dass diese Umstande tatsachlich pandemiebedingt eingetreten sind.

° Vorlage eines Betreibungs- und Handelsreqisterauszugs per Stichtag zur Darlegung, dass
keine der Missbrauchsindikatoren darin enthalten sind:
= klrzlich erfolgter Sitz- oder Organwechsel
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Vorliegen mehrerer Betreibungs- oder Verlustscheine

einschlégig bekannte Kreditsuchende

korzlich erfolgte héhere Uberweisung (durch die Banken selber feststellbar), die den
Umsatz fur die Hohe eines Uberbriickungskredites suggerieren soll

Verpflichtung der Banken zur Kreditprlifung, wenn das Kreditbegehren nicht einwandfrei
als berechtigt erkennbar ist

v Yy

) Verbot und Verhinderung interner Umschuldungen

. Beir. die fur den Missbrauchsfall vorgesehene Busse von CHF 100'000 ist absehbar, dass diese
zufolge eines Firmenkonkurses i.d.R. nicht eintreibbar sind, eine subsididre persénliche Haftuna
des Organs ist deshalb naheliegend.

Thonfes Wirgler
Kominandant

\A{"'
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Von: Claudio Marti

An: Schéll Michael BJ; Rietschi David BJ; Turin Nicholas BJ; Kréhenbiihl Samuel BJ; Widmer Caroline BJ; Walter
Sibyll BJ

Cc: Marti Min Li

Betreff: STN SP-RK-Delegation 6ffentliche Konsultation BJ Drohende Uberschuldung von Unternehmen aufgrund der
Coronakrise

Datum: Freitag, 3. April 2020 11:11:27

Sehr geehrter Herr Scholl, sehr geehrter Turin, lieber David, sehr geehrte Damen und Herren,

Namens und im Auftrag der Leiterin der SP-RK-N-Delegation, Frau Nationalratin Min Li Marti,
sende ich lhnen unten stehend die Rickmeldung der SP-RK-Delegation zur 6ffentlichen
Konsultation des BJ zu den Pflichten der Organe von Unternehmen bei drohender
Uberschuldung sowie Anpassungen des Nachlassverfahrens und Einfihrung eines einfachen
Stundungsverfahrens.

Ich danke Ihnen im Voraus herzlich fir lhre Kenntnisnahme.
Flr Rickfragen stehe ich Ihnen gerne zur Verflgung.
Mit freundlichen Grissen,

Claudio Marti

Sozialdemokratische Partei
der Schweiz

Claudio Marti

Politischer Fachsekretar Rechts- und Staatspolitik
Theaterplatz 4, 3011 Bern

T 031 329 69 61

M 079 485 78 30

claudio.marti@spschweiz.ch

XXHXHXXXXXXXEXHXXXXXXXEXKKXXKXXXXKKXXXXXXXKKXX

1. Zum Grundsatz: Sehen Sie grundsdtzlichen notrechtlichen Handlungsbedarf im
Gesellschafts- und Betreibungsrecht?
Ja. Wir begrissen es im Grundsatz, dass der Bundesrat Moglichkeiten prift, um Unternehmen
und v.a. deren Arbeitsplatze, die durch die COVID-19 Pandemie gefdahrdet werden, besser zu
schitzen. Unternehmen dirfen jedoch nicht zum Nachteil der Rechte der
Arbeitnehmer/innenglaubiger geschitzt werden.

2. Zum Vorschlag bei drohender Uberschuldung: Wie beurteilen Sie den Vorschlag, die
Pflichten gemdss Artikel 725 Absatz 2 Obligationenrecht fiir die Dauer der Mass-nahmen
gemdss dem 3. Abschnitt der COVID-19-Verordnung 2 teilweise auszusetzen?

Wir unterstitzen den Vorschlag des Bundesrates zur teilweisen Aussetzung der Pflicht zur
Uberschuldungsanzeige fiir die Dauer der bundesratlichen Notmassnahmen gemass dem 3.
Abschnitt der COVID-19-Verordnung, um unndétige Konkurse von Unternehmen und damit
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zusammenhangend den Verlust von Arbeitspldtzen zu vermeiden.

3. Zum Vorschlag betreffend die Anpassungen im Betreibungsrecht: Wie beurteilen Sie den
Vorschlag, das Nachlassverfahren im SchKG anzupassen und zusdtzlich ein einfaches
Stundungsverfahren fiir KMU einzufiihren?

Wir unterstltzen diese Vorschlage des Bundesrates im Grundsatz.

Dabei ist flir uns zentral, dass eine neue COVID-19-Stundung nicht zu einer Sanierung der
Unternehmen zum Nachteil der Arbeitnehmer/innen fiihrt. Die vorgeschlagene Anderung vom
Art. 58 AVIG, dass die Bestimmungen Uber die Insolvenzentschadigung auch auf die COVID-19-
Stundung anwendbar sind, ist deshalb wichtig. Auch darf eine neue COVID-19-Stundung im
Vergleich zum bestehenden Nachlassverfahren mit keinen Nachteilen fur die
Arbeitnehmer/innen verbunden sein. Deshalb ist es wichtig, dass Kiindigungen von
Arbeitsvertragen nur unter allen heute geltenden Bestimmungen des OR vorgenommen werden
dirfen, incl. der integralen Bestimmungen zur Massenentlassung und der Sozialplanpflicht, die in
Zeiten der Krise besonders wichtig sind.

Zur vorgeschlagenen Regelung der Einleitung einer COVID-19-Stundung: Zu Abs. 1: Eine
Stundung von 6 statt wie vorgeschlagen 3 Monate wére unserer Ansicht nach wirksamer. Diese
langere Frist wirde den Unternehmen eine echte Chance zu Sanierung eréffnen und die
Gerichte nicht mit Verlangerungsgesuchen belasten. Diese langere Frist von 6 Monaten wiirde
dem Gericht mehr Handlungsspielraum geben, um je nach der Situation des antragstellenden
Unternehmens einzelfallgerecht zu entscheiden. In Abs. 2 ware es sinnvoll, als zusatzlichen
Nachweis der Glaubigererklarung eine Bescheinigung Uber die Zahlung der
Sozialversicherungsbeitrage beizufiigen. Das Unternehmen ist mit der Zahlung dieser namlich
moglicherweise im Verzug. Das kdnnte flr die Festlegung der in Absatz 1 vorgesehenen Frist
wichtig sein. Zu Abs. 4 lit. a: Bei der Bemessung der Bilanzsumme sollten Immobilienvermdgen
der Unternehmen nicht miteingerechnet werden. Andernfalls wiirden Unternehmen mit eigenen
Raumlichkeiten und Hotelleriebetriebe benachteiligt.
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Offentliche Konsultation zur geplanten Anpassung der Pflichten der Or-
gane von Unternehmen bei drohender Uberschuldung sowie zu den ge-
planten Anpassungen des Nachlassverfahrens und der Einfithrung eines
einfachen Stundungsverfahrens

Sehr geehrte Damen und Herren

Wir beziehen uns auf die Einladung des Bundesamtes fur Justiz ("BJ"), zu folgen-
den Vorschlagen des BJ vom 1. April 2020 Stellung zu nehmen: (i) Vorschlag, die
Pflichten geméss Artikel 725 Abs. 2 OR fur die Dauer der Massnahmen gemass
dem 3. Kapitel der COVID-19-Verordnung 2 teilweise auszusetzen, und (ii) Vor-
schlag, das Nachlassverfahren im SchKG anzupassen, und zuséatzlich ein einfaches
Stundungsverfahren fur KMU einzufihren. Wir danken lhnen fur die EinrAumung
dieser Gelegenheit und reichen Ihnen hiermit fristgerecht unsere Stellungnahme
ein.

Bar & Karrer AG berat Klienten unter anderem Schuldner wie auch Glaubiger in
Restrukturierungs- sowie Insolvenzsituationen. Unsere Stellungnahme erfolgt so-
mit insbesondere aus der Perspektive des beratenden Praktikers, ohne dass wir
spezifisch Schuldner- oder Glaubigerinteressen wahrnehmen. Wir dussern uns un-
abhangig von bestehenden Mandatsbindungen.

Ziirich

Bar & Karrer AG
Brandschenkestrasse 90
CH-8027 Zurich

Phone: +41 58 261 50 00
Fax: +41 58 261 50 01
zuerich@baerkarrer.ch

Genf

Béar & Karrer SA

12, quai de la Poste
CH-1211 Genéve 11
Phone: +41 58 261 57 00
Fax: +41 58 261 57 01
geneve@baerkarrer.ch

Lugano

Béar & Karrer SA

Via Vegezzi 6

CH-6901 Lugano

Phone: +41 58 261 58 00
Fax: +41 58 261 58 01
lugano@baerkarrer.ch

Zug

Béar & Karrer AG
Baarerstrasse 8

CH-6302 Zug

Phone: +41 58 261 59 00
Fax: +41 58 261 59 01
zug@baerkarrer.ch

www.baerkarrer.ch


mailto:michael.schoell@bj.admin.ch
mailto:david.rueetschi@bj.admin.ch
mailto:nicholas.turin@bj.admin.ch
mailto:samuel.kraehenbuehl@bj.admin.ch
mailto:caroline.widmer@bj.admin.ch
mailto:sibyll.walter@bj.admin.ch

Bar & Karrer

II

3. April 2020 2

Fur Ruckfragen kdnnen Sie sich jederzeit gerne an die unterzeichnenden Partner
unserer Kanzlei wenden.

Zusammenfassung der wesentlichen Ergebnisse

Aufgrund der aussergew6hnlichen Umsténde und der gravierenden Auswirkungen
der Corona-Pandemie auf die wirtschaftliche Gesundheit der Unternehmen sehen
wir grundsatzlich notrechtlichen Anpassungsbedarf sowohl in Bezug auf Art. 725
OR als auch teilweise in Bezug auf die im SchKG diesen Unternehmen zur Verfi-
gung stehenden Verfahren. Die Stossrichtung der vorgeschlagenen Anpassungen
ist unseres Erachtens richtig, wobei wir Ihnen jedoch nachfolgend gewisse Ergan-
zungen vorschlagen.

Zu den einzelnen Bestimmungen

Nachfolgend nehmen wir zu einzelnen Vorschldgen im Rahmen der geplanten An-
passung der Pflichten der Organe von Unternehmen bei drohender Uberschuldung
sowie zu den geplanten Anpassungen des Nachlassverfahrens und der Einfihrung
eines einfachen Stundungsverfahrens Stellung. Vollstandigkeit wird nicht ange-
strebt; namentlich erwahnen wir nicht besonders, wenn uns eine Bestimmung
sachgerecht und klar erscheint.

Teilsistierung von Art. 725 Abs. 2 OR

Den Vorschlag, bei Art. 725 Abs. 2 OR Erleichterungen vorzusehen, begrissen wir
unter den aussergewothnlichen Umstanden der Corona-Epidemie sehr. Andernfalls
kénnten zahlreiche Unternehmer gezwungen sein, die Bilanz zu deponieren.

Allerdings schlagen wir folgende Anderung in Abs. 1 vor:

"War der Schuldner am 31. Dezember 2019 nicht (berschuldet oder sind ihm
Rangriicktritte im Umfang der Uberschuldung per 31. Dezember 2019 ge-
wahrt, so kann die Benachrichtigung des Richters nach Artikel 725 Absatz 2 OR
unterbleiben, wenn nicht offensichtlich ausgeschlossen ist begrindete-Aus-
sieht-besteht, dass eine Uberschuldung innert_zwdlIf seehs Monaten nach Ende der
Massnahmen gemdéss dem 3. KapitelAbsehnritt der COVID-19-Verordnung 2 vom
13. Madrz 2020 behoben werden kann."

Des Weiteren sollte Art. 24 der COVID-19-Solidarbirgschaftsverordnung wie folgt
erganzt werden:

"Art. 24 Kapitalverlust und Uberschuldung
Fiir die Berechnung der Deckung von Kapital und Reserven nach Artikel 725 Absatz

1 des Obligationenrechts (OR) und fiir die Berechnung einer Uberschuldung nach
Artikel 725 Absatz 2 OR werden Kredite, welche gestiitzt auf Artikel 3 verbliirgt
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werden, bis zum 31. Mérz 2022 nicht als Fremdkapital beriicksichtigt. Dasselbe

qgilt fiir [bis am 30. Juni 2020 2020] zu Uberbriickungs- oder Sanierungs-

zwecken gewdhrte Kredite, welche aufgrund einer brancheniiblichen Kre-
ditpriifung gewédhrt wurden (insb. Kredite geméass Artikel 4). Dies gqilt

sinngeméss fiir alle Rechtsformen, die einer gesetzlichen Anzeigepflicht
bei Kapitalverlust und bei Uberschuldung unterstehen.”

Begriindung: Gemass dem Vorschlag kann der Verwaltungsrat nun davon absehen,
wenn "begriindete Aussicht besteht", dass die Uberschuldung innert sechs Monaten
nach Ende der Massnahmen behoben werden kann (Behebungsprognose). Ob der
Vorschlag greift, hdngt entscheidend davon ab, dass keine zu hohen Anforderun-
gen an die Behebungsprognose gestellt werden.

Der Massstab der "begriindeten Aussicht" droht u.E., die geplanten Erleichterungen
wieder weitgehend zu vereiteln. Denn zuerst muss Uberhaupt erst eine Zwischen-
bilanz erstellt werden, wenn "begriindete Besorgnis einer Uberschuldung” besteht.
Zeigt die Zwischenbilanz dann eine Uberschuldung, kann nun neu vom Gang zum
Richter davon abgesehen werden, wenn "begriindete Aussicht auf eine Behebung
der Uberschuldung" besteht. Da bei der Frage, ob zu Fortfiihrungswerten bilanziert
werden darf (was in der Praxis regelmassig ausschlaggebend fir das Schicksal der
Unternehmung ist), ohnehin eine Prognose Uber die den Geschaftsgang und insbe-
sondere die Liquiditat erforderlich ist (Going Concern, Art. 958a OR), wird u.E.in
der Praxis keine wirkliche Erleichterung eintreffen, wenn der Standard fur die Be-
hebungsprognose nicht bewusst tief angesetzt wird. Es ist daran zu denken, dass
man im Fall eines anschliessenden Konkurses immer "schlauer” sein wird und die
Gefahr besteht, dass angesichts des Resultates auf die mangelnde Aussicht ge-
schlossen wird (Ruckschaufehler, "hindsight bias"). Zudem besteht heute eine so
grosse Ungewissheit Uber die Dauer der COVID-Massnahmen (welche fur viele Un-
ternehmen von entscheidender Bedeutung fir ihre Finanzlage ist) und die Dauer,
bis sich die Wirtschaft nach Aufhebung der Massnahmen erholt, dass eine ernst-
hafte Prognose gar nicht mdéglich ist. Mit dem Vorschlag wird Missbrauchen genu-
gend ein Riegel geschoben.

Zur Verldngerung der Prognosefrist: 6 Monate zur Behebung einer Uberschuldung
sind daruber hinaus zu kurz. Es bedarf einer angemessenen Dauer, um Verluste
wieder durch Gewinne nach der Krise wettzumachen. Zu denken ist erstens daran,
dass die Verluste in der Krise praktisch immer deutlich héher sind als die nachfol-
genden Gewinne, da die fixen Kosten weiterlaufen - sonst gébe es Uber das Jahr
gar keine wirtschaftliche Einbusse. Zudem ist die Ldnge der Krise derzeit noch nicht
absehbar, was den kurzen Horizont von sechs Monaten illusorisch macht. Des Wei-
teren ist unser Verstandnis, dass die Prognose sich immer auf das im Prognose-
zeitpunkt aktuell geltende Ende der Massnahmen gemass COVID-19-Verordnung
2 bezieht (Stand heute also 19. April 2020 plus die betreffende Anzahl Monate).
M.a.W. mussen keine Szenarienberechnungen angestellt werden, was im Falle ei-
ner allfélligen Verlangerung der Massnahmen geschieht. Wir regen an, dies im Be-
gleitbericht klarzustellen.
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Zur vorgeschlagenen Anderung der Art. 24 COVID-19-Solidarbiirgschaftsverord-
nung: Zurzeit werden nur die vom Bund vollstandig garantierten Darlehen bis CHF
500’000 nicht in die Berechnung einbezogen werden. Diese Regelung sollte auch
dann gelten, wenn eine Uberschuldung (verursacht durch Verluste in der jetzigen
Krise) durch andere Kredite Uberbriuckt wird, was priméar fur grossere KMUs be-
deutsam ist. Als Missbrauchsschutz wird vorgeschlagen, dass eine Kreditprifung
erfolgt sein muss (wie in Art. 4 COVID-19-Solidarblrgschaftsverordnung vorge-
schrieben). Damit ist sichergestellt, dass das Darlehen nur gewéhrt wird, weil Sa-
nierungsaussichten bestehen. Ohne diese Regelung drohen, dass viele Unterneh-
men bald nach der Krise die Bilanzen deponieren missen, da die Verluste oft nicht
genugend schnell durch Gewinne wieder kompensiert werden kdnnen (siehe oben).
Daruber hinaus wird aufgrund dieser Sachlage die Behebungsprognose bereits
deutlich haufiger negativ ausfallen, was die Lockerung von Art. 725 OR wesentlich
unterminieren wirde.

Bei Abs. 3 des VO-Vorschlags ist sodann der Verweis anzupassen (Richtig: Verweis
auf "Abséatze 1 und 2").

Anpassungen im SchKG
Generelle Bemerkung

Wir begrissen den Vorschlag, nicht die Notstundung gemaéss Art. 337 ff. SchKG als
Losung vorzusehen, sondern einerseits partielle Anderungen im bestehenden
Nachlassvertragsrecht vorzunehmen, sowie andererseits ein neues Stundungsver-
fahren fur KMU einzufihren.

Anpassungen des Nachlassvertragsrechts

Zu 1.4: Die fur Art. 297a SchKG vorgesehene Erleichterung halten wir fiir einen
gefahrlichen Eingriff in das Prinzip "pacta sunt servanda", zumal der nun gestri-
chene Teilsatz in der parlamentarischen Beratung in das Gesetz eingefligt wurde.
Die Erleichterung birgt die Gefahr, dass nun auch sonst solide Schuldner eine tem-
porare Schieflage in der COVID-Krise missbrauchen kénnten, um sich missliebiger
langfristiger Vertrage zu entledigen. Mit Zustimmung des Sachwalters kann jeder
langfristige Vertrag gekundigt werden; wenn gekiundigt, hat der Vertragspartner
zwar eine Ersatzforderung, doch bloss in der Form einer Nachlassforderung, so
dass der Vertragspartner faktisch gezwungen ist, einem Prozentvergleich zuzu-
stimmen.

Einfiihrung einer neuen COVID-19-Stundung

Zu 2.8: Wir verstehen die Ausfuhrungen zur Anfechtung im Kommentar des BJ
dergestalt, dass Zahlungen neuer Forderungen (die wéhrend der COVID-19-Stun-
dung entstanden sind) nicht mit dem Argument angefochten werden kénnen sollen,
dass dies eine Ungleichbehandlung der Alt-Glaubiger darstellt (da diesen gegen-
Uber ein Zahlungsverbot statuiert wird). Eine Anfechtung von Schenkungen, von
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Zahlungen nicht falliger neuer Schulden oder von Glaubigerschadigung unter Neu-
Glaubigern soll bei Vorliegen samtlicher Voraussetzungen nach wie vor anfechtbar
sein.

Die Auswirkungen der COVID-19-Stundung auf die Anfechtung sollte in der Ver-
ordnung geregelt werden, um Rechtssicherheit zu schaffen. Dabei ist eine einfache,
einheitliche Regelung fur die COVID-19-Krise vorzuziehen (siehe auch Rz. 20 un-
ten). Wir schlagen vor, eine generelle Anderung bzw. Klarstellung betreffend Art.
288 SchKG vorzunehmen, wonach die Zahlung falliger Forderungen des (und im)
ordentlichen Geschaftsverlaufs (unter COVID-Umstanden) generell bis zum 30.
Juni 2020 und fur Schuldner, die sich in einer COVID-19-Stundung befinden, bis
zu deren spateren Beendigung nicht gemass Art. 288 SchKG anfechtbar sind. Art.
286 und 287 SchKG blieben unberuhrt.

Zu 2.6/ 2.9: Der Entwurf sieht vor, dass nicht nur Forderungen, die vor der Bewil-
ligung der COVID-19-Stundung entstanden sind, sondern auch auf Forderungen,
die nach einer Bewilligung (wahrend einer COVID-19-Stundung) bis zum 30. Mai
2020 entstanden sind, der Stundung unterliegen und wahrend der Dauer der CO-
VID-19-Stundung nicht bezahlt werden durfen. In der Zeit bis zum 30. Mai 2020
mussten somit Lieferanten von Kunden, die sich in einer COVID-19-Stundung be-
finden, ihre Leistungen im Wissen erbringen, dass sie dafur wahrend Monaten nicht
bezahlt wirden und im Falle eines Konkurses (oder eines Nachlassvertrages mit
Vermogensabtretung) auch nicht als Masseglaubiger privilegiert waren. Es besteht
somit eine erhebliche Gefahr, dass bis zum 30. Mai 2020 nur die wenigsten Ge-
schaftspartner eines sich in der COVID-19-Stundung befindlichen Schuldners bereit
sein werden, Geschafte mit diesem Schuldner abzuschliessen, was sich negativ auf
den Schuldner auswirkt. In der Praxis wirden Lieferanten in dieser Zeit allenfalls
noch auf Vorkasse leisten, was die Frage aufwirft, ob eine Vorauszahlung durch
den sich in Stundung befindenden Schuldner zul&ssig ist.

U.E. ist deshalb zu befiirchten, dass die mit der Stundungsunterstellung samtlicher
Forderungen bis zum 30. Mai 2020 bezweckte Hilfe fur die Schuldner, die bereits
vorher eine COVID-19-Stundung erhalten, sich gegenteilig auf die Sanierung aus-
wirken kann und Rechtsunsicherheit schafft. Wir schlagen deshalb vor, die Stun-
dung nur auf Forderungen, die bis zur Bewilligung der COVID-19-Stundung ent-
standen sind, anzuwenden.

Zu 2.7, Absatz 4: Unseres Erachtens wére klarzustellen, dass die Wirkung einer
Abtretung kunftiger Forderung nur wahrend der Dauer der Stundung entféallt. Die
COVID-19 Stundung ist zwingend zeitlich beschrankt, soll dem Schuldner eine Ver-
schnaufpause geben, aber nicht fur alle Zukunft in Rechtsverhéltnisse eingreifen.

Erginzung der COVID-19 Solidarbiirgschaftsverordnung
Zu 3.1: Wenn eine persodnliche Haftung der geschaftsfuhrenden Organe eingefuhrt

wird, sollten folgende bestehenden Rechtsunsicherheiten betreffend ausgeschlos-
sener Verwendung der COVID-19-Kredite beseitigt werden:
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i) COVID-19-Solidarburgschaftsverordnung Art. 6 Abs. 3: Klarstellung, ob die
Handlungen nur im Umfang verboten sind, als sie mit (Mitteln aus) COVID-
19-Krediten vorgenommen werden (wie es in Ziffer 4.1d) des Burgschafts-
vertrages (Anhang 3 der COVID-19-Solidarbiurgschaftsverordnung) vorgese-
hen ist); d.h. ob, wenn eine Segregierung moglich ist, andere Mittel fur diese
Zwecke verwendet werden kdnnen.

i) COVID-19-Solidarburgschaftsverordnung Art. 6 Abs. 3 lit. b: Klarstellung, ob
nur Refinanzierung von Aktiv-Darlehen verboten ist (da die "Ausnahme" be-
treffend KontolUberziigen Passiv-Darlehen betrifft und daher Unsicherheit
hinsichtlich des Anwendungsbereichs von lit. b schafft).

Des Weiteren sollten die Haftungsvoraussetzungen dieser personlichen Haftung
ausdricklich genannt werden (Haftung fur kausal verursachten Schaden).

Zu 3.2: U.E. erscheint die Klausel einerseits zu breit formuliert, indem z.B. auch
die Anfechtung von mit diesen Mitteln ausgerichteten Schenkungen (Art. 286
SchKG) ausgeschlossen wére. Andererseits erscheint die Handhabung in der Praxis
schwierig und mit erheblicher Rechtsunsicherheit belastet: Erhalt ein Schuldner
beispielsweise einen COVID-19-Kredit in Hohe von CHF 100’000 auf ein Konto und
macht in der Folge aus dem Kredit und weiteren Mitteln auf diesem Konto Zahlun-
gen in Hohe von insgesamt CHF 200000, welche somit grundsatzlich nur in Héhe
von CHF 100’000 anfechtbar sind, wird eine Zuordnung praktisch sehr schwierig
sein und zu einem gewissen Grad ware es zuféllig, welche Glaubiger vor einer An-
fechtung geschutzt sind. Vorzuziehen ware eine generelle Regelung bzw. Klarstel-
lung betreffend Art. 288 SchKG, siehe oben Rz. 14.

%k %k Xk Xk X

Die Verfasser der vorliegenden Eingabe stehen im Rahmen des weiteren Prozesses
gerne zur Verfugung, um die gesetzgebenden Behérden zu unterstitzen.

Mit freundlichen Grissen

Gez.
Prof. Dr. Rolf Watter Dr. Ralph Malacrida Dr. Corrado Rampini
Dr. Christoph Neeracher Thomas Rohde Dr. Luca Jagmetti

Dr. Urs Kagi
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Offentliche Konsultation vom 1. April 2020: Pflichten der Organe von Unternehmen bei
drohender Uberschuldung sowie Anpassungen des Nachlassverfahrens und Einfithrung eines
einfachen Stundungsverfahrens.

Sehr geehrter Herr Dr. Schall,
sehr geehrte Damen und Herren,

ich danke lhnen fir die Zusendung lhres Schreibens vom 1. April 2020. Von der Einladung zur
Stellungnahme mache ich sehr gerne Gebrauch. Ihre Uberlegungen und Fragen wiirden eine
grindlichere Reflexion verdienen, eine Anforderung, der ich angesichts der engen zeitlichen
Verhaltnisse nicht im gewlnschten Ausmasse nachzukommen vermag. Ich halte mich deshalb kurz.

. Zusammenfassende Beantwortung der Fragen

Frage 1 zum Grundsatz: Besteht grundsatzlicher Handlungsbedarf a) im Gesellschaftsrecht b)
im Betreibungsrecht?

Zu a) Ja.
Zu b) Nein.

Frage 2 zum Vorschlag bei drohender Uberschuldung.

Art. X ist geeignet, ex ante Rechtssicherheit zu schaffen.

Frage 3 zum Vorschlag betreffend Anpassungen im Betreibungsrecht — Einfiihrung eines
einfachen Stundungsverfahrens fiir KMU?

Von der Einfuhrung eines neuen Verfahrens ist zur Ganze abzusehen.



il Ueberlegungen im Einzelnen

A. Ad Frage 1 (Handlungsbedarf)?

s. nachfolgende Ueberlegungen.

B. Ad Frage 2: zum Vorschlag betr. Art. 725 OR bei drohender Uberschuldung

Hier stellt sich die Frage, ob Handlungsbedarf daflir besteht, notrechtlich vom Gesetz abzuweichen
oder ob das geltende Gesetz ausreichend flexibel ist, der besonderen Sachlage der Zeit und den
akuten Bedirfnissen der Wirtschaft Rechnung zu tragen.

Konkret setzt die Frage bei drei Kriterien an, die das geltende Recht regelt: 1) Wann ist eine
Ueberschuldung anzunehmen?; 2) Wann ist eine Anzeigepflicht gegeben?; 3) Wie entscheidet der
Richter (Nichteintreten, Konkurserdéffnung oder Stundung)?.

Fir die Fragen 1) und 2) ist auf die jingste Verlautbarung zum internationalen Standard IFRS 9
hinzuweisen . Dieser Standard betrifft zwar in erster Linie Finanzinstrumente und gilt in erster Linie
fur die Kreditbiicher solcher Banken, die nach IFRS Rechnung legen, doch lasst sich die der
Verlautbarung zugrundliegende Ueberlegung sehr wohl verallgemeinern. Danach ist bei der
Beantwortung der Frage, ob eine Uberschuldung gegeben ist, auch der Umstand in Bedacht zu
nehmen, dass die Staaten und Zentralbanken beispiellose Anstrengungen unternehmen, um den
Unternehmen das Uberleben im Gefolge des behdrdlich angeordneten "lock-down" zu erméglichen.
Solche makrodkonomischen Massnahmen kdnnen demnach bei der Frage, wie vorbestehende
Kredite zu bewerten sind, gewissermassen "eingepreist” werden, so dass trotz der aktuellen
Marktverwerfungen und der damit einhergehenden —und voribergehenden- Verschlechterung der
finanziellen Lage der Schuldner glaubigerseits nicht zwangslaufig eine Verschlechterung der
Kreditqualitat errechnet werden muss. Mit dieser Betrachtung soll das Eigenkapital der Banken von
Ubermassigen und gefahrlichen Belastungen verschont werden.

Die Uberlegung, der stichtagsbezogenen Betrachtungsweise eine vorausschauende Annahme
beizustellen, ist dem geltenden Recht ja nicht fremd (nédmlich bei der Beurteilung der
schuldnerspezifischen Sanierungsaussicht, Art. 725 f. OR sowie im Nachlassverfahren). Sie kdnnte
mutatis mutandis makrodkonomisch ausgeweitet und ganz generell auf die Realwirtschaft und das
einzelne Unternehmen Anwendung finden. Damit ist bei der Beurteilung und Bewertung der Aktiven
mit Blick auf die staatlichen Stltzungsprogramme trotz der aktuellen Unsicherheit die nachhaltige
Erholung der Wirtschaft, der Kunden, der Auftragslage und der Debitoren zu unterstellen, wobei
selbstverstandlich die ohnehin geltende Sorgfaltspflicht einzuhalten, in Einzelpositionen Korrekturen
vorzunehmen und die Nachvollziehbarkeit der Uberlegungen sicherzustellen ist. Von einer Anzeige an
den Richter kann demzufolge abgesehen werden, wenn als Folge der behdrdlich angeordneten
Stilllegung der wirtschaftlichen Aktivitaten ein voribergehender Ertragseinbruch ausgeldst wird, der
zwar kurzfristig eine technische Uberschuldung bewirkt, eine mittelfristige Fortfiihrung des
Unternehmens aber gestitzt auf die staatlichen Férderungsmassnahmen dennoch in guten Treuen
angenommen werden kann?2,

Den gleichen Gedanken auf der Passivseite der Bilanz fortzuschreiben, ist schwieriger. Auch das aus
Anlass der Corona-Krise aufgenommene Fremdkapital ist Fremdkapital. Die Pflicht zur
Benachrichtigung des Richters kann nur durch eine Rangrucktrittserklarung des Glaubigers (z.B. beim
Aktionarsdarlehen) oder durch eine gesetzlich angeordnete nachrangige Behandlung (Art. 24 der
Notverordnung vom 25. Marz 2020) suspendiert werden. Eine befristete Ausweitung dieser Regelung
auf alle Kredite, wie sie in Art. X des Entwurfs vorgeschlagen wird, ist deshalb sinnvoll. Die
vorgeschlagene Regelung wirkt sich vom Konzept her auf die gesamte Bilanz aus und erfasst

L https://www.ifrs.org/news-and-events/2020/03/application-of-ifrs-9-in-the-light-of-the-coronavirus-
uncertainty/

2 Damit ist m.E. auch der Kritik an der Notstundung der Boden entzogen, die in Ziff. 65 des Kurzgutachtens von
Prof. Lorandi wiedergegeben ist.



insbesondere passivseitig einerseits Kredite, die aus Anlass der Corona-Krise aufgenommen werden,
die aber nicht vom Bund verbiirgt sind, andrerseits auch Altkredite. Fiir die vom Bund verbirgten
Kredite besteht bereits eine Sonderregelung, an welche der Entwurf sinnvollerweise anknipft.

Der vorgeschlagene Art. X schafft Rechtssicherheit bei der Beurteilung der Aktiven und schafft eine
zeitlich beschrankte Sonderregelung bezuglich Fremdkapital. Unschdn, aus praktischen Grinden aber
nicht zu vermeiden ist wohl, dass auf den Stichtag 31. Dezember 2019 abgestellt wird, und nicht auf
Mitte Marz 2020, dem eigentlichen Ausbruch der Krise. Die Regelung hilft damit auch jenen nicht
lebensfahigen Unternehmen, welche per Ende 2019 technisch noch nicht Uberschuldet, aber bereits
sanierungsbedurftig waren.

Besondere Herausforderungen diirften sich stellen im Hinblick auf das Auslaufen der in Art. X
vorgesehenen Befristung. Diese sollten friihzeitig erkannt und umsichtig behandelt werden. Im
Hinblick darauf ware es hilfreich, statistische Angaben Uber die Handhabung des Art. X zu erheben.

C. Ad Frage 3. zum Vorschlag betreffend Anpassungen im Betreibungsrecht — Einfiihrung
eines einfachen Stundungsverfahres fiir KMU?

1. Zum Gutachten von Prof. Dr. Fanco Lorandi

Hier sei nur sehr selektiv auf einzelne Elemente eingegangen.

(a) Die Schnittstelle zum Gesellschaftsrecht sei von "erheblicher Rechtsunsicherheit" gepragt
(Rz. 69).

Dieser Ansicht ist nicht zu folgen. Sie ist zumindest auf der Grundlage der Ausflihrungen im
Kurzgutachten in Frage zu stellen.

(b) Negativ ausfallender Vergleich von Notstundung und Nachlassstundung (Rz. 70)

Das Ziel der aktuell anzustrebenden Schonfrist ist es ja nicht, einem aus unternehmerischen Griinden
veranlassten Sanierungsbedarf gerecht zu werden, sondern einem allgemeinen Notstand Rechnung
zu tragen, der es auch —oder gerade dem gesunden Unternehmen nicht gestattet- eine Fortfiihrung
vorbehaltlos anzunehmen. Fir Liquiditdtsengpasse und Kurzarbeit sehen andere Instrumente des
Bundes Hilfestellungen vor, so dass fur das Gesamtsystem davon auszugehen ist, dass nach dem
Unterbruch die normale wirtschaftliche Tatigkeit wieder aufgenommen werden kann. Die Annahme,
die Glaubiger werden nach Beendigung der Notstundung befriedigt werden kdnnen, erweist sich unter
diesen Umsténden dem Grundsatze nach als gerechtfertigt (entgegen der Kritik, die im Kurzgutachten
in Ziff. 65 wiedergegeben ist). Wo dies im Einzelfall nicht der Fall sein sollte, steht dem Schuldner der
Weg in die Nachlassstundung offen.

Es fehlt aus der Sicht des Unterzeichners an einer sachlogischen Begrindung dafur, dass auf dem
Wege des Notrechts dauerhaft in die materiellen Rechtsverhéltnisse eingegriffen werden soll, wie dies
im 6. Punkt von Rz 70 postuliert wird. Solche Eingriffe mégen im Falle eines per se
sanierungsbedurftigen Unternehmens gerechtfertigt sein (6. Punkt in Rz 70 des Kurzgutachtens), sind
es aber nicht in Rahmen einer Aussetzung von Verfahrensvorschriften und der
Benachrichtigungspflichten im Rahmen eines allgemeinen Notstands.

Dass bei der Notstundung wenig praktische Erfahrung besteht und dass die Wissenschaft noch nicht
alle dunklen Ecken ausgeleuchtet hat, bildet keinen Grund, das Institut der Notstundung fiir untauglich
zu erklaren, nachdem dieses ja auch schon einzelne Hartetests bestanden hat, ohne grésseren
Schaden zu nehmen. Die Notstundung so schlecht nicht wie sie im Kurzgutachten dargestellt wird. Sie
erlaubt den Kantonen, eine ihren Verhaltnissen zugeschnittene Losung vorzusehen, d.h. nach



Branchen und Gegenden zu differenzieren 2. Dem entspricht auch die schuldnergerechte Regelung
des Art. 3384, Es ist somit von der Tauglichkeit der Notstundung als zuséatzliches Instrument der
Krisenbewaltigung auszugehen (s. auch unten Ziff. 2).

Ein neues "Corona-Nachlassverfahren" braucht es nicht. Allein die Abgrenzung von Schuldnern,
welche das neue Verfahren "verdienen" und welche nicht, bildet Anlass zu Fragen, fur deren Klarung
aktuell die Musse fehlt. Die Grenzbetrage, die in Ziff. 2.1 der Vorlage genannt sind, sind jedenfalls
willkdrlich. Zudem fehlt eine dem E-Art. X zu betr. Art. 725 OR entsprechende Bestimmung zur Frage,
ob das neuartige Verfahren fur bereits Uberschuldete Unternehmen zur Verfligung steht oder nicht.
Eine "sinnfallige Abgrenzung" (Rz. 106 des Kurzgutachtens) kann m.a.W. weder versprochen noch
formuliert werden.

Darlber hinaus ist auf die Flexibilisierung des Nachlassverfahrensrechts in der Revision 2010
hinzuweisen, die genug Freiraum lasst, um eine Gerichtspraxis zu entwickeln, welche den praktischen
Bedurfnissen der gegenwartigen, ausserordentlichen Situation gerecht wird. Es fehlt im Gutachten
jede Begriindung, weshalb diesem Verfahren ein weiteres zur Seite gestellt werden soll. Das
Kurzgutachten von Prof. F. Lorandi befasst sich ja nur mit dem angeblichen Ungeniigen der
Notstundung. Schliesslich ist an die Komplexitaten zu erinnern, welche durch "aufgepfropfte" KMU-
Sonderregelungen entstehen, und deren Rechnung zu einem spateren Zeitpunkt in Form von
legalistischen Exkursen prasentiert werden wird. Die Verwirrung, welche kommunikativ durch eine
kaum zu vermittelnde Erlauterung Gber das Nebeneinander von gesetzlich eingespielter
Nachlassstundung und "Corona-19-Stundung" entstehen wird, wird der Sache eher schaden als
dienen.

Falls es sich erweist, dass der gegenwartigen besonderen Lage bei der Anwendung des bestehenden
Rechts, bei der Setzung von Akzenten und der Bildung einer Praxis eine guidance wiinschbar wird,
konnte das Bundesamt fur Justiz —gegebenenfalls durch Beizug externer Experten, Empfehlungen /
Wegleitungen zuhanden der kantonalen Gerichte und Behoérden abgeben.

2. Zu den einzelnen vorgeschlagenen Bestimmungen (Beilage 3)

Aus den vorgenannten Griinden ist von der ins Auge gefasste Einfiihrung eines "Corona-
Nachlassverfahrens" abzusehen.

Die vorgesehenen einzelnen Bestimmungen sind angesichts der Flexibilitat des geltenden Rechts
nicht mit einem Gewinn oder einer materiellen Besserstellung der KMU verbunden. Allfallige Vorteile
werden den Nachteil der (mit der Einflilhrung einer weiteren Verfahrensart) zwangslaufig entstehenden
Rechtsunsicherheit mehr als Ubersteuert.

Der Schuldner muss die volle unternehmerische Freiheit behalten, das Uberlebensfahige
Unternehmen durch die Krise zu bringen. Eine Stundung von Forderungen, verbunden mit einem
Zahlungsverbot, ist hier kontraproduktiv (Ziff. 3.3). Es geht darum, die Unternehmer in diesen Wochen
und Monaten von den Gerichten fernzuhalten und ihnen im Nachhinein Riickendeckung zu geben,
wenn sie in guten Treuen an der Uberwindung der Krise gearbeitet haben. Ein Zahlungsverbot
(Entwurf Ziff. 2.9) hilft ihnen dabei nicht, zumal (gemass Entwurf Ziff. 3.2) bei der Verwendung der

3" .. .fur die von diesen Verhéltnissen in Mitleidenschaft gezogenen Schuldner eines bestimmten
Gebietes und auf eine bestimmte Dauer..." (Art. 337 SchKG)

4 "Ein Schuldner, der ohne sein Verschulden infolge der in Artikel 337 genannten Verhéltnisse
ausserstande ist, seine Verbindlichkeiten zu erfillen, kann vom Nachlassgericht eine Notstundung
von hdchstens sechs Monaten verlangen, sofern die Aussicht besteht, dass er nach Ablauf dieser
Stundung seine Glaubiger voll wird befriedigen kdnnen." (Art. 338 Abs. 1 SchKG)



vom Bund verbirgten Corona — Kredite die Anfechtung gemass Art. 285 ff. SchKG wieder
ausgeschlossen werden soll®.

Fur die Uberwindung der Krise braucht der Unternehmer kein neues Verfahren, und dafiir braucht er
auch keine neuartige Form der Absolution, wie sie in Ziff. 2.3 des Vorschlags "klarstellend"
versprochen wird.

Im Uebrigen ist auf die Hinweise im vorangehenden Abschnitt verwiesen, die sich auch auf einzelne
der entworfenen Bestimmungen beziehen.

Sehr wohl verdienten die einzelnen Vorschlage noch eine vertiefte kritische Beleuchtung, doch
angesichts der besonderen zeitlichen Vorgaben bleibt es bei der Beschrankung auf das Gesagte.

Ich danke Ihnen jedenfalls sehr fir die Gelegenheit zur Stellungnahme.

Freundliche Griisse

Thomas Bauer

5 ...dies unabhingig davon, ob die Verwendung der erlangten Geldmittel dem Sinn und Geist der COVID-19-
Solidarbiirgschaftsverordnung entspricht oder nicht.
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Zusammenfassung:
Eingetragen im Anwaltsregister
1. Es soll erwogen werden, den allgemeinen Rechtsstillstand gem. Art. 62 «onsutent:

SchKG zu verlingern, solange die Massnahmen gemiss Kapitel 3 der  fecsanary oo™

COVID-19-Verordnung 2 vom 13. Mérz 2020 fortdauern (A. hier-

1 Urkundsperson des Kantons Aargau

2 Fachanwalt SAV Erbrecht
naCh)' 3 Fachanwalt SAV Bau- und Immobilienrecht
4 Nicht im Anwaltsregister eingetragen
2. Die vorgeschlagenen Massnahmen im Bereich der Bilanzdeponie-

rungspflicht erscheinen uns sinnvoll (B. hiernach).

3. Die Schaffung einer Neuregelung fiir eine COVID-19-Stundung leh-
nen wir ab. Stattdessen ist u.E. die Schaffung eines zeitlich befristeten
KMU-Rechtsstillstands zu priifen, der bei gegebenen Voraussetzungen
individuell KMU’s bewilligt werden konnte (C. hiernach)
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Wir teilen die Auffassung, dass die Notstundung veraltet ist und nicht zur Anwendung
gelangen sollte (E. hiernach).

Im Einzelnen:

A.

Zur Verlangerung des allgemeinen Rechtsstillstands gem. Art. 62 SchKG

Das BJ scheint der Auffassung zu sein, dass der bis zum 19. April 2020 befristete
Rechtsstillstand nicht zu verldngern sei. Wir regen dringend an, diese Auffassung zu
Uberdenken, soweit es die allgemeine Situation am 19. April 2020 nicht erlauben sollte,
die Massnahmen gemaiss Kapitel 3 der COVID-19-Verordnung 2 vom 13. Mirz 2020
zumindest teilweise aufzuheben. Der Bundesrat hat im Rahmen von Notrecht bisher nur
gute zwei Wochen an Rechtsstillstand gem. Art. 62 SchKG bewilligt. Der aktuelle, noch
bis zum 19. April 2020 befristete Rechtsstillstand gilt infolge der Oster-Betreibungsfe-
rien ohnehin, d.h. er hat nichts mit Notrecht zu tun.

U.E. sollte die Aufhebung des allgemeinen Rechtsstillstands gem. Art. 62 SchKG einer-
seits sowie der Massnahmen geméss Kapitel 3 der COVID-19-Verordnung 2 vom
13. Mirz 2020 andererseits wenn moglich aufeinander abgestimmt werden. In diesem
Sinne ist nach unserem Dafiirhalten der Rechtsstillstand erforderlichenfalls iiber den 19.
April 2020 hinaus um einige Wochen zu verldngern. Daran dndert auch nichts, dass zu
Beginn des ersten Weltkrieges ein Rechtsstillstand gem. Art. 62 SchKG (erst) nach rund
zwel Monaten als wirtschaftsschiddigend wieder aufgehoben werden musste. Eine Ver-
langerung des Rechtsstillstands um ein paar Wochen diirfte (noch) nicht irreversibel
wirtschaftsschddigend sein. Sie bringt umgekehrt eine allgemeine Beruhigung der Lage
und Rechtssicherheit im ganzen Land, was zurzeit dringend erforderlich erscheint. Sie
wiirde zudem dem BJ auch mehr Zeit in der Abkldrung und ggfalls Realisierung von
weiterem Notrecht geben. Auch Betreibungs- und Konkursdmter wiirden weiter entlas-
tet, zumal gemiss unseren Informationen verschiedenste Amter zurzeit ohnehin langsa-
mer als vor der Krise arbeiten. Auch mit Blick auf eine allféllige Verlangerung des Fris-
tenstillstands des Bundes iiber den 19. April 2020 hinaus erscheint eine Verldngerung
des Rechtsstillstands gem. Art. 62 SchKG als mdglicherweise angezeigt und zu koordi-
nieren.

Zur vorgeschlagenen Teilsistierung von Art. 725 Abs. 2 OR

Wir unterstiitzen diesen Vorschlag.

Der Linksunterzeichnete (Dr. Daniel Hunkeler) hatte eine solche Ergédnzung des Not-
rechts des Bundes bereits in der NZZ vom 19. Mérz, S. 19 (Hansueli Schochli) angeregt
- vgl. am Schluss des iiber den nachstehenden Link abrufbaren NZZ-Artikels:
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https://bhlaw.ch/wp-content/uploads/2020/03/NZZ-Bundesrat-verf%C3%BCgt-Betrei-
bungsstopp.pdf

Auch in einem online-Seminar (Webinar) von Weblaw vom 25. Mérz 2020 hatte der
Linksunterzeichnete (Dr. Daniel Hunkeler) diesen Vorschlag wiederum aufgenommen;
- vgl. dazu den rund 15-minutigen Videovortrag zum Notrecht des Bundes im SchKG
vom 25. Mérz 2020 unter

https://drive.google.com/file/d/1zpCW3-KAS5S9IKewP90OOZrZP2Z6rpY owAz/view

Im Entwurf des Verordnungstexts miisste in Abs. 1 auf das 3. Kapitel anstatt den 3. Ab-
schnitt der COVID-19-Verordnung 2 vom 13. Mérz 2020 verwiesen werden.

C. Zur vorgeschlagenen Einfihrung der «COVID-19-Stundung» gemass Gutachten
Prof. Franco Lorandi vom 31. Méarz 2020 («Gutachten Lorandi»)

Auch wenn der vorliegende Entwurf und die grundsétzliche Idee dahinter sehr durch-
dacht sind, finden wir es problematisch, zum jetzigen Zeitpunkt ein neues Stundungs-
verfahren einzufiihren. Die fehlende Praxis fiir alle Beteiligten, mogliche Auslegungs-
schwierigkeiten und damit einhergehend die Gefahrdung der Rechtssicherheit stellen
Risiken dar, welche u.E. die Vorteile der vorgesehenen Regelung liberwiegen.

Wir regen stattdessen an, dass in Anlehnung des Rechtsstillstands fiir kranke Schuldner
(Art. 61 SchKG) einerseits ein neuer, zeitlich befristeter Tatbestand eines KMU-
Rechtsstillstands geschaffen und andererseits das herkdmmliche Stundungsverfahren
punktuell (und weitgehend im Sinn der Vorschldge im Gutachten Lorandi) ergdnzt wird
(vgl. zu letzterem Punkt unter D).!

Die Beantragung des KMU-Rechtsstillstands konnte entweder beim Betreibungsamt o-
der beim Nachlassgericht erfolgen unter der Voraussetzung, dass per 31. Dezember
2019 keine Uberschuldung bestand. Eine Zustindigkeit des Betreibungsamtes zur Be-
urteilung der vorbestandenen Uberschuldung bzw. Bewilligung des Rechtsstillstands
wiirde zur Entlastung der Nachlassgerichte fiihren. Andererseits diirften Nachlassge-
richte fachlich regelméssig besser geeignet sein. Insbesondere sprechen auch Rechts-
mittel- und Haftungsfragen eher fiir eine Zustdndigkeit der Nachlassgerichte (Be-
schwerde gem. ZPO gegen die Verweigerung eines Rechtsstillstands durch Entscheid

! Die Verfasser danken fiir einen Gedankenaustausch (in alphabetischer Reihenfolge): Frau lic.
iur. Gabriela Elgass, Gerichtspréasidentin IT am Kantonsgericht Nidwalden, Herr Benno Krdisi,
Leiter Betreibungs- und Konkursamt Schaffhausen sowie lic. iur. Philip Talbot, langjéhriger
Konkurs- und Nachlassrichter am Bezirksgericht Ziirich.
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der Nachlassgerichte versus blosse Aufsichtsbeschwerde gegen Entscheide der Betrei-
bungsdmter). Letztlich wird das BJ zu entscheiden haben. Wir tendieren dazu, die Be-
willigung des neu zu schaffenden KMU-Rechtsstillstands in die Kompetenz der Nach-
lassgerichte zu legen.

Im Sinn einer moglichst einfachen und rechtsgleichen Regelung konnte gepriift werden,
ob der Rechtsstillstand auch von gewissen natiirlichen Personen beantragt werden kann
(d.h. auch Personen, die eigentlich nicht der Konkursbetreibung unterliegen, und auch
Gesellschaften im Sinn von Ziff. 2.1 Abs. 4 [recte: 3] der Anpassungen im SchKG),
zumal Selbstindigerwerbende mitunter nicht im Handelsregister eingetragen sind.
Diese miissten analog den Bestimmungen im Sozialversicherungsrecht mittels Rech-
nungen oder Jahresrechnungen ihren Status als Selbstindigerwerbende glaubhaft ma-
chen.

Der zu gewdhrende KMU-Rechtsstillstand mit den Wirkungen von Art. 56 1.V.m. Art.
63 SchKG konnte (von den Nachlassgerichten bzw. ev. von den Betreibungsiamtern;
vgl. soeben) einstweilen bis ldngstens zu den nédchsten Betreibungsferien ab 15. Juli
2020 gewdhrt werden, sodass der individuelle Rechtsstillstand effektiv bis 31. Juli 2020
gilt. Danach bzw. bis dahin wére die Situation neu zu beurteilen. Eine 6ffentliche Be-
kanntmachung eines bewilligten KMU-Rechtsstillstands wiirde nicht erfolgen, was das
Ansehen des Schuldners zumindest teilweise schiitzen wiirde.

Auf die Inkraftsetzung der Ziff. 2.2-2.9 und 2.12 der Anpassungen im SchKG wiirden
wir verzichten. Allein mit einem Antrag auf einen KMU-Rechtsstillstand kommt der
Verwaltungsrat also mit dem von uns vorgeschlagenen Institut seinen Pflichten geméss
Art. 725 Abs. 2 OR nicht nach, was er aber basierend auf der temporiren Aussetzung
der Bestimmung bei COVID 19 bedingter Uberschuldung auch nicht muss (Teilsistie-
rung von Art. 725 Abs. 2 OR; vgl. B. hiervor). Fiir alle anderen Félle der Zahlungsun-
fihigkeit bzw. Uberschuldung gelten die bereits heute giiltigen Bestimmungen.

Die tibrigen Ziffern der Ergdnzungen zum SchKG im Zusammenhang mit der COVID-
19-Stundung wiirden wir soweit erforderlich sinngemadss iibernehmen.

Der Rechtsstillstand ist in der Praxis bekannt und erprobt. Unseres Erachtens konnen
mit ihm die mit der COVID-19-Stundung verfolgten Ziele (ndmlich in erster Linie:
Schutz vor Betreibungshandlungen und Konkurseréffnung) weitgehend und in einfa-
cher Form erreicht werden. Soweit das nicht ausreicht, z.B. wenn effektive Sanierungs-
Restrukturierungshandlungen vorgesehen bzw. erforderlich sind, soll das Nachlassver-
fahren in Anspruch genommen werden, das einen weitergehenden Schutz sowohl fiir
den Schuldner als auch fiir die Gldubiger vorsieht und in der Praxis bestens erprobt ist
(vgl. dazu unter D).
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Dem Argument, dass normale Nachlassverfahren teure (Sachwalter-)Kosten mit sich
bringen, kann entgegnet werden, dass generell und insbesondere in der aktuellen Situa-
tion bereits nach geltendem Recht wéhrend der provisorischen (6ffentlich bekannt zu
machenden) Stundung auf die Einsetzung eines Sachwalters verzichtet werden kann
(vgl. Art. 293b SchKG i.V.m. Art. 293¢ Abs. 2 Bestimmung d. SchKG). Soweit in ein-
fachen Verhiltnissen (KMU) ein Sachwalter eingesetzt wiirde, miisste dieser wohl re-
gelméssig weniger Aufwand betreiben, zumal es sich oftmals um grds. wirtschaftlich
gesunde Schuldnerinnen handeln diirfte, die durch die Pandemie in die Krise geraten
sind. Das Gericht kann in Féllen, in welchen keine Sachwalter eingesetzt werden, bereits
nach geltendem Recht Schutzmassnahmen verfiigen (vgl. Art. 293a Abs. 1 SchKG).

Abschliessende Bemerkungen fiir den Fall der Beibehaltung der COVID-19-Stundung:

e Dasin Rz. 86 des Gutachtens Lorandi erwahnte Erfordernis der vorbestehenden Rentabilitat
wirde sich negativ auswirken auf Schuldner, die sich im Aufbau befinden (Start-ups) und na-
turgemass (noch) Verluste schreiben. Wenn diese eine gesunde Finanzierungsstruktur bzw.
Aussicht auf weitere Finanzierungsrunden haben, sollte ihnen eine Stundung nicht per se ver-
wehrt sein. Im Gesetzesentwurf ist zwar unter Ziff. 2.1 der Anpassungen im SchKG nur die
Rede davon, dass per 31. Dezember 2019 keine Uberschuldung bestanden haben darf. Aller-
dings konnte bei der Auslegung der Bestimmung dann auf das Gutachten Lorandi zuriickge-
griffen werden und im besagten Sinn vorbestehende Rentabilitdt verlangt werden.

e Die vorgesehene Verlangerungsmoglichkeit der COVID-19-Stundung wiirde zu erheblicher
Mehrarbeit fiir die Gerichte fihren. Soll nicht auch die Mdglichkeit vorgesehen werden, dass
auf Anhieb vier bis sechs Monate bewilligt werden kénnen?

e Wie sieht es aus mit einer moglichen Staatshaftung bzw. der Haftung eines Sachwalters in-
folge staatlichen Riickgriffs, wenn Massaverbindlichkeiten bzw. mit Zustimmung des Sach-
walters entstandene Verbindlichkeiten nach dem (automatischen) Ende der COVID-19-Stun-
dung nicht bezahlt werden? Miisste der Sachwalter sicherstellen, dass solche Verbindlichkei-
ten jeweils sofort bezahlt werden bzw. dass flr Verbindlichkeiten, die bis 30. Mai 2020 mit
seiner Zustimmung entstehen (und nicht bezahlt werden diirfen), Riickstellungen gemacht
werden? Vermutlich ist eher die Meinung, dass letztere nicht zu Massaverbindlichkeiten wer-
den sollen, andernfalls ein Sachwalter aus Vorsichtsgriinden den operativen Betrieb reduzie-
ren oder schliessen lassen misste, um keine Glaubiger zu schadigen. Zwecks Vermeidung von
Missverstandnissen konnte das ggfalls in Ziff. 2.12 der Anpassungen im SchKG noch klarge-
stellt werden.

e In Ziff. 2.1 der Anpassungen im SchKG kénnte in Abs. 2 des vorgesehenen Entwurfs fir die
COVID-19-Stundung noch prazisiert werden, dass der Nachweis Uber die Vermdgenslage per
31. Dezember 2019 (z.B. mittels Einreichung des Jahresabschlusses) erbracht werden muss.
In der besagten Ziff. 2.1 ist der dritte Absatz sodann irrtimlich als Abs. 4 bezeichnet.
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Betreffend Rechtsmittel will sich der Entwurf gemass Kommentar zu Ziff. 2.10 der Anpassun-
gen im SchKG eigentlich auf das Gutachten Lorandi abstiitzen. In diesem wird aber gerade
nicht die sinngemdsse Anwendung von Art. 295c SchKG empfohlen, sondern jene von Art.
293d SchKG (keine Rechtsmittelmoglichkeit).

Soll nicht der 31. anstatt der 30. Mai 2020 ggfalls als Stichdatum dienen?

Zu den vorgeschlagenen punktuellen Anderungen des geltenden Nachlassvertrags-
rechts gemass Gutachten Lorandi

Die vorgeschlagenen Anpassungen des Nachlassvertragsrechts betreffend die Verldn-
gerung der Dauer der provisorischen Nachlassstundung sowie Auflosung von Dauer-
schuldverhéltnissen unterstiitzen wir. Weiter wire u.E. eine Ergénzung von Art. 310
Abs. 1 SchKG zu priifen, wonach Masseverbindlichkeiten ausschliesslich mittels aus-
driicklicher Zustimmung des Sachwalters entstehen konnen. Die heutige Bestimmung
ist mit zahlreichen Unsicherheiten bei der Fortfithrung eines Betriebs wihrend der Stun-
dung verbunden, was sanierungsfeindlich ist.

Die Priifung der Sanierungsfahigkeit durch das Nachlassgericht bei der Gesuchsbewil-
ligung wiirden wir indessen beibehalten. Die Anforderungen fiir die Bewilligung einer
provisorischen Nachlassstundung sind bereits heute sehr tief. Mithin muss das Gericht
nicht die Sanierungsfahigkeit priifen, sondern einzig im Sinne eines Missbrauchstatbe-
stands Fille abweisen, welche offensichtlich keine Aussicht auf Sanierung oder auf ei-
nen Nachlassvertrag haben (vgl. Art. 293a Abs. 3 SchKQG). In aller Regel wird es unter
Hinweis auf die Liquiditatsschwierigkeiten zufolge der Corona-Krise gelingen, gewisse
Sanierungsaussichten darzutun bzw. es braucht viel, bis offensichtlich keine Aussicht
auf Sanierung oder Bestitigung eines Nachlassvertrags anzunehmen ist. In so einem
Fall ist es dann auch gerechtfertigt, dass das Unternehmen rechtzeitig aus dem Verkehr
gezogen wird, ohne dass das Verfahren zunéchst er6ffnet wird, damit hernach der Sach-
walter die offensichtliche Sanierungsunfdhigkeit feststellt.

Der Wegfall der Priifung fiihrte sodann dazu, dass bei der vorgesehenen COVID-19-
Stundung die Bewilligungsvor